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1 Einleitung 

Ob Strom- und Wasserversorgung, öffentlicher Nahverkehr oder Anbindung an 

schnelles Internet: Kommunen stellen im Rahmen der die Grundlagen für einen 

funktionierenden Alltag bereit. Die kommunale Daseinsvorsorge schafft damit 

ein Fundament für Teilhabe, Lebensqualität und gleichwertige Lebensverhält-

nisse in ländlichen und städtischen Räumen. Das Leistungsspektrum ist jedoch 

im stetigen Wandel – was vor einigen Jahren für die Grundversorgung der Be-

völkerung noch wichtig war, muss es heute lange nicht mehr sein. 

Derzeit steht die kommunale Daseinsvorsorge vor zwei zentralen Transformati-

onsaufgaben: dem sozial-ökologischen Wandel sowie der Digitalisierung. Beide 

Makrotrends wirken simultan auf Städte, Landkreise und Gemeinden und führen 

dabei zu disruptiven Anpassungsbedarfen in den kommunalen Versorgungssys-

temen. Trotz dieser Umbruchsituation ist klar: Die veränderten ökologischen und 

technologischen Rahmenbedingungen stellen nicht nur eine Bedrohungslage 

dar, sondern bieten gleichzeitig auch zahlreiche Gestaltungsmöglichkeiten zur 

Ermöglichung zukunftsfähiger Lebensverhältnisse in örtlichen Gemeinschaften 

(VKU, 2017). 

Damit dies gelingt, müssen Kommunen beide Transformationsaufgaben zusam-

mendenken und eng miteinander verzahnen. Die derzeit viel diskutierte Digitali-

sierung der Daseinsvorsorge hat zwar das Potenzial den sozial-ökologischen 

Umbau der Kommunen zu unterstützen, aber auch diesen zu hemmen und wo-

möglich gar zu konterkarieren (WBGU, 2019). Demzufolge darf die Digitalisierung 

der Daseinsvorsorge nicht als Selbstzweck verstanden werden. Vielmehr muss 

sie strategisch mit den kommunalen Nachhaltigkeitszielen verknüpft werden.  

Vor diesem Hintergrund ist die Schaffung nachhaltiger Lebensverhältnisse als 

Teil der Daseinsvorsorge und damit als kommunaler Gestaltungsauftrag zu ver-

stehen. Der vorliegende Bericht entwickelt hierfür Entwicklungsperspektiven 

und liefert Handlungsempfehlungen für eine Neuausrichtung des kommunalen 

Versorgungsauftrags. 

1.1  Das CO:DINA Projekt  

Hier setzt unser Projekt „CO:DINA – Transformationsroadmap für Digitalisierung 

und Nachhaltigkeit“ an. Die Grundidee ist, die Komplexität und Vielschichtigkeit 
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der digitalen Transformation im Rahmen nachhaltiger Entwicklung besser zu 

verstehen, neue Handlungsfelder mit ihren Systemen und Wechselwirkungen zu 

erkunden und durch einen integrierten Ansatz gestaltbar zu machen (Fritzsche 

& Ramesohl, 2021). Das Vorhaben soll dafür Ansatzpunkte und Stoßrichtungen 

für die anwendungsorientierte Forschung zu den Folgen, Gestaltungschancen 

und Entwicklungsperspektiven der digitalen Transformation identifizieren und in 

Form von Transformationsroadmaps erschließen. Dafür wird ein Forschungs-

netzwerk von Akteuren aus Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Wissenschaft 

aufgebaut. 

1.2  Die Forschungslinie „Zukunftsfähige Daseinsvorsorge” 

Die CO:DINA-Forschungslinie „Zukunftsfähige Daseinsvorsorge” greift diesen 

Gestaltungsanspruch auf und will verstehen, wie die kommunale Daseinsvor-

sorge zur Schaffung solch nachhaltig-digitaler Lebensverhältnisse beitragen 

kann. Dafür untersuchen wir Chancen, Risiken und Gestaltungsperspektiven der 

Digitalisierung für einen sozial-ökologischen Umbau der kommunalen Versor-

gungssysteme. Der Blick richtet sich sowohl auf veränderte Zielsetzungen und 

Aufgabenfelder als auch neuartige Formen und Instrumente der Leistungser-

bringung, die eine nachhaltig-digitale Ausgestaltung der Daseinsvorsorge erfor-

dert. Im Kern stellen sich dabei Fragen nach Verantwortungen und Rollen von 

Kommunalverwaltungen im digitalen Wandel – gerade mit Blick auf die zuneh-

mende Einflussnahme der Plattformökonomie in Bereichen der Grundversor-

gung.  

Die Forschungslinie unterstützt die Umsetzung der Deutschen Nachhaltigkeits-

strategie und die Verwirklichung der globalen Nachhaltigkeitsziele der Agenda 

2030 der Vereinten Nationen (Sustainable Development Goals, SDGs). Es ist Ziel 

dieser Arbeit, das Aufgabenfeld der kommunalen Daseinsvorsorge für einer 

nachhaltig-digitalen Transformation der Gesellschaft zu explorieren, einzugren-

zen und als gemeinsamen Handlungsbereich für die Umwelt- und Digitalpolitik – 

insbesondere auf kommunaler Ebene – greifbar zu machen. 

Dabei stehen folgende Fragen im Mittelpunkt:  

1. Wie muss der kommunale Auftrag im Sinne einer nachhaltig-digitalen 

Kommunalentwicklung angepasst werden?  

2. Was sind Zielsetzungen und Leitplanken einer nachhaltig-digitalen Da-

seinsvorsorge? 

3. Wie kann die Digitalisierung der Daseinsvorsorge einen Beitrag zur nach-

haltigen Kommune leisten?  
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4. Welche neuen Aufgabenfelder und Formen der Leistungserbringung 

entstehen daraus?  

5. Welche Akteurskonstellationen sind für eine nachhaltig-digitale Da-

seinsvorsorge relevant? Und welche Verantwortungen und Rollen kön-

nen verschiedene Akteursgruppen übernehmen? 

6. Welche akteursspezifischen Handlungsstrategien und Instrumente sind 

geeignet, um die nachhaltig-digitale Transformation der Daseinsvor-

sorge zu gestalten? 

Zusätzlich zu den in diesem Bericht dargelegten Ergebnissen wurden innerhalb 

der folgenden fünf Kurzstudien thematische Deep Dives vorgenommen:  

1. Kommunale Daten-Governance (Piétron, Gailhofer & Sommer, 2022) 

2. Kommunale Plattformen (Wolf, Nölting, Hamm, Rehak, Hobelsberger & 

Beer, 2022) 

3. Künstliche Intelligenz (Berg, Swarat & Beer, 2022)  

4. Strategische Vorausschau (Rottmann, Beukert & Beer, 2022) 

5. Zukunftsfähige Steuerungslogiken (Höher, Vogel & Beer, 2022)  

Der vorliegende Bericht richtet sich in erster Linie an Städte, Landkreise und Ge-

meinden (Kommunen) sowie relevante Akteure aus Forschung, Wirtschaft und 

Zivilgesellschaft im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge. Im Hinblick auf 

die Ausgestaltung der politischen, rechtlichen und finanziellen Rahmenbedin-

gungen sind darüber hinaus der Bund und die Länder angesprochen. 

1.3  Aufbau des Berichts 

Der Aufbau dieses Berichts orientiert sich nach einer kurzen Darstellung unse-

res Forschungsansatzes im Kapitel 2 und den konzeptionellen Grundlagen im 

Kapitel 3 an folgenden Leitfragen: 

Kapitel 4: Was ist der Status Quo der Daseinsvorsorge und welchen Einfluss ha-

ben derzeit die Makrotrends Klima- und Umweltkrise und Digitalisierung? 

Kapitel 5: Welche Chancen und Risiken bietet die Digitalisierung für eine sozial-

ökologische Transformation der kommunalen Versorgungssysteme? 

Kapitel 6: Was sind Zielbild und Gestaltungsprinzipien einer nachhaltig-digitalen 

Daseinsvorsorge? 

Kapitel 7: Welches Transformations- und Steuerungsverständnis muss diesem 

nachhaltig-digitalen Systemumbau zugrunde gelegt werden? 

https://codina-transformation.de/wp-content/uploads/CODINA_Kurzstudie_Nachhaltige-Daten-Governance_in_der_Daseinsvorsorge.pdf
https://codina-transformation.de/wp-content/uploads/CODINA_Kurzstudie_Kommunale_Plattformen.pdf
https://codina-transformation.de/wp-content/uploads/FINAL_CODINA_Kurzstudie_Definition_KI_und_Daseinsvorsorge_neu.pdf
https://codina-transformation.de/wp-content/uploads/CODINA_Kurzstudie_Vorausschauende_Daseinsvorsorgeplanung.pdf
https://codina-transformation.de/wp-content/uploads/FINAL_CODINA_Kurzstudie_Generationengerechtigkeit_neu.pdf
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Kapitel 8: Welche Handlungsfelder und Ansatzpunkte können zu einer nachhal-

tig-digitalen Ausrichtung der Daseinsvorsorge beitragen? 

Kapitel 9: Welche Maßnahmen müssen dafür ergriffen werden? 

2 Forschungsdesign  

In diesem Kapitel wird der Forschungsansatz des CO:DINA-Projektes dargestellt 

und das methodische Vorgehen innerhalb der Forschungslinie „Zukunftsfähige 

Daseinsvorsorge” erläutert.  

2.1  Unser Selbstverständnis – der Forschungsansatz 

CO:DINA adressiert den Einfluss, die Interdependenzen und die prägende Gestal-

tungswirkung des digitalen Wandels auf die Nachhaltigkeitstransformation von 

Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. 

Wir verfolgen dabei einen Ansatz der transformativen Forschung und verbinden: 

• die Analyse der grundlegenden Strukturen, Elemente und Dynamiken 

der Transformationsprozesse (Systemwissen), 

• die Exploration und Spezifikation der möglichen und letztlich gesell-

schaftlich zu bestimmenden Zieldimensionen dieser Transformationen 

(Zielwissen) und 

• die Entwicklung und Abwägung von Handlungsoptionen für gelungene 

Gestaltung von Transformation (Transformationswissen). 

CO:DINA denkt systemisch und nimmt explizit die Komplexität der digitalen 

Transformation in den Blick, die durch die Dynamik technologischer Entwicklun-

gen und deren sozio-ökonomischen wie ökologischen Implikationen gekenn-

zeichnet ist. Diese umfassen intendierte wie nicht-intendierte gesellschaftliche, 

politische, wirtschaftliche wie auch umweltbezogene Folgen, die Gesellschaften 

vor neue Herausforderungen, aber auch Möglichkeiten stellen. Daraus ergibt sich 

ein Handlungs- und Gestaltungsbedarf, um den digitalen Wandel entlang gesell-

schaftlicher Ziele, Normen und Wünsche auszurichten und letztlich in den Dienst 

einer nachhaltigen Entwicklung zu stellen. CO:DINA verbindet unterschiedliche 

Dimensionen und Ebenen des digitalen Wandels und der Nachhaltigkeitstrans-

formation. 
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Die Forschung ist daher interdisziplinär ausgerichtet und versucht relevante Dis-

ziplinen, Forschungsstränge und Diskurse miteinander zu verbinden. Die Arbeit 

in den Forschungslinien ist dazu transdisziplinär aufgestellt, um zur adäquaten 

Behandlung komplexer und kontroverser Fragestellungen, unterschiedliche au-

ßerwissenschaftliche Wissensbestände einbeziehen zu können. So können kom-

plexe und vernetzte Beziehungsmuster und Wirkungszusammenhänge sowie 

Unsicherheiten und Ambivalenzen besser verstanden und in Lösungsoptionen 

überführt werden. Der Forschungsprozess integriert daher unterschiedliche Pra-

xispartner*innen und Stakeholder sowie deren Wissensbestände. 

2.2  Unser Vorgehen – der Arbeitsprozess  

Der Arbeitsprozess in der Forschungslinie lässt sich, wie in Abbildung 1 darge-

stellt, in zwei übergeordnete Phasen unterteilen: 

• Die erste Phase umfasst die Eingrenzung des Untersuchungsgegen-

standes (Scoping), die Problembeschreibung sowie die Identifikation 

und Strukturierung wesentlicher Handlungsfelder, Wirkungsbeziehun-

gen und Ansatzpunkte. 

• Die zweite Phase beinhaltet die Lösungssuche, die Identifikation von 

möglichen Maßnahmen und die Analyse der Implikationen für eine 

nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge im Sinne einer Stärkung der kom-

munalen Transformationsfähigkeit. 

Innerhalb dieser beiden Bereiche durchläuft der Forschungsprozess jeweils ei-

nen öffnenden Arbeitsschritt (zum Erkunden und Sammeln von Inhalten) und 

einen schließenden Arbeitsschritt (zum Strukturieren, Verstehen, Zusammenzu-

führen und Verdichten von Inhalten), womit sich der Arbeitsprozess in insgesamt 

vier Schritte gliedert: 

• Erkunden und Eingrenzen (Exploration des Themas, Problemdefinition, 

Eingrenzung und Definition der Schwerpunkte der Untersuchung) 

• Analysieren und Strukturieren (Problembeschreibung, Charakterisierung 

der Wechselwirkungen, Priorisierung von Ansatzpunkten) 

• Entwerfen (Ideen für Problemlösung und Identifikation von Hand-

lungsoptionen und -potenzialen) 

• Bündeln und Priorisieren (Clustern und Kombinieren von Maßnahmen zu 

Strategieansätzen und Analyse der Implikationen für Akteure, Rollen und 

Verantwortlichkeiten sowie der übergeordneten Handlungsvorausset-

zungen). 
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In den beiden öffnenden, explorativen Arbeitsschritten 1 und 3 wurden Fach-

workshops mit Expert*innen aus Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-

schaft durchgeführt, der jeweilige Arbeitsstand diskutiert und die anschließen-

den Analysen und Zusammenführungen vorbereitet. Die Vorschläge und vorläu-

figen Ergebnisse der Schritte 2 und 4 wurden jeweils in einem öffentlichen Event 

bzw. Konferenz-Workshop vorgestellt, diskutiert und das Feedback in die Arbei-

ten einbezogen. 

 
Abbildung 1: Vorgehen im Forschungsprozess (eigene Darstellung) 

3 Definitionsrahmen 

In diesem Kapitel werden die konzeptionellen Grundlagen dargestellt, die der 

CO:DINA-Forschungslinie und damit dem vorliegenden Bericht zu Grunde liegen. 

Dafür werden die zentralen Begriffe der Daseinsvorsorge, Nachhaltigkeit und Di-

gitalisierung unter Rückgriff auf bestehende Fachliteratur definiert. Hierbei wer-

den die Konzepte noch unabhängig voneinander behandelt und erst in den 

nachfolgenden Kapiteln in Bezug gesetzt. 

3.1  Begriffsverständnis: Kommunale Daseinsvorsorge  

Daseinsvorsorge ist ein umstrittener Begriff, der seit seiner ersten Verwendung 

durch Ernst Forsthoff (1938) in einer großen Vielfalt von Bedeutungs- und Ver-

wendungskontexten genutzt wird (Neu, 2009). Nicht selten wird das Konzept 
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deshalb als unscharf, konturlos oder gar als rechtspolitischer „Kunstbegriff” be-

schrieben (Luthe, 2017). Dennoch ist die Daseinsvorsorge als verwaltungspoliti-

scher sowie rechtswissenschaftlicher Terminus etabliert und hat eine umfang-

reiche Rezeption seitens des Bundesverfassungsgerichts erfahren (Milstein, 

2018). Vor diesem Hintergrund wird zunächst das Begriffsverständnis von Da-

seinsvorsorge erläutert, welches den folgenden Überlegungen sowie der For-

schungslinie zugrunde gelegt wird.   

Nach aktuellem Verständnis lassen sich Vorgaben und ein Rahmen für die Aus-
gestaltung der Daseinsvorsorge aus den Grundrechten (z. B. Schutz der Men-
schenwürde, Art. 1 Abs. 1 GG oder Gleichheitsgrundsatz, Art. 3 Abs. 1 GG), dem 
Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) und der kommunalen Selbstverwaltungs-
garantie (Art. 28 Abs. 2 GG) ableiten. Eine Verbindung mit der räumlichen Dimen-
sion und dem Leitbild gleichwertiger Lebensbedingungen erhält das Konzept zu-
dem durch das Raumordnungsgesetz (vgl. § 1 Abs. 2 sowie § 2 Abs. 2). Eine 
grundlegende Definition lieferte dabei im Jahr 1984 das Bundesverfassungsge-
richt. Demnach ist die Daseinsvorsorge eine öffentliche Aufgabe zur Sicherstel-
lung der Grundlagen für eine menschenwürdige Existenz (BVerfG, Beschluss 
vom 20.03.1984 - 1 BvL 28/82). 

Diese rechtlichen Eckpunkte beschreiben Daseinsvorsorge im Kern als die durch 

das Gemeinwesen zu erbringende Grundversorgung der Bevölkerung mit we-

sentlichen Infrastrukturen, Gütern und Dienstleistungen des alltäglichen Lebens. 

Nach klassischem Verständnis zählen dazu technische Angebote, z. B. die Ver-

sorgung mit Energie, Wasser, oder Telekommunikation, ebenso wie soziale An-

gebote, z. B. Gesundheitsdienste, Altenpflege, Bildungs- und Kulturangebote 

oder Katastrophenschutz. Diese Leistungen sollen allen Bürger*innen unabhän-

gig von deren Einkommen zur Verfügung gestellt werden. Als zentrale Kriterien 

bei der Leistungserbringung gelten daher eine angemessene Versorgungsquali-

tät, sozialverträgliche Preise, sowie eine flächendeckende Verfügbarkeit und Er-

reichbarkeit der Angebote und Einrichtungen. 

3.1.1  Perspektivwechsel von Versorgungs- zu Befähigungsverständnis 

Im Diskurs über die Daseinsvorsorge ist in den letzten Jahren ist ein grundlegen-

der Perspektivwechsel von einem reinen „Versorgungsverständnis” hin zu einem 

„Befähigungsansatz” zu beobachten: Entscheidend für die Erfüllung der Da-

seinsvorsorge sei demnach nicht eine funktionale Fokussierung auf die Erbrin-

gung festgelegter Leistungen. Vielmehr solle gefragt werden, wie Daseinsvor-

sorge gestaltet sein muss, damit sie Einzelne zur eigenständigen und selbstbe-

stimmten Lebensführung sowie zur Teilhabe an der Gesellschaft befähigt 
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(Dehne, 2019). In anderen Worten: die öffentliche Leistungserbringung solle nicht 

als Selbstzweck, sondern Instrument zur Erfüllung von gesellschaftlichen Grund-

bedürfnissen verstanden werden. Aus dieser Blickrichtung verfolgt die Daseins-

vorsorge das Ziel soziale, technische und institutionelle Voraussetzung zu schaf-

fen, um Verwirklichungschancen zu ermöglichen (Deutscher Bundestag, 2016). 

Diese Befähigungsverständnis rückt die Bedürfnisse der Bürger*innen in den 

Mittelpunkt, berücksichtigt individuelle sowie räumliche Unterschiede und for-

dert differenzierte, bedarfsgerechte Strategien zur Weiterentwicklung des öf-

fentlichen Leistungsportfolios (vgl. zum Befähigungsansatz Röbke, 2012). Aus 

dieser Perspektive umfasst der Daseinsvorsorgeauftrag daher ein Bündel an Inf-

rastrukturen, Gütern und Dienstleistungen von öffentlichem Interesse, welche 

die Voraussetzungen für individuelle Verwirklichungschancen und gesellschaft-

liche Teilhabe für alle Mitglieder der Gesellschaft schaffen. 

3.1.2  Dynamische Weiterentwicklung des Leistungsportfolios 

Ein weiteres Charakteristikum des Begriffs der Daseinsvorsorge ist das Fehlen 

einer eindeutigen Bestimmung des Aufgabenkatalogs. Diese begriffliche Un-

schärfe ermöglicht Interpretationsspielräume im Hinblick auf die Ausgestaltung 

des Leistungsspektrums (Matthes, 2020). Im Laufe der Zeit verändern gesell-

schaftliche Entwicklungen Lebensstile, Bedürfnislagen und damit das Verständ-

nis von Leistungen, die als existentiell notwendig erachtet werden. Die Bestim-

mung der Daseinsvorsorge ist also stets abhängig von den Voraussetzungen und 

Rahmenbedingungen, die sich für das Zusammenleben zu einer bestimmten Zeit 

an einem bestimmten Ort ergeben. Gewisse Bereiche werden der Daseinsvor-

sorge immer zugehörig sein, andere wiederum werden abgelöst und neue kom-

men hinzu. Dementsprechend sind die Aufgabenbereiche der Daseinsvorsorge 

nicht dauerhaft fixiert, sondern entwicklungsoffen und stetigem gesellschaftli-

chen Wandel unterworfen (Dörr, 2014). Es liegt daher in der Verantwortung der 

kommunalen Verwaltungen und Unternehmen das Leistungsspektrum der Da-

seinsvorsorge stetig neu zu verhandeln und an die sich verändernden Rahmen-

bedingungen der Gesellschaft anzupassen. 
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Abbildung 2: Dynamisches Leistungsspektrum der Daseinsvorsorge (eigene Darstellung) 

3.1.3  Kernaufgabe der Kommunen 

Die Bereitstellung von Leistungen der Daseinsvorsorge ist in Deutschland eine 

Kernaufgabe der Kommunalverwaltungen. Städte, Landkreise und Gemeinden 

erfüllen auf örtlicher Ebene lebenswichtige öffentliche Aufgaben zugunsten ih-

rer Bürger*innen. Vor Ort kann am besten entschieden werden, welche Leistun-

gen im Interesse der Bürger*innen zu erbringen sind und wie diese ausgestaltet 

werden müssen. In der Art und Weise der Aufgabenwahrnehmung sind Kommu-

nen im Rahmen der Selbstverwaltungsgarantie grundsätzlich frei (Art. 28 Abs. 2 

GG). Dazu gehört auch zu bestimmen, mit welchen Strategien, Instrumenten und 

Kooperationen die Aufgaben im Bereich der Daseinsvorsorge ausgeführt werden 

sollen. Kommunen können dabei entscheiden, Aufgaben selbst zu erfüllen oder 

an andere Träger zu übertragen. Die Aufgabenerfüllung erfolgt dabei in der Regel 

durch eine Form der Koproduktion zwischen öffentlichen, privatwirtschaftlichen 

und zivilgesellschaftlichen Akteuren. Dafür steht Kommunen eine große Band-

breite von möglichen Koordinationsformen (Governance-Strukturen) mit jeweils 
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unterschiedlichen institutionellen Arrangements zur Verfügung, die von Eigen-

betrieb über vertragliche Öffentlich-Private-Partnerschaften bis hin zu inter-

kommunalen Kooperationen reichen (Libbe, 2015). Diese Art der Zusammenar-

beit hat zur Folge, dass die ursprüngliche Erfüllungsverantwortung der Kommu-

nen in den vergangenen Jahrzehnten kontinuierlich durch eine Gewährleis-

tungsverantwortung ersetzt worden ist. Die Kommunen übernehmen daher ne-

ben der direkten Leistungserbringung zunehmend die Gewährleistung von Auf-

gaben der Daseinsvorsorge und damit verbundene Koordinierungs-, Anreiz- oder 

Managementfunktionen (Steinführer, 2015). 

3.1.4  Zwischenfazit: Sechs Eckpunkte für das Begriffsverständnis kommu-

naler Daseinsvorsorge 

Zusammenfassend können sechs Eckpunkte für das Begriffsverständnis von 

kommunaler Daseinsvorsorge skizziert werden (in Anlehnung an Deutscher Bun-

destag, 2016), welches der CO:DINA-Forschungslinie und damit dem vorliegen-

den Bericht zu Grunde liegt: 

1. Bürger*innen im Mittelpunkt: Daseinsvorsorge zielt darauf ab, Einzelper-

sonen grundlegende Verwirklichungschancen, gesellschaftliche Teilhabe 

und damit ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen.   

2. Ausrichtung auf Ziele und Wirkungen: Infrastrukturen, Güter und Dienst-

leistungen der Daseinsvorsorge sind kein Selbstzweck. Vielmehr sollten sie 

zur Erreichung von gesellschaftspolitischen Zielsetzungen eingesetzt wer-

den und entsprechende Wirkung entfalten.   

3. Vielfalt und Differenzierung: Ziel der Daseinsvorsorge ist nicht die Erbrin-

gung eines bestimmten, universell geltenden Standards, sondern die Su-

che nach bedarfsgerechten und ortsspezifischen Lösungen. Dabei funkti-

onieren Entwicklungsstrategien nicht ohne die Einbeziehung der lokalen 

Bevölkerung.   

4. Systemische Perspektive: Die Sicherstellung der Daseinsvorsorge erfor-

dert integrierte, systemische Lösungsansätze. Dafür müssen herkömmli-

che Grenzen sektoraler Infrastrukturangebote überschritten und eine 

ganzheitliche Analyse der Anforderungen und Rahmenbedingungen zu-

kunftsfähiger Lebensverhältnisse vorgenommen werden. 

5. Ko-Produktion der Leistungen: Die Organisation der Daseinsvorsorge ist 

ein Auftrag, der durch staatliche und kommunale Behörden in Kooperation 

mit zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie öffentlich-rechtlichen und 

privatwirtschaftlichen Unternehmen zu erbringen ist.   
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6. Dynamische Weiterentwicklung: Daseinsvorsorge ist kein Zustand, son-

dern ein Gestaltungsauftrag, der entwicklungsoffen und stetigem Wandel 

unterworfen ist. Mit Blick auf gesellschaftliche Entwicklungen und sich ver-

ändernden Rahmenbedingungen muss dieser Auftrag immer wieder aufs 

Neue interpretiert werden. 

3.2  Begriffsverständnis: Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeit, ebenso wie der Daseinsvorsorgebegriff, ist ein multidimensiona-

les und mit einer Vielzahl an Bedeutungen aufgeladenes Konzept. Der CO:DINA-

Forschungslinie legen wir folgendes Begriffsverständnis zugrunde: 

Zentraler Ausgangspunkt für die Nachhaltigkeitsdebatte ist der sogenannte 

Brundtland-Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (1987). 

Dort wird das Konzept wie folgt definiert: „Nachhaltig ist eine Entwicklung, die 

den Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten 

künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedi-

gen.“ Bezogen auf den Menschen zielt Nachhaltigkeit also zunächst auf Genera-

tionengerechtigkeit ab, „Was hinterlassen wir nachfolgenden Generationen?”  

Mit der Verabschiedung der Agenda 2030 durch die Vereinten Nationen (2015) 

wurde ein Katalog von 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development Goals, 

SDGs) verabschiedet. Mit ihnen lässt sich auf der Definition des Brundtland-Be-

richts aufbauen. Sie liefern einen anerkannten und konsensfähigen Referenz-

rahmen für die Weiterentwicklung der Daseinsvorsorge. Die SDGs schaffen damit 

ein international vereinbartes Werte- und Zielgerüst für nachhaltige Entwicklung, 

welches sich auch in der bundesdeutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Deutsche 

Bundesregierung, 2021) wiederfinden lässt. Obwohl sich die SDGs primär an die 

nationale Ebene richten, sind sie grundsätzlich auch für die lokale Ebene rele-

vant. Die Neue Urbane Agenda (New Urban Agenda, 2016), der UN-Konferenz 

„Habitat III“, die Neue Leipzig-Charta (2020) sowie das WBGU-Gutachten „Umzug 

der Menschheit: Die transformative Kraft der Städte“ (2016) liefern dabei nützli-

che Referenzwerke, um die Beiträge der deutschen Kommunen zur Erreichung 

der globalen Nachhaltigkeitsziele weiter zu spezifizieren. 

3.3  Begriffsverständnis: Digitalisierung  

Grundsätzlich werden mit dem Begriff der Digitalisierung Prozesse bezeichnet, 

welche analoge Leistungen durch digitale Leistungen ganz oder teilweise erset-
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zen. Aufgrund des tiefgreifenden Wandels finden dabei auch die Begriffe „Dis-

ruption“, „Revolution“, bzw. „Transformation“ in Bezug auf die Digitalisierung An-

wendung.  

Eines der häufigsten Anwendungsbeispiele für Digitalisierung im kommunalen 

Raum sind Smart-City-Konzepte (WGBU, 2019). Die Leitidee der „Smart City” 

(analog „Smart Region“) beschreibt eine Kommune, in der durch neuartige, digi-

talbasierte Verfahren und Technologien Lösungen für unterschiedliche Bereiche 

der Kommunalentwicklung – wie z. B. Infrastruktur, Energie, Mobilität, oder Ge-

sundheit – bereitgestellt werden (Libbe, 2014). Eine zentrale Rolle spielt dabei die 

intelligente Vernetzung von bisher getrennten Handlungsfeldern und damit ver-

bunden die Modernisierung kommunaler Entscheidungs-, Planungs- und Ma-

nagementprozesse. Dabei findet eine Vielzahl von digitalen Technologien An-

wendung im kommunalen Raum. Dazu gehören unter anderem Breitband, Sozi-

ale Netzwerke, Digitale Plattformen, Cloud Computing, Small Data, Big Data, O-

pen Data, Internet der Dinge (IoT), Künstliche Intelligenz (KI), virtuelle und aug-

mentierte Realitäten sowie Blockchains. 

Zu beachten ist, dass der Begriff „Smart City“ unterschiedlich gebraucht wird 

und nicht ausschließlich mit Digitalisierung verbunden ist. In jüngster Zeit 

scheint sich jedoch ein engeres Begriffsverständnis durchzusetzen, in dem der 

Einsatz digitaler Technologien im Mittelpunkt steht. Inwieweit Smart Cities zur 

sozial-ökologischen Kommunalentwicklung beitragen können, wurde bislang 

wenig untersucht (WGBU, 2019), hat jedoch gerade in jüngster Zeit verstärkte 

Aufmerksamkeit bekommen (vgl. z. B. Lange & Santorius 2018, WBGU, 2019, 

BBSR, 2021). 

4 Ausgangslage: relevante Entwicklungen und Rahmenbe-

dingungen für die Weiterentwicklung der Daseinsvorsorge 

In diesem Kapitel werden die relevanten Entwicklungen und Rahmenbedingun-

gen für die nachhaltig-digitale Transformation der Daseinsvorsorge beschrieben. 

Zur Identifizierung bestehender und zukünftiger Veränderungsdynamiken wur-

den eine Literaturrecherche sowie mehrere Experteninterviews durchgeführt. 

Auf dieser Basis konnten die Digitalisierung sowie Klima- und Umweltkrise 

gleichzeitig als Treiber sowie Hemmnisse des kommunalen Systemumbaus be-

schrieben werden. Das Kapitel schließt mit der Herausarbeitung des Wandels in 
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den finanziellen und ordnungspolitischen Rahmenbedingungen der kommuna-

len Leistungserbringung. 

4.1  Kommunale Daseinsvorsorge im Umbruch  

Die kommunale Daseinsvorsorge steht gegenwärtig vor enormen Transformati-

onsaufgaben. Zahlreiche gesellschaftliche, wirtschaftliche, ökologische, sowie 

technologische Veränderungsprozesse stellen Kommunen gleichermaßen vor 

Herausforderungen und Entwicklungsmöglichkeiten. Beispielhaft sind folgende 

aktuelle sowie für die Zukunft absehbare Makrotrends zu nennen (für ausführli-

che Beschreibungen siehe WGBU, 2016, VKU, 2017 oder BBSR, 2021):   

● Digitalisierung (z. B. Vernetzung kommunaler Infrastrukturen und Teil-

systeme) 

● Klima- bzw. Umweltkrise (z. B. Dekarbonisierung kommunaler Leistun-

gen) 

● Ressourcenfrage (z. B. Kreislaufwirtschaft und Bioökonomie im kommu-

nalen Raum) 

● Demographischer Wandel (z. B. Alterung der Bevölkerung und steigen-

der Versorgungsbedarfs für Senioren in vielen Regionen)  

● Globalisierung (z. B. Fragen der Gestaltungsmöglichkeiten in globalen 

Infrastrukturen und Wertschöpfungsketten) 

● Europäisierung (z. B. Trend zu „Europe First“) 

● Wirtschaftswandel (z. B. Relokalisierung von Liefer- und Wertschöp-

fungsketten) 

● Rekommunalisierung (z. B. Krise der Privatisierung und Rückkehr des Öf-

fentlichen) 

● Wandel von Lebensweisen und Lebensstilen (z. B. Pluralisierung und 

Differenzierung von Bedürfnislagen) 

● Kommunale Verschuldung, Investitionsbedarfe und -stau (z. B. Restrik-

tive öffentlicher Haushalte, marode Infrastruktur und Modernisierungs-

bedarfe) 

● Finanzstruktureller Wandel (z. B. Solidarpakt, Schuldenbremse, Länderfi-

nanzausgleich europäische Strukturfonds, oder Privatisierung öffentli-

cher Aufgaben) 

● Steigende Komplexität und Unsicherheit (z. B. systemische Risiken und 

schwindende Planungssicherheit bei Bereitstellung der Daseinsvor-

sorge) 
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● Resilienz von kommunalen Leistungen (z. B. Stabilität und Krisenfestig-

keit systemrelevanter Sektoren – wie im Fall des Gesundheitssektors in 

der Corona-Krise) 

Diese und weitere Makrotrends wirken häufig simultan und wechselseitig auf die 

kommunalen Strukturen. Das Zusammenspiel transformativer Kräfte führt zu 

Anpassungsbedarfen in den örtlichen Versorgungssystemen und hat dement-

sprechend Auswirkungen auf Angebot sowie Organisation der kommunalen Da-

seinsvorsorge. So besteht aufgrund dieser vernetzten Makrotrends die Notwen-

digkeit kommunale Lösungen nicht mehr nur noch sektoral, sondern zunehmend 

sektorenübergreifend zu denken (Stichwort: Sektorenkopplung) (KOWID, 2021).  

Gleichzeitig sind die Ausprägungen dieser Makrotrends jedoch orts- und kon-

textspezifisch unterschiedlich gelagert. Beispielsweise sind in vielen Fällen 

starke Disparitäten zwischen ländlichen und urbanen Räumen zu beobachten. 

So führt die Urbanisierung in vielen Metropolregionen zu Verdichtungsprozessen 

während in ländlichen Regionen tendenziell damit ein Bevölkerungsrückgang 

einhergeht. Infolge einer fortschreitenden Abnahme der Bevölkerung ergeben 

sich so besonders in ländlichen Räumen dringliche Handlungsbedarfe zum Erhalt 

einer Daseinsvorsorge nach dem Postulat der gleichwertigen Lebensverhält-

nisse, die auch in Zukunft ein ausreichendes Leistungsangebot zumindest in den 

Kernbereichen kommunaler Versorgungsaufgaben bereitstellt. Umgekehrt ent-

stehen im Zuge von Bevölkerungszuwachs in urbanen Gebieten erhöhte Infra-

strukturbedarfe, was beispielsweise auf ein steigendes Verkehrs- und Mobilitäts-

aufkommen zurückzuführen ist (ALR, 2016). 

Schlussendlich sind deshalb Makrotrends stets mit Blick auf deren spezifische 

Auswirkungen auf lokale Bedarfslagen und Anforderungen zu analysieren 

(WBGU, 2016). Angesichts dieser vielfältigen Entwicklungs- und Veränderungs-

prozesse zeichnet sich jedoch grundsätzlich ein Wandel der bisherigen Aufga-

benfelder der Daseinsvorsorge ab, aber auch eine Erweiterung um neue Felder, 

die mit Blick auf die Zielstellungen der Daseinsvorsorge zukünftig relevant wer-

den. 

Dabei stehen derzeit zwei Makrotrends als zentrale Treiber des Wandels im Vor-

dergrund der politischen und gesellschaftlichen Debatte: die Klima- und Um-

weltkrise sowie die Digitalisierung. Entsprechend werden im Folgenden die bei-

den Makrotrends sowie deren Auswirkungen auf die kommunale Daseinsvor-

sorge eingehender beleuchten. 
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4.2  Makrotrend: Klima- und Umweltkrise   

Auf der einen Seite wirken Klima- und Umweltkrise als Treiber einer nachhaltigen 

Transformation der Daseinsvorsorge. Die ökologischen Herausforderungen bis 

2030 sind dabei eindeutig beschrieben: Die anthropogen verursachten Klima- 

und Umweltveränderungen schreiten weiterhin progressiv voran und die damit 

verbundenen Folgen nehmen an Intensität zu. Die Fortschritte beim Klimaschutz, 

bei der Reduktion des Ressourcenverbrauchs sowie der Erhaltung der Artenviel-

falt sind jedoch bislang unzureichend, um diese Herausforderungen zu lösen. 

Gerade das jüngste Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Klimaschutzge-

setz vom April 2021 sowie der jüngste Bericht des IPCC (2021) machen noch ein-

mal sehr deutlich, dass der Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen die wich-

tigste gesellschaftliche Aufgabe im 21. Jahrhundert ist. Mit dem Klimaschutzab-

kommen von Paris steht die Zielmarke für den internationalen Klimaschutz völ-

kerrechtlich verbindlich fest: Die Erderwärmung soll auf deutlich unter 2 °C, mög-

lichst 1,5 °C, begrenzt werden. Dabei bleibt wenig Zeit zum Handeln. Um das Ziel 

von Paris zu erreichen und den Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen zu 

gewährleisten, müssen die deutschen Treibhausgasemissionen bereits binnen 

der nächsten fünf bis sechs Jahre etwa halbiert werden (Kobiela, G. et al., 2020).  

Die Umsetzung der geforderten Ziele erfordert eine tiefgreifende Dekarbonisie-

rung der Gesellschaft. Eines ist klar: Mit inkrementellen Ansätzen zur Optimierung 

eines „Weiter so“ wird der Übergang nicht rechtzeitig gelingen. Letztlich ist diese 

Aufgabe nur durch eine „Große Transformation" (WBGU, 2011) zu bewältigen, bei 

der alle zentralen Bereiche der Gesellschaft und Wirtschaft an den Zielen einer 

nachhaltigen Entwicklung neu ausgerichtet werden. 

Im notwendigen sozial-ökologischen Systemumbau kommt Kommunen eine 

Schlüsselrolle zu. So sind sie gleichermaßen Beschleuniger und Betroffene der 

globalen Umwelt- und Klimaveränderungen (WBGU, 2016). Einerseits werden in 

Städten, Gemeinden und Landkreisen anteilig die meisten Ressourcen ver-

braucht und klimarelevanten Emissionen erzeugt. Bereits heute sind städtische 

Gebiete für rund 80 Prozent des globalen Energieverbrauchs, über 70 Prozent 

der klimarelevanten Emissionen und einen Großteil des Ressourcenverbrauchs 

verantwortlich (Marcotullio et al., 2014). Andererseits besitzen Kommunen durch 

ihre exponierte Lage und die hohe Dichte von Menschen, Wertschöpfung und 

Infrastrukturen eine hohe Verwundbarkeit in Bezug auf die Auswirkungen der 

Erderwärmung. Dabei sind Umweltrisiken, wie klimainduzierte Extremwetterer-

eignisse und deren Folgen, je nach geographischer Lage in unterschiedlicher 

Form und Stärke ausgeprägt (EEA, 2015). Umgekehrt können im kommunalen 
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Raum jedoch auch Nachhaltigkeitsmaßnahmen mit großer Hebel- und Skalie-

rungswirkung umgesetzt werden (WBGU, 2016). Folgerichtig stellt das High-Le-

vel-Panel für die 2030-Agenda für Nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nati-

onen (2015) fest: „Es sind die Städte, wo der Kampf um eine nachhaltige Ent-

wicklung gewonnen oder verloren wird.“ 

Die Erreichung der Nachhaltigkeitsziele stellt neue Anforderungen an das kom-

munale Leistungsspektrum. Für den Klima- und Umweltschutz befinden sich 

wichtige Stellschrauben in den Bereichen der Daseinsvorsorge, wie z. B. im Ener-

gie-, Mobilitäts- oder Abfallsektor. Insbesondere Stadtwerke und andere kom-

munale Unternehmen können dabei helfen, die sozial-ökologische Transforma-

tion der örtlichen Infrastrukturen und Dienstleistungen voranzutreiben, um 

Treibhausgasemissionen zu senken, Materialkreisläufe zu schließen und die Res-

sourceneffizienz zu erhöhen. Kommunen haben die Möglichkeit, im Rahmen der 

Daseinsvorsorge eine nachhaltige Grundversorgung für die lokale Bevölkerung 

bereitzustellen, die suffiziente Lebens- und Wirtschaftsweisen gezielt ermöglicht 

und fördert. 

Zugleich fordern die Folgen der globalen Klimaveränderung die kommunale Ver-

sorgungssysteme heraus und erfordern Anpassungen besonders der zugrunde 

liegenden Infrastrukturen. Extremwetterereignisse, wie Hitzewellen, Hochwasser 

und Starkregen, nehmen in Ausmaß und Häufigkeit zu. Die dadurch hervorgeru-

fenen Belastungen konfrontieren Kommunen immer häufiger mit der Notwen-

digkeit vorsorgeorientierte Maßnahmen zum Schutz ihrer Bevölkerung und Inf-

rastrukturen zu ergreifen. So kommt neben dem Klimaschutz auch der Anpas-

sung an die Folgen der Klimakrise eine immer wichtigere Bedeutung zu. Dabei 

stehen Maßnahmen im Mittelpunkt, die der Mitigation von unvermeidbaren oder 

bereits eingetretenen Umweltrisiken dienen (Bertelsmann, 2020).  

Bereits heute greifen Kommunen das Thema Nachhaltigkeit – in den Dimensio-

nen von Ökologie, Soziales, Wirtschaft – in vielfältigen Aktivitäten auf und treiben 

es als Querschnittaufgabe voran. Dabei knüpfen sie an normative Leitbilder und 

Regelwerke, wie die Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt, die New 

Urban Agenda (UN-Habitat, 2016) sowie die Sustainable Development Goals 

(UNGA, 2015) (insbesondere SDG 11: „Nachhaltige Städte und Siedlungen” sowie 

SDG 13: „Maßnahmen zum Klimaschutz”) an. Insgesamt wird die sozial-ökologi-

sche Transformationsaufgabe jedoch oftmals noch als freiwillige Aufgabe kom-

munaler Entscheidungsträger*innen wahrgenommen. Die Verpflichtung zur Da-

seinsvorsorge kann und sollte zwar weitgehend so ausgelegt werden, nicht sel-
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ten betrachten die Kommunen die Nachhaltigkeitsziele allerdings als „Kür“ (Ber-

telsmann Stiftung, 2020). Aus diesen Gründen existieren in Kommunen derzeit 

noch große Unterschiede in der Intensität, mit welcher die nachhaltige Ausge-

staltung der Daseinsvorsorge vorangetrieben wird. 

4.3  Makrotrend: Digitalisierung  

Gleichzeitig sind Kommunen und ihre Versorgungssysteme zentrale Arenen des 

digitalen Wandels. Unter der Leitidee der „Smart City” (analog „Smart Region“) 

berührt die Anwendung digitaler Technologien alle Lebens-, Arbeits- und Wirt-

schaftsbereiche und beeinflusst so maßgeblich die Lebensrealität vor Ort. Als 

Treiber der kommunalen Digitalisierung wirken dabei unterschiedliche Akteure. 

Zum einen werden Smart-City-Strategien häufig von kommunalen und nationa-

len Behörden als vielversprechende Problemlösungsansätze initiiert (Bauriedl & 

Strüver, 2018). Zum anderen bespielen globale Technologiekonzerne dieses Feld 

als Absatzmärkte für ihre digitalen Produkte und Dienstleistungen (Townsend, 

2013). Nicht zuletzt steigen mit dem rasanten technologischen Fortschritt auch 

die Erwartungen der Bürger*innen und Unternehmen: Ein schneller Internetzu-

gang sowie eine unkomplizierte und digitale Kommunikation mit der Verwaltung 

werden inzwischen allgemein vorausgesetzt (WBGU, 2019).  

Neben dem Breitbandausbau ruht derzeit der Fokus kommunaler Digitalisierung 

dementsprechend zumeist auf der Umsetzung des sogenannten E-Govern-

ments (Stichwort: Onlinezugangsgesetz). Dabei sollen technische Innovationen 

wie die elektronische Akte oder Online-Anträge über das kommunale Internet-

Portal die Interaktion von Bürger*innen und (privaten, gemeinnützigen oder auch 

öffentlichen) Organisationen mit Verwaltungen vereinfachen und beschleunigen 

(WBGU, 2019). 

In diesem Zusammenhang nimmt auch die Debatte zur „digitalen Daseinsvor-

sorge“ (Lühr, 2020) an Fahrt auf. Die vielfältigen und zahlreichen technologi-

schen Entwicklungen sowie die daraus resultierenden gesellschaftlichen Wir-

kungen haben einen großen Einfluss auf die zukünftige Ausgestaltung des kom-

munalen Leistungsspektrums. Dabei werden Fragestellungen bezüglich digitaler 

Infrastrukturen, Güter und Dienstleistungen berührt, die weit über die Bereitstel-

lung von Breitband und E-Government hinausgehen. Zum einen beeinflusst der 

Einsatz digitaler Technologien die herkömmlichen Bereiche der Daseinsvorsorge, 

wie z. B. Mobilität, Gesundheit, oder Energie- und Stromversorgung. Zum ande-

ren verändert die digitale Transformation die Art und Weise sowie die Prozesse 

und Strukturen der Leistungserbringung (Schallbruch, 2020). 
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Im Zentrum dieser Veränderung steht dabei die Datafizierung der Kommunen. 

Durch den zunehmend ubiquitären Einsatz von IKTs werden immer mehr Berei-

che der örtlichen Gesellschaft mit Daten erfasst, gespeichert, ausgewertet und 

gesteuert. Auf diese Weise entstehen an verschiedenen Stellen immer mehr 

„kommunale Daten” (Deutscher Städtetag, 2020), die wiederum selbst zu einem 

wesentlichen Bestandteil der digitalen Infrastruktur werden. Als solche sind sie 

Grundlage für zahlreiche neuartige Leistungsangebote und die evidenzbasierte 

Steuerung der Kommunalentwicklung. So wird die Erhebung, Verknüpfung sowie 

Nutzung von kommunalen Daten zu einem zentralen Thema für eine digital-ge-

stützte Daseinsvorsorge (KOWID, 2021). 

In diesem Zusammenhang rücken auch digitale Plattformen als ein zentraler 

Treiber der Veränderung ins Blickfeld. Auf Grundlage von kommunalen Daten 

entwickeln Unternehmen der globalen Digitalwirtschaft zunehmend Geschäfts-

modelle in Bereichen, die der Grundversorgung der Bevölkerung zugeordnet 

werden können oder Aspekte der gesellschaftlichen Teilhabe berühren.  Neben 

den „klassischen” Leistungserbringern agieren damit auch vermehrt die Akteure 

der Plattformökonomie in Betätigungsfeldern der Daseinsvorsorge (Busch, 

2021). Beispielsweise werden die meisten Wohnungen inzwischen über Plattfor-

men vermittelt und auch im Personennahverkehr gewinnen Mobilitätsplattfor-

men an Bedeutung. Angesichts dieser Entwicklungen ergeben sich für die Kom-

munen neue Fragen nach einem institutionellen Ordnungsrahmen für die Digi-

talwirtschaft vor Ort sowie zum Umgang mit global agierenden Anbietern digita-

ler Plattformen.  

Dadurch wird deutlich, dass die digitale Transformation grundlegende Auswir-

kungen auf das Verständnis der Daseinsvorsorge und das darunter zu fassende 

Aufgabenspektrum hat. Bisher existiert jedoch noch keine allgemeingültige De-

finition einer „digitalen Daseinsvorsorge” und auch die konkreten Leistungen sind 

nur in Ansätzen in der Fachliteratur umrissen. Gleichwohl haben in den letzten 

Jahren zahlreiche Kommunen damit begonnen eigene öffentliche Plattformen 

als digitale Zugänge zur Daseinsvorsorgeleistungen aufzubauen. 

4.4  Relevante Rahmenbedingungen  

Neben den zwei übergeordneten Transformationsaufgaben spielt auch ein Wan-

del in den Rahmenbedingungen der Aufgabenerfüllung eine Rolle für die zukünf-

tige Ausgestaltung der Daseinsvorsorge. Dabei heben wir zwei relevante Aspekte 

exemplarisch hervor, welche die Planung und Organisation der Daseinsvorsorge 

stark beeinflussen: die sich wandelnden finanziellen sowie ordnungspolitischen 
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Rahmenbedingungen. Daneben spielen auch viele weitere Faktoren, wie der zu-

nehmende Fachkräftemangel oder die steigende Anzahl und Komplexität kom-

munaler Aufgaben, eine Rolle, die jedoch nicht ausführlich im Rahmen dieses 

Berichts erörtert werden können (für eine ausführliche Analyse siehe VKU, 2017). 

4.4.1  Finanzielle Rahmenbedingungen: Kommunale Investitionsbedarfe und 

Finanzierungsdefizite  

Die aktuelle Finanzsituation der öffentlichen Haushalte spielt eine Schlüsselrolle 

für die Weiterentwicklung der kommunalen Daseinsvorsorge. Kommunen stehen 

derzeit vor enormen Investitionsbedarfen zur Modernisierung ihrer Infrastruktu-

ren und Leistungsangebote, wie u. a. das KfW-Kommunalpanel zeigt, dass den 

Investitionsrückstand auf 149 Mrd. Euro im Jahr 2020 beziffert (ebd.). Vor dem 

Hintergrund der sich abzeichnenden Entwicklungstrends und deren Auswirkun-

gen zeichnen sich weitere notwendige und langfristige Investitionen in den ver-

schiedensten Bereichen der Daseinsvorsorge ab, die zusätzlicher Finanzierung 

benötigen. Das gilt insbesondere für nachhaltige und digitalen Transformations-

aufgaben, wie in den Bereichen der Mobilitäts- und Energiewende oder dem 

Ausbau von 5G und Breitband (KOWID, 2021).  

Gleichzeitig ist die kommunale Finanzausstattung häufig unzureichend (z. B. 

Steuerbasis, Verschuldung, hoher Aufgabenkatalog), sodass sich seit langem die 

Frage stellt, wie sich die kommunale Finanzlage nachhaltig stärken lässt, damit 

die Kommunen ihren umfangreichen Aufgaben der Daseinsvorsorge nachkom-

men können. Die strukturell angespannte fiskalische Lage lässt sich nachhaltig 

auch kaum mit Bundes- und Landesförderprogrammen lösen, sondern wirft 

auch Fragen der Steuerverteilung zwischen den föderalen Ebenen auf (vgl. Rott-

mann & Hesse 2021). 

Nachdem sich die finanzielle Situation vieler Kommunen in Deutschland bis zum 

Jahr 2020 angesichts eines kontinuierlich wachsenden Steueraufkommens zwi-

schenzeitlich deutlich verbessert hatte, ergeben sich durch die Auswirkungen 

der Corona-Pandemie wieder große Herausforderungen für die kommunalen 

Haushalte. So fiel das Gewerbesteueraufkommen im Jahr 2020 bundesweit um 

10,1 Mrd. Euro. Es fiel also um 18,2 Prozent geringer aus als im Vorjahr (Statisti-

sches Bundesamt 2021). Gleichzeitig sind die Ausgaben insbesondere für soziale 

Leistungen gestiegen. Zwar konnten pandemiebedingten Mindereinnahmen und 

Mehrausgaben im Jahr 2020 durch diverse Hilfsmaßnahmen von Bund und Län-

dern (u. a. Erstattung Gewerbesteuer, höhere Erstattung der Wohnkosten nach 

SGB II) größtenteils kompensiert werden. Allerdings erwarten fast 80 Prozent der 
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Kommunen für das Jahr 2021 und die drauffolgenden Jahre eine Verschlechte-

rung ihrer Finanzsituation, sodass die Auswirkungen der Krise vermutlich erst 

zeitlich versetzt spürbar werden (KfW Bankengruppe 2021). 

Da angesichts dessen besonders in den von den Krisenfolgen am stärksten be-

troffenen Kommunen mit größeren Haushaltsdefiziten zu rechnen ist, wirkt sich 

dies im Zuge von Maßnahmen der Haushaltskonsolidierung möglicherweise un-

günstig auf die Investitionstätigkeit und damit die Transformationsfähigkeit der 

Kommunen aus. Vor diesem Hintergrund ist die Weiterentwicklung der Daseins-

vorsorge derzeit auch eng mit Herausforderungen einer tragfähigen Finanzie-

rung und damit Aspekten der Wirtschaftlichkeit verknüpft. 

4.4.2  Ordnungspolitische Rahmenbedingungen: Renaissance der kommuna-

len Verantwortung  

Im Hinblick auf den ordnungspolitischen Rahmen ist seit den 1970er-Jahren ein 

schleichender Paradigmenwechsel von einer überwiegenden Leistungserbrin-

gung durch die öffentliche Hand hin zur vielfältigen Einbindung privater Akteure 

zu beobachten. Eingebettet in eine neoliberale Programmatik zur Verschlankung 

des Staates und flankiert von europarechtlichen Impulsen wird bezüglich der öf-

fentlichen Verantwortung für die Daseinsvorsorge verstärkt zwischen der Ge-

währleistung und Leistungserbringung unterschieden (Kuhlmann et al., 2020). 

Im Zuge dieser Entwicklung etablierten sich kommunalpolitische Leitbilder, nach 

denen die öffentliche Hand nur „Kernaufgaben” übernehmen soll und die Berei-

che der Daseinsvorsorge für den marktwirtschaftlichen Wettbewerb zu öffnen 

sind. In Folge wurden viele Aufgabenbereiche der Daseinsvorsorge, die ur-

sprünglich von Kommunen als Eigenleistung in öffentlich-rechtlichen Organisa-

tions- und Rechtsformen angeboten wurde, sukzessive an private Träger aus-

gelagert (Räuchle & Ambrosius, 2021). Für diesen Zweck wurden neue Ge-

schäftsmodelle entwickelt und vermehrt öffentlich-private Partnerschaften 

(ÖPP) bzw. Public-Private-Partnerships (PPP) gefördert, wobei kommunale Ver-

waltungen mit privaten Anbietern einen langjährigen Vertrag abschließen, um im 

Rahmen einer Zweckgemeinschaft gemeinsam Aufgaben zu erfüllen.  

In den letzten zwei Jahrzehnten ist allerdings eine Trendwende zu beobachten: 

Unter dem Leitmotiv der Rekommunalisierung sind Verwaltungen vielerorts dazu 

übergegangen, an private Unternehmen ausgelagerte Dienste wieder in kommu-

nale Trägerschaft zu überführen (Kuhlmann et al., 2020). In diesem Zusammen-

hang werden seit einigen Jahren vermehrt auch Ansätze des bürgerschaftlichen 

Engagements im Kontext der Daseinsvorsorge diskutiert und erprobt. Dabei wird 
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die Zivilgesellschaft zunehmend in die Leistungserbringung eingebunden – bei-

spielsweise in genossenschaftlichen Betriebsszenarien. Ziel ist dabei die Etablie-

rung neuartiger, gemeinwohlorientierter Verantwortungsgemeinschaften aus 

öffentlichen, privaten und ehrenamtlichen Akteuren (KOWID, 2021). Noch ist un-

gewiss, ob diese Entwicklung Ausdruck eines neuen, länger anhaltenden Para-

digmenwechsels hin zu einer Renaissance der kommunalen Verantwortung ist. 

In jedem Fall ist die Debatte jedoch Spiegelbild grundsätzlicher Fragestellungen: 

Welche gemeinwohldienlichen Leistungen muss die Daseinsvorsorge umfassen? 

Inwieweit gibt es in einer marktwirtschaftlich verfassten Wirtschaftsordnung ei-

nen Bedarf an öffentlicher Leistungserbringung? Welche Infrastrukturen, Güter 

und Dienstleistungen können dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen wer-

den? Wo muss der öffentliche Sektor Regie und Verantwortung übernehmen? 

4.5  Zwischenfazit: Auswirkungen des Strukturwandels auf die kommunale 

Daseinsvorsorge 

Die kommunale Daseinsvorsorge befindet sich durch das Zusammenspiel von 

Klima- und Umweltkrise, Digitalisierung sowie veränderten Rahmenbedingungen 

in einem strukturellen Wandel. Die beschriebenen Veränderungsprozesse wirken 

dabei tiefgreifend auf alle Lebensbereiche in den Kommunen und erfordern 

dadurch eine umfassende Umstrukturierung der örtlichen Daseinsvorsorge. Das 

heißt: Bestehende Leistungsbereiche verändern sich, wodurch zum Teil neue 

Angebote sowie Aufgaben und damit Anforderungen an die Organisation der 

kommunalen Versorgungssysteme entstehen. Daraus ergeben sich wiederum 

administrative, rechtliche, politische, wirtschaftliche und technische Verände-

rungen für alle Akteure der Daseinsvorsorge. Dabei ist davon auszugehen, dass 

nicht alle Leistungsbereiche gleichermaßen von diesem Strukturwandel betrof-

fen sein werden. Die Transformation der Daseinsvorsorge wird sich mit hoher 

Wahrscheinlichkeit in räumlicher sowie in zeitlicher Hinsicht, zum Beispiel auf-

grund von regionalen bzw. kommunalen Disparitäten, ungleichmäßig entwickeln. 

Die vielfältigen Auswirkungen der nachhaltigkeitsorientierten und digitalen Ver-

änderungsprozesse auf das Leistungsportfolio und die Erbringung der Daseins-

vorsorge sind bislang nur sehr ungenügend erfasst und analysiert. Vor diesem 

Hintergrund kann im Rahmen dieses Berichts keine ausführliche Beschreibung 

der aktuellen und anstehenden Entwicklungen in den unterschiedlichen Leis-

tungsbereichen, wie auch den darin verorteten einzelnen Leistungen, erbracht 

werden. Hierfür sind detaillierte Einzelbetrachtungen im Rahmen einer größeren 

empirische Studie notwendig.  
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Festzuhalten ist jedoch, dass der Einfluss des sozial-ökologischen Wandels so-

wie der Digitalisierung in der Praxis der Kommunen und anderen Akteuren der 

Daseinsvorsorge bereits allgegenwärtig ist und diese vor immense Herausforde-

rungen stellt. Dabei wirken beide Makrotrends nicht isoliert auf die kommunalen 

Versorgungsstrukturen, sondern sind von komplexen Wechselwirkungen und 

gegenseitigen Abhängigkeiten gezeichnet. Um den Strukturwandel der Daseins-

vorsorge gemeinsam mit öffentlichen und privaten Akteuren und im Sinne des 

Gemeinwohls zu gestalten, müssen also beide Transformationsaufgaben zu-

sammen gedacht und eng verzahnt werden.  

5 Handlungsbedarf: nachhaltige und digitale Daseinsvor-

sorge als gemeinsame Gestaltungsaufgabe  

Aufbauend auf den oben beschriebenen Makrotrends und Rahmenbedingungen 

wird nachfolgend eine nachhaltig-digitale Transformation der Daseinsvorsorge 

als Handlungsbedarf entwickelt. Dies wurde in enger Zusammenarbeit mit Ex-

pert*innen erarbeitet und im Rahmen eines Workshops validiert. Zur Herleitung 

des Handlungsbedarfs ist das Kapitel wie folgt strukturiert: Zunächst wird die Di-

gitalisierung der Daseinsvorsorge hinsichtlich ihrer Potenziale und Herausforde-

rungen für eine nachhaltige Kommunalentwicklung diskutiert. Anschließend wird 

die Relevanz politischer Steuerungsfähigkeit, Gestaltungshoheit und Technolo-

giesouveränität für das gelingende Verknüpfen einer nachhaltigen und digitalen 

Transformation der kommunalen Versorgungsstrukturen herausgearbeitet. Das 

Kapitel endet mit der Schlussfolgerung, dass die Konzeption und Umsetzung ei-

ner nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge einen zentralen Handlungsbedarf dar-

stellen. 

5.1  Chancen und Risiken einer digitalisierten Daseinsvorsorge für die nach-

haltige Kommunalentwicklung 

Angesichts der beschrieben Makrotrends und Rahmenbedingungen (Kapitel 4) 

stehen Kommunen vor der doppelten Herausforderung, die öffentlichen Infra-

strukturen und Dienstleistungen zugleich klimagerecht und digital umzugestal-

ten. Dabei gilt es jedoch, beide Transformationsaufgaben nicht unabhängig von-

einander zu betrachten, sondern eng miteinander zu verschränken und als ge-

meinsamen Gestaltungsauftrag anzugehen. Die Analysen des WGBU-Hauptgut-
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achtens „Unsere gemeinsame digitale Zukunft” (2019) zeigen, dass Digitalisie-

rungsdynamiken massive Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung haben 

und deren Gestaltung damit zentral für den Erfolg der sozial-ökologischen Trans-

formation sind. Das gilt auch für den kommunalen Raum: Die Digitalisierung als 

auch die nachhaltige Entwicklung sind kommunale Querschnittsaufgaben, die 

alle Bereiche der Daseinsvorsorge betreffen und dabei vielschichtige Wechsel-

wirkungen aufweisen. So kann der Einsatz digitaler Technologien im kommuna-

len Raum zwar die sozial-ökologische Ausgestaltung der Grundversorgung un-

terstützen, aber auch diese hemmen oder sogar konterkarieren. Die Debatte um 

die Umsetzung von (kommunalen) Nachhaltigkeitszielen muss daher ein ent-

sprechendes Verständnis der Chancen und Risiken einer digitalisierten Daseins-

vorsorge berücksichtigen.  

Auf der einen Seite kann die Digitalisierung der Daseinsvorsorge in vielerlei Hin-

sicht entscheidende Voraussetzungen für die sozial-ökologische Transformation 

der Kommunen schaffen. Zentrale Infrastrukturbereiche der örtlichen Grundver-

sorgung, wie Abfallentsorgung, Wasser- und Energieversorgung, Personennah-

verkehr oder öffentliches Gebäudemanagement, sind hohe CO2-Emittenten und 

müssen als solche grundlegend umstrukturiert werden, um die angestrebten 

Nachhaltigkeitsziele zu erreichen (WBGU, 2019). Richtig eingesetzt, können digi-

tale Technologien einen wichtigen Schlüssel für die sozial-ökologische Transfor-

mation der kommunalen Infrastrukturen, Güter und Dienstleistungen liefern. Ob 

vernetzte Energie- und Mobilitätssysteme, effizientes Wasserressourcenma-

nagement oder intelligente Abfalltourenplanung – das stetig wachsende Instru-

mentarium der Smart City bietet wirksame Werkzeuge, um kommunale Angebote 

bedarfsgerecht zu verbessern und gleichzeitig Treibhausgasemissionen zu sen-

ken, Materialkreisläufe zu schließen und die Ressourceneffizienz zu erhöhen. 

Darüber hinaus können digital-gestützte Versorgungssysteme dabei helfen, An-

reizsysteme, Geschäftsmodelle und Wertschöpfungsketten und damit auch Le-

bens-, Arbeits- und Wirtschaftsweisen der lokalen Bevölkerung grundlegend zu 

verändern und dauerhaft an Nachhaltigkeitszielen auszurichten (WBGU, 2019).  

Auf der anderen Seite kann die kommunale Digitalisierung auch zum Brandbe-

schleuniger ökologischer und gesellschaftlicher Krisen werden. Die oftmals ein-

seitige Technologiefixierung von Smart City Projekten – also die Motivation, jeder 

kommunalen Herausforderung (z. B. bezahlbarer Wohnraum, Segregation, Betei-

ligungsdefizit) eine rasche technologische Lösung entgegenzustellen, ohne 

mögliche Folgeproblem zu berücksichtigen – führt nicht selten zu unerwünsch-

ten sozial-ökologischen Konsequenzen (Morozov, 2013, WBGU, 2019). So kann 



TRANSFORMATIONSREPORT 

Zukunftsfähige Daseinsvorsorge 

September 2022 

  

Seite | 24  
 

der Einsatz digitaler Technologien im Bereich der Daseinsvorsorge ebenfalls zu 

einer Verschärfung des Energie- und Rohstoffverbrauchs, sozialer Ungleichhei-

ten sowie nicht-nachhaltiger Verhaltensweisen, sogenannten Rebound-Effek-

ten, führen. Zudem kann die Digitalisierung der Daseinsvorsorge auch Macht-

asymmetrien und Abhängigkeiten der Kommunen von einigen wenigen großen, 

internationalen Technologieanbietern fördern. Zum Beispiel kann die derzeitige 

„Plattformisierung” von örtlichen Versorgungssystemen zu einem Verlust von 

Gestaltungsautonomie und digitaler Souveränität für kommunale Regierungen 

und Unternehmen führen (Piétron, 2021). So ist es kommerziellen Plattforman-

bietern in einigen Bereichen der Daseinsvorsorge bereits gelungen sich zu 

marktmächtigen Gatekeepern aufzuschwingen und kommunale Betriebe in die 

eigenen Wertschöpfungsketten einzubinden. Daraus resultiert ein Konfliktfeld 

zwischen den global agierenden Plattformen einerseits und den staatlich-ho-

heitlichen Regelungen und Vorgaben im Rahmen der Leistungserbringung an-

dererseits. Dadurch werden grundsätzliche Fragen aufgeworfen, ob und wie die 

digitale Daseinsvorsorge auf einer demokratisch legitimierten Basis im Sinne ei-

ner nachhaltigen Entwicklung organisiert und gesteuert werden kann. 

Das zeigt: Die Transformationswirkung einer digitalisierten Daseinsvorsorge ist 

ambivalent und muss nicht zwangsläufig einer sozial-ökologischen Kommunal-

entwicklung zuträglich sein. Damit die Chancen erhöht und gleichzeitig die Risi-

ken minimiert werden können, muss die kommunale Digitalisierung also bewusst 

gelenkt und wirksam auf die Nachhaltigkeitsziele ausgerichtet werden. In erster 

Linie ist es also eine politische Gestaltungsfrage, ob Synergien zwischen der di-

gitalen und nachhaltigen Transformation der kommunalen Versorgungssysteme 

hergestellt werden können oder nicht. 

5.2  Kommunen gestalten die Transformation der Daseinsvorsorge  

Die Steuerung der kommunalen Daseinsvorsorge liegt bisher vorwiegend in öf-

fentlicher Hand (Siehe Kapitel 3.1.3 und 4.3.2). Im Rahmen ihrer Selbstverwal-

tungsgarantie (Art. 28 Abs. 2 GG), tragen Kommunalverwaltungen zentral Ver-

antwortung für die Sicherstellung der örtlichen Grundversorgung und deren kon-

tinuierliche Anpassung an den Wandel der Gesellschaft. Dabei kommt ihnen die 

Aufgabe zu, komplexe Veränderungsprozesse auf kommunaler Ebene nicht nur 

geschehen zu lassen, sondern diese proaktiv und langfristig im Sinne des Ge-

meinwohls zu gestalten.  

Kommunalpolitik und -verwaltungen sind demnach gefordert, die Digitalisierung 

der Daseinsvorsorge gezielt in den Dienst des sozial-ökologischen Wandels zu 
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stellen. Dabei gilt: Der digitale Wandel ist keine Naturgewalt, der über die Kom-

munen und ihre Versorgungssysteme hereinbricht. Vielmehr ist dieser ein sozio-

technischer Prozess, der gesellschaftlich gestaltet und deshalb auch gestaltbar 

ist. Wesentlich für die nachhaltige Digitalisierung der Daseinsvorsorge ist es folg-

lich, diese nicht nur technisch zu begreifen, sondern insbesondere auch poli-

tisch. Entscheidend dafür ist in erster Linie nicht die Beschaffung konkreter 

Technologie und entsprechenden IT-Dienstleistungen, sondern das aktive und 

eigenständige Gestalten dieser Transformation im Sinne einer nachhaltigen 

Kommunalentwicklung. Damit dies gelingt, müssen Kommunen jedoch ihre Ge-

staltungshoheit gegenüber der Digitalwirtschaft bewahren und eine eigene 

Technologiesouveränität aufbauen (WGBU, 2019). 

Dieser Anspruch auf Selbstbestimmung gewinnt derzeit auch zunehmend an 

Bedeutung im Diskurs über die Zukunft der Kommunen: Die Smart City Charta 

(2021) der bundesweiten Dialogplattform Smart Cities folgert: „Städte, Land-

kreise und Gemeinden sollten die digitale Transformation im Sinne dieser (Nach-

haltigkeits-)Ziele aktiv gestalten und gemäß ihrer spezifischen Bedürfnislagen 

steuern. Die Unabhängigkeit und Selbstbestimmung der Kommunen sowie die 

dauerhafte Erfüllung der kommunalen Aufgaben müssen dabei sichergestellt 

werden.” Ähnlich verknüpft die 2020 europaweit verabschiedete „Neue Leipzig-

Charta: Die transformative Kraft der Städte für das Gemeinwohl“ diese Zielset-

zungen zu einem integrativen und souveränen Ansatz einer nachhaltig-digitalen 

Kommunalentwicklung. 

Trotz dieser ersten Vorstöße fehlt es bislang jedoch noch an einer systemati-

schen Verknüpfung der Debatte zur „digitalen Daseinsvorsorge” mit relevanten 

Nachhaltigkeits- und Transformationsdiskursen der Kommunalentwicklung. 

Konzepte der „digitalen Daseinsvorsorge” haben oftmals nur partiellen Bezug zur 

sozial-ökologischen Transformation, sind tendenziell zu kleinteilig und sektor-

spezifisch angelegt, oder bekennen sich überwiegend nur rhetorisch zu Nach-

haltigkeitsanforderungen, ohne spürbare Konsequenzen für konkrete Maßnah-

men. 

5.3  Zwischenfazit: Es braucht eine nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge  

Kommunale Entscheidungsträger*innen stehen daher vor der zentralen Gestal-

tungsaufgabe, das Auftragsverständnis der Daseinsvorsorge zu aktualisieren 

und an die Erfordernisse einer nachhaltig-digitalen Kommunalentwicklung an-

zupassen. Damit das gelingt, müssen Prämissen und Zielsetzungen der Nach-

haltigkeit noch stärker in Debatten zur digitalisierten Daseinsvorsorge integriert 
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werden. Kurzum: Die zentrale Herausforderung für Kommunen besteht zunächst 

darin eine gemeinsame Vorstellung für eine nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge 

zu entwickeln. 

6 Zielbild: Prinzipien und Leitplanken einer nachhaltig-digi-

talen Daseinsvorsorge 

Das folgende Kapitel entwickelt ein Zielbild einer nachhaltig-digitalen Daseins-

vorsorge, das einen normativen Orientierungsrahmen für die Neuausrichtung der 

kommunalen Aufgabenfelder schafft. Das Zielbild wurde in enger Zusammenar-

beit mit Expert*innen entwickelt und in einem Workshop validiert. Aus Perspek-

tive der Transformationsforschung wurde dabei das grundlegende Verhältnis 

zwischen den Konzepten der Daseinsvorsorge, Nachhaltigkeit und Digitalisierung 

untersucht und neu verhandelt. Als Resultat ist ein erweitertes Verständnis des 

Auftrags zur Daseinsvorsorge entstanden, das einen ersten Konzeptentwurf und 

damit einen Ausgangspunkt für weiterführende Debatten schafft. Im Folgenden 

werden die wesentlichen Schritte der Diskussion nachgezeichnet, die zur Ent-

wicklung des Zielbilds beigetragen haben. Demnach ist das Kapitel wie folgt 

strukturiert: 1. wird das Verhältnis der Leitbilder der Daseinsvorsorge und Nach-

haltigkeit untersucht, 2. wird ein Nachhaltigkeitskonzept erarbeitet und 3. in das 

Auftragsverständnis der Daseinsvorsorge integriert, 4. wird die Rolle der Digita-

lisierung für eine nachhaltige Leistungserbringung diskutiert und 5. wird zusam-

menfassend ein normativer Orientierungsrahmen für eine nachhaltig-digitale 

Daseinsvorsorge skizziert, der einen strategischen Handlungsraum für die zu-

kunftsorientierte Weiterentwicklung der kommunalen Leistungen absteckt.  

6.1  Herleitung des Zielbildes  

Angesicht der sich überlagernden sozial-ökologischen Krisen, wie Klimawandel, 

Biodiversitätsverlust, Ressourcenknappheit, oder wachsende Ungleichheiten, ist 

eine nachhaltige Transformation der Gesellschaft dringend erforderlich, um 

diese Krisen zu bestehen. Auch Kommunen sind im Rahmen der öffentlichen Da-

seinsvorsorge maßgeblich mitverantwortlich für die Organisation besonders kli-

maschädlicher Sektoren, wie Mobilität, Energie oder Abfallentsorgung. Die kon-

sequente Neuausrichtung von kommunalen Versorgungssystemen spielt daher 

eine entscheidende Rolle für die Erreichung der Nachhaltigkeitsziele (RNE, 2021). 
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Es liegt damit an den Kommunen, eine nachhaltige Grundversorgung für die Be-

völkerung bereitzustellen, die umweltfreundliche und sozialverträgliche Le-

bens-, Arbeits- und Wirtschaftsweisen ermöglicht und fördert.  

Vor diesem Hintergrund braucht es dringend ein überarbeitetes Zielbild für die 

kommunale Daseinsvorsorge, welches die Befriedigung von sozialen Grundbe-

dürfnissen sicherstellt und zugleich die planetaren Grenzen schützt. Nur in der 

Berücksichtigung dieser wechselseitigen Dualität von ökologischen wie sozialen 

Anforderungen lässt sich ein zukunftsfähiges Modell der Daseinsvorsorge kon-

stituieren, welches selbst transformativ in Richtung einer nachhaltigen Kommu-

nalentwicklung wirken kann. Die Frage der Digitalisierung von kommunalen Leis-

tungen ist diesem übergeordneten Ziel untergeordnet. In anderen Worten: Die 

Erstellung von kommunalen Digitalisierungsstrategien dient der nachhaltigen 

Ausgestaltung der Daseinsvorsorge und nicht umgekehrt.  

6.2  Zum Verhältnis der normativen Leitbilder von Daseinsvorsorge und 

Nachhaltigkeit  

Das Leitbild der Daseinsvorsorge ist in vielerlei Hinsicht mit den Zielsetzungen 

der Nachhaltigkeit verknüpft (RNE, 2021). Der Versorgungsauftrag der Kommu-

nen übernimmt dabei eine Schlüsselrolle für die Erreichung sozialer Nachhaltig-

keitsziele. Allgemein gesprochen kann der Anspruch der Daseinsvorsorge mit der 

Ermöglichung von grundlegenden Verwirklichungschancen, gesellschaftlicher 

Teilhabe und gleichwertigen Lebensverhältnissen umschrieben werden (siehe 

Kapitel 3). Dieses sozialstaatliche Grundprinzip überschneidet sich in vielen Di-

mensionen mit den sozialen Zielsetzungen der Sustainable Development Goals 

(SDGs) der Vereinten Nationen, wie etwa SDG 1 (Keine Armut), 3 (Gesundheit und 

Wohlergehen) oder 6 (Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen).  

Dabei schafft eine gut ausgebaute Daseinsvorsorge ein Fundament für gesell-

schaftliche Teilhabe und damit auch die Voraussetzung für einen gerechten Sys-

temwandel in Richtung der Nachhaltigkeit. Der Übergang zu einer Nachhaltig-

keitsgesellschaft bedarf tiefgreifender struktureller Veränderungen, die erhebli-

che soziale und wirtschaftliche Verwerfungen in den betroffenen Kommunen mit 

sich bringen können. Unter dem Leitmotiv der „Just Transition” fordert die Um-

weltpolitik daher die sozialen Folgen ökologischer Umbaumaßnahmen deutlich 

stärker zu berücksichtigen und abzufedern (BMU, 2018). Die Qualität der kom-

munalen Daseinsvorsorge ist dabei ein wesentlicher Faktor für die Sicherung von 

Lebensqualität, Zukunftschancen und damit Akzeptanz für die anstehenden so-

zial-ökologischen Transformationsprozesse vor Ort.  
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Andererseits ist die langfristige Sicherstellung der Daseinsvorsorge von der Er-

haltung natürlicher Lebensgrundlagen und damit der Erreichung ökologischer 

Nachhaltigkeitsziele abhängig. Die Folgen der Klima- und Umweltkrise führen zu 

vielfältigen Risiken für die Erfüllung kommunaler Aufgaben. Je umfangreicher 

die Sicherstellung von elementaren Bedürfnissen der Bürger*innen von Umwelt-

problemen und Klimaschäden betroffen ist, desto deutlicher wird die Notwen-

digkeit, den Schutz planetarer Grenzen und die Sicherung der Grundversorgung 

gemeinsam zu beschützen. Die Wahrung der natürlichen Ökosysteme in ihrer 

Endlichkeit, Vielfalt und Multifunktionalität sollte daher nicht nur als eine freiwil-

lige Aufgabe für Kommunen verstanden werden. Vielmehr ist sie eine Grundvo-

raussetzung für die dauerhafte Gewährleistung der lokalen Grundversorgung 

und damit im Kern Bestandteil des kommunalen Auftrags.  

Daher ist es wichtig, die kommunale Daseinsvorsorge viel stärker aktiv-vorsor-

gend auszurichten. Im Sinne der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

zum Klimaschutz (BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 24. März 2021 – 1 

BvR 2656/18 -, Rn. 1-270) sollten dabei die natürlichen Lebensgrundlagen expli-

zit auch in Verantwortung gegenüber den künftigen Generationen geschützt 

werden. So ist die Erfüllung des kommunalen Auftrags auch mit Fragen der Ge-

nerationengerechtigkeit verbunden. Infolgedessen sollten im Rahmen der kom-

munalen Leistungserbringung zeitliche und räumliche Externalisierungseffekte 

von sozial-ökologischen Problemlagen berücksichtigt werden, um einen intra- 

und intergenerationalen Interessenausgleich zu unterstützen. Die Umgestaltung 

der örtlichen Versorgungssysteme ist dabei notwendige Voraussetzung für eine 

klima- und umweltgerechte Kommunalentwicklung. Zum Beispiel sind zentrale 

Infrastrukturbereiche der örtlichen Grundversorgung, wie Abfallentsorgung, 

Wasser- und Energieversorgung, Personennahverkehr oder öffentliches Gebäu-

demanagement hohe CO2-Emittenten und müssen als solche grundlegend um-

strukturiert werden, um die angestrebten Nachhaltigkeitsziele zu erreichen 

(WBGU, 2019). 

6.3  Einbettung eines integratives Nachhaltigkeitsverständnis in Auftrag der 

Daseinsvorsorge 

Diese systemische Betrachtungsweise hat konkrete Auswirkungen auf den nor-

mativen Orientierungsrahmen der kommunalen Daseinsvorsorge. Um ihren Auf-

trag zur Daseinsvorsorge dauerhaft erfüllen zu können, sind Kommunen gefor-

dert, Ziele hin zu einer nachhaltigen Entwicklung tiefgreifend in die Planung, 

Steuerung, und Bereitstellung ihrer Versorgungssysteme zu verankern. Erste 
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Bezüge zur nachhaltigen Entwicklung lassen sich bereits in den gesetzlichen An-

kerpunkten des kommunalen Auftrags finden, wie es beispielsweise im Raum-

ordnungsgesetz (ROG) formuliert ist.1  

Dabei kann Nachhaltigkeit nicht mehr nur auf die Forderung nach einer stärkeren 

„Beachtung“ sozial-ökologischer Zusammenhänge oder auf ein sektorales, rein 

additives Handlungsfeld im kommunalen Aufgabenportfolio beschränkt werden. 

Stattdessen gilt es, die Erfüllung der Nachhaltigkeitsziele als zentrale Quer-

schnittsaufgabe in allen Leistungsbereichen der Daseinsvorsorge systematisch 

zu integrieren. Ziel ist es dabei, kommunale Infrastrukturen, Güter und Dienst-

leistungen bereitzustellen, die umweltfreundliche und sozial gerechte Lebens-

verhältnisse ermöglichen und damit einen zukunftsfähigen Systemwandel in der 

Gesellschaft fördern. 

Dafür ist zunächst ein Nachhaltigkeitskonzept zu entwickeln, das als normativer 

Orientierungsrahmen der Daseinsvorsorge zugrunde gelegt werden kann: Der 

Begriff der Nachhaltigkeit beruht auf dem sogenannten Brundtland-Bericht der 

Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (1987). Dort wird das Konzept wie 

folgt definiert: „Nachhaltig ist eine Entwicklung, die den Bedürfnissen der heuti-

gen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu ge-

fährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen.“  

Mit der Verabschiedung der Agenda 2030 durch die Vereinten Nationen (2015) 

wurden ein Katalog von 17 globalen Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Develop-

ment Goals, SDGs) verabschiedet. Die SDGs schaffen damit ein international ver-

einbartes Werte- und Zielgerüst für nachhaltige Entwicklung, das sich auch in 

der bundesdeutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Deutsche Bundesregierung, 

2021) wiederfindet. Obwohl sich die SDGs primär an die nationale Ebene richten, 

sind sie grundsätzlich auch für die lokale Ebene relevant. Die Neue Urbane 

Agenda (New Urban Agenda, 2016) der UN-Konferenz „Habitat III“, die Neue 

Leipzig-Charta (2020) sowie das WBGU-Gutachten „Umzug der Menschheit: Die 

transformative Kraft der Städte” (2016) liefern dabei nützliche Referenzwerke um 

die Beiträge der deutschen Kommunen zur Erreichung der globalen Nachhaltig-

 
 

1 So wird im ROG in § 1, Absatz (2) postuliert, „dass die Leitvorstellung bei der Erfüllung [ihrer] Auf-
gabe […] eine nachhaltige Raumentwicklung [sei], die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche 
an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, 
großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen 
führt.“ 
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keitsziele weiter zu spezifizieren. Darauf aufbauend liefern die SDGs einen aner-

kannten und konsensfähigen Rahmen, in dem die nachhaltige Ausgestaltung der 

Daseinsvorsorge konkretisiert und operationalisiert werden kann.  

Die SDGs berücksichtigen drei Dimensionen der Nachhaltigkeit – Ökologie, Sozi-

ales und Ökonomie – und versuchen diese in Balance miteinander zu bringen. 

Häufig werden bisher die drei Dimensionen in ihrer Beziehung zueinander als 

gleichrangige und weitestgehend eigenständige Säulen einer nachhaltigen Ent-

wicklung betrachtet. Dieses „Drei-Säulen-Modell” ist zwar die am meisten ver-

wendete Definition der Nachhaltigkeit, spiegelt jedoch die Realität der Interde-

pendenzen zwischen Mensch und Natur nur unzureichend wider (WBGU, 2011). 

Anstelle einer solchen sektoralen Betrachtungsweise sollte den SDGs ein integ-

ratives Nachhaltigkeitsverständnis zugrunde gelegt werden, das ökologische, 

soziale und wirtschaftliche Entwicklungen in ihren systemischen Zusammen-

hängen darstellt. Ausgangspunkt für ein integratives Modell muss dabei die Tat-

sache sein, dass alle Gesellschaftssysteme in die Biosphäre eingebettet und da-

her vom Erhalt der planetaren Grenzen abhängig sind. Soziale und ökonomische 

Nachhaltigkeit können demnach nur erreicht werden, wenn gesellschaftliche 

Entwicklungen stets die Funktionsweisen und Leistungsfähigkeit der Ökosys-

teme berücksichtigen. Aus dieser Perspektive ist die Wirtschaft als integrativer 

Teil der Gesellschaft zu verstehen, der sich ausschließlich innerhalb der sozialen 

und ökologischen Belastungsgrenzen entwickeln darf. Die Einhaltung der plane-

taren Grenzen (der „ökologischen Decke”) und Sicherstellung der gesellschaftli-

chen Grundbedürfnisse (dem „sozialen Fundament”) definieren damit einen si-

cheren Handlungsraum innerhalb dessen eine nachhaltige Entwicklung erreicht 

und dauerhaft gesichert werden kann (Rockström & Sukhdev, 2016).  
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Abbildung 3: Transformation des Säulen-Modells zum integrativen Modell der Nachhaltigkeit (ei-
gene Darstellung) 

In Übertragung auf die Agenda 2030 bedeutet das auch, die SDGs anders anzu-

ordnen: Statt einer Reihe von eigenständigen „Kästen“ sollten sie als geschich-

tete „Torte“ verstanden werden, wobei sie in den drei integrierten Dimensionen 

– Ökologie, Soziales und Ökonomie – eingebettet sind (Rockström & Sukhdev, 

2016).  

Abbildung 4: Transformation der SDGs von sektoralen Kästen zu integrierter Torte (UN-Habitat, 
2016) 

Die ökologische Decke der „SDG-Torte” bilden die SDGs 6, 13, 14 und 15, welche 

darauf abzielen die natürlichen Lebensgrundlagen zu sichern. Darauf aufbauend 

adressieren die SDGs 1, 2, 3, 4, 5, 7, 11 und 16 das soziale Fundament der Gesell-

schaft. Diese SDGs gelten als Voraussetzung für wirtschaftliche Tätigkeiten, wel-

che sich in Form der SDGs 8, 9, 10 und 12 darstellen. An der Spitze der SDG-Torte 
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steht das Ziel 17 „Partnerschaften zur Erreichung der Ziele“. Dieses SDG zielt da-

rauf ab, globale Governance-, Kooperations- und Partizipationsstrukturen zu för-

dern, um eine nachhaltige Entwicklung zu ermöglichen. 

Mit dem vorgeschlagenen integrativen Modell der SDGs kann der Auftrag der Da-

seinsvorsorge auf die Befriedigung von gesellschaftlichen Grundbedürfnissen 

innerhalb planetarer Grenzen ausgerichtet werden. Dabei bezieht sich SDG 11 

(Nachhaltige Städte und Gemeinden) explizit auf eine nachhaltige Entwicklung 

von kommunalen Räumen. Aber auch alle anderen SDGs sind grundsätzlich für 

die Ausgestaltung der kommunalen Versorgungssysteme relevant. Darauf auf-

bauend hat die Daseinsvorsorge den Auftrag bis 2030 einen substanziellen Bei-

trag zur Erreichung der globalen Nachhaltigkeitsziele zu leisten. Durch diese 

(Neu-)Ausrichtung kann die Schaffung sozial-ökologischer Lebensverhältnisse 

als inhärenter Teil der Daseinsvorsorge und somit als kommunale Gestaltungs-

aufgabe betrachtet werden.   

Darüber hinaus fördern die SDGs dezidiert die Prinzipien der kommunalen Ge-

staltungsautonomie, Partizipation und Vielfalt in der Beschreitung von ortsge-

bundenen Transformationspfaden. Daran anknüpfend betont der Wissenschaft-

liche Beirat der Bundesregierung für Globale Umweltveränderungen (WGBU, 

2016) die Bedeutung von sogenannten „polyzentrischen Verantwortungsarchi-

tekturen” für eine Transformation zur klimagerechten Kommune. Dabei gilt es die 

Vielschichtigkeit von Transformationsprozessen durch eine geschickte Verknüp-

fung von vertikalen und horizontalen Governance-Strukturen zu adressieren. 

Übertragen auf die Daseinsvorsorge bedeutet das, dass auch die Organisation 

der Leistungserbringung selbst nachhaltig zu gestalten ist – also auf lokaler, in-

terkommunaler sowie föderaler Ebene in Abstimmung und Zusammenarbeit mit 

Pionieren des Wandels geschehen soll. 

Aus dieser integrativen Betrachtungsweise heraus wird deutlich, dass die SDGs 

aufgrund ihrer systemischen Wechselwirkungen, Synergien und Zielkonflikte 

weder getrennt noch rein additiv betrachtet werden können. Vielmehr können 

die Entwicklungsziele der Nachhaltigkeit nur in ihrer Gesamtheit gestaltet und 

daher durch eine umfassende, zielgerichtete Transformation der Daseinsvor-

sorge als Gesamtsystem erreicht werden. In diesem Zusammenhang ergänzt der 

WGBU (2016) das Orientierungsprinzip der „Eigenart” zur Anerkennung der sozio-

kulturellen sowie räumlichen Diversität von Städten, Landkreisen und Gemein-

den, die zu unterschiedlichen Transformationserfordernissen führt und eine 

Blaupause für den Systemumbau kommunaler Versorgungsstrukturen unmög-
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lich macht. Daher gilt: für die nachhaltige Weiterentwicklung der Daseinsvor-

sorge gibt es keine Patentlösung. Stattdessen gilt es, ortsspezifische Transfor-

mationspfade zu entwickeln, die an die Bedarfslagen und Anforderungen der je-

weiligen Kommune angepasst sind. 

Zur Erreichung dieser Zielstellung stehen kommunalen Entscheidungsträger*in-

nen drei Strategien zur Verfügung: Effizienz (Nutzung von Ressourcen), Suffizi-

enz (veränderte Lebensstile) und Konsistenz (Anpassung der Stoff- und Ener-

gieumsätze an ökologische Prozesse). Es besteht weitgehend Konsens darüber, 

dass Nachhaltigkeitsziele nur in Kombination aller drei Strategien erreicht werden 

können (Hofmeister 2018). In vielen Fällen bedeutet das nicht nur bestehende 

Infrastrukturen und Leistungen ressourcenfreundlicher und energieeffizienter 

zu gestalten, sondern einen grundlegenden Aus-, Um- und Rückbau von kom-

munalen Versorgungssystemen in Abstimmung mit örtlichen Bedarfslagen zu 

initiieren. 

6.4  Digitalisierung als Werkzeug einer nachhaltigen Daseinsvorsorge  

In diesen normativen Orientierungsrahmen muss sich auch die digitale Transfor-

mation der Daseinsvorsorge systematisch einfügen. Als menschgemachte Ent-

wicklung ist die kommunale Digitalisierung als Subsystem der Gesellschaft zu 

verstehen, die sich innerhalb der Leitplanken von ökologischen Grenzen und so-

zialen Mindeststandards entfalten sollte. Die Digitalisierung der Daseinsvorsorge 

darf daher nicht als Selbstzweck verstanden werden. Vielmehr muss sie der Er-

reichung der globalen Nachhaltigkeitsziele dienen und darf diesen nicht entge-

genwirken (BBSR, 2021). Demnach muss die sozial-ökologische Kommunalent-

wicklung Ziel und Zweck, der Einsatz digitaler Technologien dagegen lediglich 

Werkzeug der kommunalen Leistungserbringung sein.  

Die Digitalisierung kann dabei die nachhaltige Ausgestaltung der kommunalen 

Grundversorgung unterstützen, aber auch hemmen und womöglich sogar kon-

terkarieren: Einerseits verändern und erweitern digitale Anwendungen das In-

strumentarium der Daseinsvorsorgeplanung. Durch die digitale Vernetzung wird 

das kommunale Ökosystem ganzheitlich erfassbar, darstellbar und steuerbar 

(BBSR, 2021). Dadurch entstehen neue Handlungsoptionen für eine wirksame 

Mobilisierung von Effizienz-, Konsistenz-, und Suffizienzstrategien. Smart-City-

Anwendungen können so die technische Grundlage für eine wirksame Koordi-

nierung von essenziellen Infrastrukturen, Gütern und Dienstleistungen bereit-

stellen, die gleichermaßen an den Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung sowie 
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den Erfordernissen einer tiefgreifenden sozial-ökologischen Transformation 

ausgerichtet ist (Jochum & Schaub, 2019).  

Gleichzeitig bringt die Digitalisierung der Bereiche der Daseinsvorsorge auch 

neue sozial-ökologische Risiken mit sich: Beispiele sind ein möglicher Anstieg 

des Energie- und Ressourcenverbrauchs, eine oftmals einseitige Technologiefi-

xierung auf Smart-City-Projekte, Gefahrenpotenziale im Bereich Datenschutz, 

Datensicherheit und Datenhoheit sowie wachsende Abhängigkeiten von inter-

national marktbeherrschenden Technologieanbietern.  

Nur eine maßgeschneiderte Digitalisierung, die als veränderliches Werkzeug be-

griffen wird, nutzt der sozial-ökologischen Ausgestaltung der kommunalen 

Grundversorgung dauerhaft. Um die sozial-ökologischen Transformationspoten-

ziale einer digital-gestützten Daseinsvorsorge zu heben, kommt den Kommunen 

daher eine doppelte Gestaltungsaufgabe zu, bei der einerseits die Chancen der 

Digitalisierung erschlossen und andererseits mögliche negative Auswirkungen 

der Digitalisierung minimiert werden müssen. Dafür müssen digitale Neuerungen 

mit Bezug zu kommunalen Versorgungssystemen kontinuierlich an den Nach-

haltigkeitszielen und vorherrschenden Bedürfnislagen der Kommune gemessen 

werden, um so im Falle von negativen Entwicklungen frühzeitig gegensteuern zu 

können.  

 

Abbildung 5: Kommunale Daseinsvorsorge ist – mit aufsteigendem Integrationsgrad – eingebettet 
in Technosphäre, Soziosphäre und Biosphäre (eigene Darstellung) 
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6.5  Zwischenfazit: Zielbild und Gestaltungsprinzipien einer nachhaltig-digi-

talen Daseinsvorsorge  

Zusammenfassend kann aus den vorherigen Überlegungen ein vorläufiges Ziel-

bild für eine nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge abgeleitet werden: Im Jahr 

2030 ermöglicht die kommunale Daseinsvorsorge die Sicherstellung von gesell-

schaftlichen Grundbedürfnissen innerhalb der planetaren Grenzen. Dafür wer-

den digitale Technologien gezielt als Werkzeug eingesetzt, um kommunale Infra-

strukturen und Leistungen ökologisch tragfähig, sozial gerecht, und wirtschaft-

lich effizient zu gestalten. Die Schaffung nachhaltig-digitaler Lebensverhältnisse 

ist als wesentliche Zielsetzung der Daseinsvorsorge und als kommunale Gestal-

tungsaufgabe anerkannt. In dieser Weise sind Städte, Gemeinden und Landkreise 

nicht nur zentrale Arenen, sondern Träger für den Wandel hin zur digitalen Nach-

haltigkeitsgesellschaft.  

Da Kommunen jedoch sehr unterschiedlich sind, gibt es keine „Blaupausen“ für 

die nachhaltig-digitale Weiterentwicklung der Daseinsvorsorge. Die kommunale 

Auftragserfüllung erfolgt deshalb in enger Abstimmung mit den lokalspezifi-

schen Bedürfnislagen und Rahmenbedingungen. Statt konkreten Zielvorgaben 

und Bewertungskriterien werden daher im Folgenden eine Reihe von Gestal-

tungsprinzipien beschrieben, die einen übergeordneten Orientierungsrahmen 

und ein implizites Korrektiv für die jeweils eigenen, ortsgebundenen Transforma-

tionspfade von Kommunen hin zu einer nachhaltig-digitalen Zukunft darstellen.  

6.5.1  Gestaltungsprinzip 1: SDG-Ausrichtung  

Gemeinsam mit der Neuen Urbanen Agenda (2016) und der Leipzig-Charta 

(2020) liefern die SDGs einen normativen Orientierungsrahmen, in dem die in-

haltliche (Neu-)Ausrichtung der kommunalen Daseinsvorsorge erfolgen, lokale 

Nachhaltigkeits- und Digitalstrategien synergetisch verknüpft sowie quantifi-

zierbare Indikatoren und Metriken zur Operationalisierung entwickelt werden 

kann. Darauf aufbauend hat die nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge den Auftrag 

bis zum Jahr 2030 einen substanziellen Beitrag zur Erreichung der globalen 

Nachhaltigkeitsziele zu leisten. Die folgenden Unter- bzw. Teilziele der SDGs ha-

ben dabei eine besondere Relevanz für den kommunalen Auftrag: 

● den Zugang zu einer sozial gerechten, umweltverträglichen und digita-

len Grundversorgung für alle Bürger*innen sicherzustellen; 

● den Zugang zu klimafreundlichen und bezahlbaren Energie- und Mobili-

tätssystemen ermöglichen; 

● die von den Kommunen ausgehende Umweltbelastung pro Kopf senken; 
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● den Klima- und Ressourcenschutz, sowie die Kreislaufwirtschaft voran-

treiben; 

● die (Klima-)Resilienz der Versorgungssysteme und Bevölkerung stärken; 

● ein ganzheitliches Katastrophenrisikomanagement entwickeln und um-

zusetzen; 

● die Urbanisierung inklusiver und ökologischer gestalten; 

● ein gleichwertiges und nachhaltiges Verhältnis von urbanen und ländli-

chen Gebieten unterstützen; 

● integrierte, nachhaltige Steuerungslogiken und -ansätze zur Kommunal-

entwicklung entwickeln und anwenden; 

● Beteiligung, Teilhabe und (interkommunale) Kooperationen bei der Leis-

tungserbringung fördern. 

Die Orientierung entlang der SDGs richtet die Daseinsvorsorge somit einerseits 

auf die nachhaltig-digitale Transformation ihrer Leistungsbereiche (z. B. Mobili-

tät, Energie oder Ver- und Entsorgung) sowie auf eine verbesserte, integrierte 

und partizipative Steuerung der Leistungserbringung selbst aus.  

Die SDGs schaffen dabei einen wichtigen Maßstab, um die spezifischen Nach-

haltigkeitspotenziale und -defizite im Rahmen der Daseinsvorsorge zu identifi-

zieren und zu bewerten. Auf dieser Bewertungsgrundlage können mögliche Nut-

zen von bestimmten Maßnahmenvorschlägen den tatsächlichen Kosten gegen-

übergestellt werden. So lassen sich geplante oder bestehende Digitalisierungs-

prozesse in den kommunalen Leistungsbereichen bezüglich ihrer Wirksamkeit 

prüfen und einordnen (z. B. in Bezug auf SDG 10 „Weniger Ungleichheiten“ oder 

SDG 12 „Nachhaltige/r Konsum und Produktion“). Auf dieser Basis kann die 

Dringlichkeit von Handlungsbedarfen definiert und zielgerichtete Transformati-

onsstrategien entwickelt werden, die alle verfügbaren – sowohl die konventio-

nellen als auch die digitalen – Maßnahmen erfassen. 

Ein weiterer Vorteil der Agenda 2030 besteht darin, dass sie einen gemeinsamen 

Orientierungsrahmen für die Daseinsvorsorgeplanung, -steuerung und -erbrin-

gung zwischen Kommunen, in der Region und letztlich auch auf Bundesebene 

darstellen. Dies kann insbesondere dann hilfreich sein, wenn es gilt, Herausfor-

derungen zu bewältigen, die nicht innerhalb von administrativen und politischen 

Stadt-, Kreis- oder Gemeindegrenzen gelöst werden können. 

6.5.2  Gestaltungsprinzip 2: Integratives Nachhaltigkeitsverständnis  

Einer SDG-orientierten Daseinsvorsorge sollte ein integratives Nachhaltigkeits-

verständnis zugrunde gelegt werden. Das bedeutet, soziale, wirtschaftliche und 
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ökologische Entwicklungsziele in ihren Wechselwirkungen zu verstehen und un-

ter Rücksichtnahme auf die planetaren Grenzen zu gestalten. Die ökologische 

Dimension der Nachhaltigkeit – der Schutz der natürlichen Ökosysteme – bildet 

dabei das Fundament für alle gesellschaftlichen und ökonomischen Entwicklun-

gen und somit auch das Rückgrat für die kommunale Daseinsvorsorge (SDG 6, 

13, 14 und 15). Ohne stabile Umweltbedingungen kann die dauerhafte Grundver-

sorgung der Bevölkerung nicht sichergestellt werden. Gleichzeitig formuliert die 

soziale Dimension der Nachhaltigkeit eine Reihe an Mindeststandards, die bei der 

kommunalen Auftragserfüllung nicht unterschritten werden sollten (SDG 1, 2, 3, 

4, 5, 7, 11 und 16). Nur in der Berücksichtigung dieser wechselseitigen Dualität 

von ökologischen wie sozialen Anforderungen lässt sich ein zukunftsfähiges Mo-

dell der Daseinsvorsorge konstituieren, welches transformativ in Richtung eines 

nachhaltigen Systemwandels wirken kann. Die Digitalisierung muss dabei als 

maßgeschneidertes Werkzeug in dieses Nachhaltigkeitsverständnis eingebettet 

werden, um dauerhaft der Kommunalentwicklung nutzen zu können. 

Aus dieser integrativen Betrachtungsweise wird deutlich, dass Wechselwirkun-

gen, Synergien und Dissonanzen von sozialen, ökologischen und ökonomischen 

Nachhaltigkeitszielen in den Bereichen der Daseinsvorsorge systematisch zu-

sammen gedacht werden müssen. Das heißt, dass die drei Dimensionen nicht 

gegeneinander ausgespielt werden dürfen. Die Ziele einer Dimension dürfen 

nicht auf Kosten einer anderen erreicht werden, denn alle Leitplanken und Di-

mensionen sollen eingehalten bzw. berücksichtigt werden, wenn Lebensqualität 

nachhaltig gesichert und gewährleistet werden soll. Eine integrative Daseinsvor-

sorgeplanung ist daher gefordert, die nachhaltig-digitale Transformation ihrer 

Leistungsbereiche in ihrer Gesamtheit zu erfassen und systemisch zu gestalten. 

Dabei gilt es insbesondere die Zielbeziehungen zwischen Nachhaltigkeits- und 

Digitalisierungsstrategien herauszuarbeiten. Bisher werden die unterschiedli-

chen Dimensionen der Nachhaltigkeit jedoch oft noch getrennt und additiv be-

trachtet. Ökologische Anforderungen – gerade in Bezug auf digitale Leistungen 

– sind dabei im vorherrschenden Auftragsverständnis der Daseinsvorsorge un-

terrepräsentiert. Im Rahmen des kommunalen Auftrags sollten Klima- und Um-

weltschutz daher künftig nicht nur noch als sektorale, rein freiwillige Aufgaben, 

sondern notwendige Querschnittsthemen für alle Leistungsbereiche verstanden 

werden. 

6.5.3  Gestaltungsprinzip 3: Sozial-ökologische Vorsorgeorientierung  

Um ihren Vorsorgeauftrag gerecht zu werden, sollten Kommunen die ökologi-

schen und sozialen Auswirkungen ihrer analogen und digitalen Leistungsmodelle 
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verstärkt in den Fokus rücken. Dabei sollten insbesondere die Langfristfolgen für 

den Erhalt natürlicher Lebensgrundlagen geprüft werden. Konkret bedeutet das, 

den der Daseinsvorsorge zugrundeliegenden Vorsorgegedanken neben der Si-

cherstellung von sozialen Grundbedürfnissen auch auf die Verhinderung von 

ökologischen Problemlagen auszuweiten. Im Sinne des Vorsorgeprinzips ist die 

Kommune damit nicht nur zur Abwehr konkreter, unmittelbar bevorstehender 

Gefahren, sondern auch vorausschauend zur Vermeidung von möglichen Risiken 

für Mensch und Umwelt verpflichtet (Calliess, 2013). Das gilt insbesondere mit 

Blick auf mögliche negative Konsequenzen und nicht-intendierte Nebenfolgen 

durch kommunale Digitalisierungsprozesse in Daseinsvorsorgebereichen. Eine 

solche Vorsorgeorientierung verpflichtet Kommunen dazu, die Entwicklung, den 

Betrieb und die Nutzung ihrer analogen und digitalen Leistungen frühzeitig auf 

sozial-ökologische Risiken zu prüfen, um kritische Belastungen zu vermeiden. 

Eine vorsorgende Steuerung der kommunalen Leistungserbringung sollte daher 

verstärkt auf Formen der strategischen Vorausschau und Folgenabschätzung 

zur Risikoermittlung und -mitigation setzen. 

6.5.4  Gestaltungsprinzip 4: Gleichwertige Lebensverhältnisse für heutige 

und zukünftige Generationen  

Ein derart erweitertes Verständnis der Daseinsvorsorge berücksichtigt als Wert-

maßstab neben dem Postulat gleichwertiger Lebensverhältnisse auch die Prin-

zipien der intra- und intergenerationalen Gerechtigkeit. Kommunen sind vor die 

Aufgabe gestellt, nachhaltig-digitale Lebensverhältnisse gleichwertig über 

räumliche und zeitliche Grenzen hinweg zu gewährleisten. In diesem Sinne sollte 

die Planung von kommunalen Leistungen daran gemessen werden, ob Bedürf-

nisse von heutigen Generationen unter größtmöglicher Berücksichtigung auf die 

Belange von jungen und künftigen Generationen befriedigt werden. Das erfor-

dert, langfristige Folgen stärker in den Blick zu nehmen, gleichwertige Gestal-

tungsoptionen offen zu halten, und die Externalisierung von ökologischen und 

sozialen Kosten zulasten kommender Generationen zu verhindern. Ein solcher 

intergenerationaler Interessensausgleich ist im Auftragsverständnis der Kom-

munen bislang noch nicht systematisch verankert. Eine nachhaltig-digitale Da-

seinsvorsorge ist daher zukünftig auch in der Verantwortung als generationen-

übergreifende Zukunftsvorsorge zu wirken. 
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6.5.5  Gestaltungsprinzip 5: Gerechtigkeitsanspruch und Bedarfsorientierung 

Im Rahmen dieser grundlegenden Neuausrichtung muss auch das sozialstaatli-

che Gerechtigkeitsgebot gestärkt werden, auf dem die ursprüngliche Leitvorstel-

lung der Daseinsvorsorge beruht. Ziel einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge 

muss es sein, gleichwertige Voraussetzungen für ein selbstbestimmtes und ei-

genverantwortliches Leben in einer digitalisierten Nachhaltigkeitsgesellschaft zu 

schaffen. 

Das zentrale Kriterium für eine gerechte Gestaltung einer nachhaltig-digitalen 

Leistungserbringung ist das Prinzip der Bedarfsorientierung. Die zentrale Frage 

lautet: Welchen Beitrag können digitale Infrastrukturen und Dienstleistungen für 

eine bedarfsgerechte Kommunalentwicklung in Richtung der Nachhaltigkeit leis-

ten? Umgekehrt bedeutet dies, dass auch Ungleichheiten im Zugang zu Leis-

tungsbereichen der Daseinsvorsorge sowie Machtverhältnisse bei deren Gestal-

tung zu berücksichtigen sind. Bisher ist die digitale Transformation der Daseins-

vorsorgebereiche stark angebotsgetrieben und eher von den ökonomischen In-

teressen der Digitalwirtschaft geleitet als von den vielfältigen Bedürfnissen der 

lokalen Bevölkerung. Die meisten Smart-City Projekte tragen derzeit deshalb 

nicht zu mehr Umweltgerechtigkeit in den aktuell stark segregierten Kommunen 

bei (Strüver & Bauriedl, 2020). 

Eine nachhaltig-digitale Transformation der Kommunen muss daher einem Ge-

meinwohlideal folgen, das von den Bedürfnissen und Fähigkeiten der Bürger*in-

nen ausgeht und erst danach nach digitalen oder analogen Lösungsansätzen 

sucht. Voraussetzungen dafür sind 1.) flächendeckender, sicherer und diskrimi-

nierungsfreier Zugang zu nachhaltig-digitalen Leistungen, 2.) Angebote zur Ent-

wicklung von notwendigen Nutzungs- und Aneignungskompetenzen in der 

Kommunalgesellschaft, 3.) Möglichkeiten zur Partizipation und Mitgestaltung in 

der Daseinsvorsorgeplanung und -steuerung und 4.) Offenlegung aller relevan-

ten Standards, Protokolle, Prozesse und Wissensbestände (Stichwort: Open 

Source) (BBSR, 2021). 

6.5.6  Gestaltungsprinzip 6: Digitale Souveränität und „Recht auf Stadt”  

Des Weiteren sollten Kommunen den Anspruch einer eigenen digitalen Souverä-

nität grundlegend im Auftragsverständnis der Daseinsvorsorge verankern. 

Städte, Landkreise und Gemeinden können digitale Technologien nur zielgerich-

tet auf Nachhaltigkeitsziele ausrichten, wenn sie ausreichend Planungs- und Ge-

staltungshoheit besitzen. Das heißt: Sowohl die öffentliche Hand als auch die 
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Bürger*innen müssen in der Erbringung und Nutzung der Leistungen einer nach-

haltig-digitalen Daseinsvorsorge selbstbestimmt und autonom agieren können. 

Dafür braucht es einerseits entsprechende Handlungs- und Entscheidungskom-

petenzen, damit digitale Technologien und Daten eigenverantwortlich, sicher 

und reflektiert genutzt werden können. Andererseits müssen geeignete digitale 

Technologien und Daten im Rahmen der kommunalen Möglichkeiten verfügbar, 

zugänglich und gestaltbar sein (Itrich, 2022).  

In diesem Zusammenhang sollte auch ein um die digitale Dimension erweitertes 

„Recht auf Stadt“2 anerkannt und gefördert werden (WBGU, 2019). Das heißt, 

dass alle mit Steuermitteln erworbenen Infrastrukturen, Güter und Dienstleistun-

gen sowie die damit verbundenen Daten allen Bürger*innen zur Verfügung zu 

stellen sind (vgl. informationelles Recht auf Stadt, Shaw & Graham, 2018). Für 

eine nachhaltig-digitale Ausrichtung der Daseinsvorsorge sind daher die Gestal-

tungsprinzipien der Daten-, Infrastruktur- und Plattformsouveränität ein we-

sentlicher Bestandteil, um eine Steuerung, Kontrolle und Nutzung von nachhal-

tig-digitalen Leistungen durch Kommunen zu ermöglichen. 

6.5.7  Gestaltungsprinzip 7: Resilienz 

Nicht zuletzt sind Dauerhaftigkeit, Sicherheit und Zuverlässigkeit von zuneh-

mend vernetzten Versorgungssystemen zentrale Eckpfeiler für die Gewährleis-

tung einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge. Bei inneren oder äußeren Ext-

remereignissen müssen die kommunalen Versorgungssysteme aufrechterhalten 

werden können und es braucht umfassende Instrumente sowie Kompetenzen, 

um auf die veränderten Bedingungen passend reagieren zu können. Je resilien-

ter Kommunen aufgestellt sind, desto verlässlicher bleiben die Funktionsfähig-

keit der Daseinsvorsorge auch im Krisenfall erhalten. Neben der kommunalen 

Resilienz gehört hierzu ebenso die Beständigkeit ihrer demokratischen Struktu-

ren und Legitimationen. 

 
 

2 Unter dem Stichwort „Recht auf Stadt“ hat sich ein Diskurs entwickelt, in dessen Rahmen ver-
schiedene Akteure für gerechtere Städte und bessere Teilhabemöglichkeiten eintreten. Im Zent-
rum dieses Diskurses stehen das Recht auf Partizipation - also die Einbindung der lokalen Bevöl-
kerung in Entscheidungen, die Auswirkungen auf den kommunalen Raum haben – und das Recht 
auf Aneignung - also die Möglichkeit der lokalen Bevölkerung, nicht nur kommunale Räume, son-
dern auch die Vorteile und Errungenschaften von Kommunen in gleichem Maße nutzen zu können 
(Holm & Gebhardt, 2011). 



TRANSFORMATIONSREPORT 

Zukunftsfähige Daseinsvorsorge 

September 2022 

  

Seite | 41  
 

7 Transformationsverständnis: Akteure und Steuerbarkeit 

des nachhaltig-digitalen Umbaus der Daseinsvorsorge  

Das in Kapitel 6 vorgeschlagene Modell einer nachhaltig-digitalen Daseinsvor-

sorge schafft eine übergeordnete Zielrichtung für die Weiterentwicklung der ört-

lichen Versorgungssysteme. Zur konkreten Operationalisierung ist jedoch eine 

Ausdifferenzierung der relevanten Akteure und der grundsätzlichen Steuerbar-

keit eines solchen Umbaus notwendig. Dementsprechend werden im Folgenden 

zunächst die Charakteristika und Anforderungen des Transformationsprozess 

hin zu einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge analysiert. Anschließend wer-

den Rollen und Verantwortungen unterschiedlicher Akteursgruppen beleuchtet. 

Abschließend werden Gestaltbarkeit sowie Gestaltung diskutiert. Dabei werden 

empfohlene Ansätze zur Steuerung von Transformationsprozessen gesammelt. 

7.1  Nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge als kommunaler Systemumbau  

Unter dem Begriff der Transformation wird in diesem Bericht ein grundlegender, 

tiefgreifender und weitgehender Wandel eines Systems verstanden (Jacob et al., 

2019). Derartige Transformationen beinhalten technologische, ökonomische, so-

ziokulturelle, ökologische und institutionelle Aspekte, die sich gegenseitig beein-

flussen und gemeinsam ändern müssen (Geels, 2005). Ein solcher Systemwan-

del ist also mit einem Bruch mit der bisherigen Systemstruktur zugunsten einer 

Neukonfiguration der Systemelemente verbunden. Das heißt: Eine Transforma-

tion ist mehr als eine inkrementelle Modernisierung einzelner Systemteile. Viel-

mehr ist sie verbunden mit einer holistischen Umgestaltung des betroffenen Ge-

samtsystems.  

Jede Transformation ist dabei ein nichtlinearer Prozess, der sich über mehrere 

Dekaden erstrecken kann. Der Verlauf einer solchen Transformation ist dabei kei-

nesfalls eindeutig, sondern durch ein hohes Maß an Unsicherheit gekennzeich-

net. Insofern lässt sich eine Transformation auch nicht vollständig determinieren. 

Sie kommt erst dann zum Abschluss, wenn sich neue Systemstrukturen dauer-

haft etabliert und stabilisiert haben (Libbe, 2015). 

Übertragen auf die Daseinsvorsorge bedeutet die nachhaltig-digitale Transfor-

mation also eine tiefgreifende Umgestaltung der kommunalen Versorgungs-

strukturen als Gesamtsystem. Um einen solchen Pfadwechsel zu initiieren, sind 

digitale Innovationen in einzelnen Leistungsbereiche der Daseinsvorsorge je-
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doch unzureichend. Stattdessen muss mithilfe der Digitalisierung der Umbau ge-

samter Versorgungssysteme in urbanen und ländlichen Gebieten vorangetrieben 

werden. Die Kopplung von verschiedenen Versorgungssystemen nach Vorbild 

einer integrierten Kommunalentwicklung ist dafür von zentraler Bedeutung 

(BBSR, 2021).  

Damit das gelingt, ist sowohl ein aktiver Aufbau nachhaltiger Versorgungssys-

teme („Phasing-in”) sowie ein strategischer Rückbau nicht-nachhaltiger Sys-

teme („Phasing-out”) notwendig (ARL, 2021). Innovationen sind für das Phasing-

in dabei genauso wichtig wie Exnovationen für das Phasing-out, also strategi-

sche Interventionen zum Abbau von ökologisch und sozial extraktiven Versor-

gungssystemen. Ein prominentes Beispiel hierfür ist die Energiewende. Bei-

spielsweise kann der Aufbau erneuerbarer Energiequellen („Phasing-in”) nur ge-

lingen, wenn zugleich und damit abgestimmt der Rückbau von fossiler Energie-

erzeugung vorangetrieben wird.  

Das zeigt: die nachhaltig-digitale Transformation der kommunalen Leistungen ist 

niemals nur eine rein technologische Aufgabe. Da es sich bei kommunalen Ver-

sorgungssystemen um sogenannte sozio-technische Systeme handelt, werden 

Transformationen nicht nur durch digitale Lösungen, sondern auch neue Konfi-

gurationen von Akteursgruppen, Institutionen und Praktiken getragen (Kropp, 

2015). Ein Beispiel: Damit eine sozial-ökologische Verkehrswende in einer Kom-

mune realisiert werden kann, müssen etwa das bestehende System der „kom-

munalen Mobilität“ durch neue Technologien, Dienstleistungen und Infrastruktu-

ren, ebenso wie ein alternatives Verkehrsverhalten sowie angepassten Regulie-

rungen, Standards und Anreizstrukturen umfassend umgestaltet werden.  

7.2  Akteurskonstellationen im kommunalen Systemumbau 

Durch den digitalen Wandel verschieben sich Handlungs- und Gestaltungsspiel-

räume von Akteursgruppen hinsichtlich der nachhaltigen Gestaltung von kom-

munalen Versorgungssystemen. Etablierte Einflussstrukturen und Pfadabhän-

gigkeiten werden aufgebrochen, neue Akteurskonstellationen entstehen. Der 

Systemumbau der Daseinsvorsorge ist dadurch von einem dynamischen  

Akteursgefüge geprägt, in dem Rollen und Verantwortungen neu ausgehandelt 

werden müssen. Je bewusster und koordinierter die Zusammenarbeit von un-

terschiedlichen Akteursgruppen erfolgt, so unsere These, desto kraftvoller ist der 

zu erwartende Systemwandel. Im Folgenden werden zentrale Akteursgruppen 

mit Blick auf ihre Gestaltungspotenziale bzw. -hemmnisse für eine nachhaltig-

digitale Transformation der Daseinsvorsorge diskutiert. 
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Kommunalpolitik und -verwaltungen nehmen eine zentrale Position ein. Im 

Rahmen der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 Abs. 2 GG) kommt 

ihnen die Verantwortung zu, über Art und Umfang der Daseinsvorsorgeleistun-

gen zu bestimmen. Mithilfe von rechtlichen, finanziellen, kommunikativen und 

organisatorischen Instrumenten können sie am besten die Koordination kommu-

naler Akteure und Stakeholder in der Leistungserbringung übernehmen. Damit 

haben Kommunalverwaltungen eine „ordnungspolitische Steuerungsfunktion”, 

die von zentraler Bedeutung ist, um einen richtungsweisenden und handlungs-

strukturierenden Rahmen für den nachhaltig-digitalen Systemumbau der örtli-

chen Versorgungssysteme zu schaffen (Lühr, 2020). 

Kommunale Unternehmen spielen eine wichtige Rolle in der Leistungserbrin-

gung, da sie einen Großteil der örtlichen Grundversorgung bisher tragen. Etwa 

Stadtwerke befinden sich fast immer im Besitz der Kommunen und sind verant-

wortlich dafür, flächendeckend Dienstleistungen, Güter und Infrastrukturen be-

reitzustellen - gerade dort wo dies andere Akteursgruppen aufgrund fehlender 

Profitabilität nicht tun würden. Der große Vorteil, den Stadtwerke gegenüber 

überregionalen oder privatwirtschaftlichen Versorgern besitzen, ist das Ver-

trauen, das die Bürger*innen den Stadtwerken entgegenbringen. Das könnte im 

Hinblick auf Vertrauen und Akzeptanz bezüglich des anstehenden kommunalen 

Strukturwandels eine wichtige Ressource darstellen. Für den erfolgreichen Sys-

temumbau sind sie daher wesentliche Umsetzungspartner, die wichtige Impulse 

für die Bereitstellung und den Betrieb von nachhaltig-digitalen Leistungen lie-

fern können.  

Private Dienstleister können als weitere Schlüsselakteure des Systemumbaus 

eingestuft werden. Neben Stadtwerken sind sie zentrale Leistungserbringer der 

Daseinsvorsorge. Mit der Digitalisierung sind und werden neue Akteur in der Da-

seinsvorsorge aktiv. Dazu gehören insbesondere privatwirtschaftliche Unterneh-

men der IT-Branche mit Kernkompetenzen im technischen Bereich. In unter-

schiedlichen Kooperationsmodellen arbeitet die Privatwirtschaft derzeit mit der 

öffentlichen Hand in nahezu allen Leistungsbereichen zusammen. Diese Öffent-

lich-Privaten-Partnerschaften können sowohl Treiber als auch Herausforderung 

für die nachhaltig-digitale Transformation der Versorgungssysteme sein. Einer-

seits können diese Partnerschaftsmodelle dabei helfen in bestimmten Bereichen 

der Daseinsvorsorge ein adäquates Angebot auf Dauer zu gewährleisten sowie 

zukunftsfähige Geschäftsmodelle zu entwickeln. Andererseits können damit 
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auch ein Qualitätsverlust, eine fehlende Gemeinwohlorientierung sowie eine ein-

geschränkte kommunale Steuerungs- und Kontrollmöglichkeit in den betroffe-

nen Leistungsbereichen einhergehen.  

Bürger*innen werden bislang vor allem als Nutzer*innen- und damit Zielgruppe 

von Angeboten der Daseinsvorsorge verstanden. Gleichzeitig ist in jüngerer Ver-

gangenheit ein verstärktes Interesse seitens der Zivilgesellschaft zu beobachten, 

sich aktiv in die Bereitstellung und Verbesserung von kommunalen Leistungen 

einzubringen. So sind die Bedarfslagen und Akzeptanz der Bürger*innen einer-

seits ein Ausgangspunkt für die lokalspezifische Transformation der Versor-

gungssysteme. Andererseits sind die Mobilisierung und Einbindung bürger-

schaftlichen Engagements auch eine zentrale Stellschraube für eine zeitgemäße 

bzw. bedarfsgerechte Ausgestaltung von nachhaltig-digitalen Leistungen.  

Wissenschaftler*innen und Expert*innen sind als Akteursgruppen ebenfalls 

von zentraler Bedeutung. Die Bereitstellung von Wissen, Know-how und Innova-

tionen sowie darauf beruhende Beratung der kommunalen Entscheidungsträger 

sind essenziell für die Neuausrichtung der Daseinsvorsorge. Gerade die Trans-

formationsfreude und -kraft der Tech- und Nachhaltigkeits-Communities kann 

mit neuartigen Leistungsangeboten und erneuerten Zukunftsperspektiven ver-

bunden werden. Im Rahmen der Weiterentwicklung der Daseinsvorsorge eröff-

nen sich Chancen, wenn dabei die Veränderungsbereitschaft und -dynamik der  

Digital-Community bewusst mit den Leitbildern der Nachhaltigkeits-Community 

verbunden werden können.  

Globale Technologieunternehmen sind eine neue Akteursgruppe, die im Zuge 

der Verbreitung von Smart-City-Anwendungen und digitalen Lösungen bedeut-

sam für die Sicherstellung und Weiterentwicklung der Daseinsvorsorge wird. Mit 

ihren plattformbasierten Geschäftsmodellen dringen diese Unternehmen zuneh-

mend in die herkömmlichen Bereiche der Grundversorgung (z. B. Wohnen, Ge-

sundheit, Mobilität) vor. Im Kontext der nachhaltig-digitalen Transformation re-

sultiert daraus ein neues Konfliktfeld zwischen der Marktmacht von global agie-

renden Plattformen und dem kommunalen Anspruch auf Selbstverwaltung. 

Übergeordnete Institutionen (Länder, Bund, EU) schaffen ordnungspolitische 

Voraussetzungen und Rahmenbedingungen, in denen die lokalspezifische Aus-

gestaltung der Daseinsvorsorge im Sinne der kommunalen Selbstverwaltungs-

garantie erfolgen kann. Politisch-administrative Gesetzgebungen schaffen dafür 

legislative Leitplanken zur Anpassung des Daseinsvorsorgeauftrags und Weiter-

entwicklung des Leistungsspektrums. Zudem können steuerungspolitische Im-

pulse gesetzt werden, um gezielt Kommunalverwaltungen zur Transformation 
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ihrer Versorgungsstrukturen zu befähigen. Zum Beispiel durch die Stärkung der 

kommunalen Gestaltungs- und Planungshoheit, die Bereitstellung von bedarfs-

gerechten Finanzierungshilfen oder den Ausbau von Netzwerkstrukturen für in-

terkommunale Zusammenarbeit. 

Weitere Akteursgruppen nehmen Einfluss auf den Transformationsprozess der 

Daseinsvorsorge. Dazu gehören: Interessensvertretungen (z. B. Verbände oder 

Nichtregierungsorganisationen), Aufsichtsgremien, Medien oder Kapitalgeber 

bzw. Anteilseigner. Diese Gruppen spielen unterschiedliche Rollen für spezifi-

sche Belange im Systemumbau, welche im Rahmen dieses Berichts jedoch nicht 

ausführlich behandelt werden können. 

Die Handlungsmöglichkeiten für die Umsetzung einer nachhaltig-digitalen 

Transformation der Daseinsvorsorge sind insofern über viele Akteursgruppen 

verteilt. Dabei übernehmen die unterschiedlichen Gruppen eine Vielfalt an Funk-

tionen und Verantwortlichkeiten auf einem Kontinuum, das sich zwischen der 

Steuerung und der tatsächlichen Erbringung der jeweiligen Leistungen auf-

spannt. Gleichzeitig hat dies zur Folge, dass die notwendige Gestaltungsmacht 

in Hinblick auf Entscheidungsbefugnisse, Kompetenzen und Ressourcen nicht 

bei allen Akteuren gleichermaßen vorhanden ist. In der Praxis besitzen lokale 

Entscheidungsträger Kontrolle über mehrere der erforderlichen Hebelpunkte, 

selten jedoch über alle. Um die Digitalisierung der Daseinsvorsorge in Richtung 

der Nachhaltigkeitsziele zu lenken, sind daher Akteursallianzen erforderlich, die 

eine zukunftsfähige Weiterentwicklung der Leistungsbereiche gemeinschaftlich 

vorantreiben. Dadurch gewinnen Kooperations- und Beteiligungsmodelle in der 

Planung, Organisation und Bereitstellung einer nachhaltig-digitalen Daseinsvor-

sorge an Bedeutung. Daraus ergeben sich wiederum zentrale Fragen mit Blick 

auf adäquate Governance-Strukturen zur effektiven Bündelung und Koordina-

tion von Akteuren im kommunalen Systemumbau. 

7.3  Steuerbarkeit des kommunalen Systemumbaus 

Transformationsprozesse sind weder im Detail vorhersehbar noch komplett 

plan- und steuerbar. Sie sind jedoch gestaltbar. Dabei umfasst ein solches Steu-

erungsvorhaben jedoch weit mehr als die Zuordnung von Verantwortungen und 

Arbeitsschritten. Vielmehr handelt es sich hierbei um einen kollektiven Such-, 

Experimentier- und Lernprozess, bei dem mögliche Pfade der Transformation 

immer wieder kritischen Reflexionen und Debatten unterzogen werden (BBSR, 

2020). Es geht darum, vor dem Hintergrund der sozial-ökologischen und tech-
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nologischen Veränderungsdynamiken, das Aufgabenportfolio und die Leistungs-

erbringung der kommunalen Daseinsvorsorge immer wieder kritisch zu hinter-

fragen und entsprechend der sich wandelnden Bedarfslagen anzupassen. Kon-

zeptionell setzt dies eine Form der transformativen Governance für die Daseins-

vorsorge voraus. Ansätze eines solchen kommunalen Transformationsmanage-

ments wurden in der Vergangenheit bereits entwickelt (vgl. Libbe 2015, WGBU, 

2016, BBSR, 2020) und können auf die nachhaltig-digitale Weiterentwicklung der 

kommunalen Versorgungssysteme angewendet werden. 

Daran anknüpfend kann transformative Governance zur Umsetzung der nach-

haltig-digitalen Daseinsvorsorge als das koordinierte Zusammenwirken vielfälti-

ger Akteure in Richtung einer gemeinsamen Zielvorstellung beschrieben werden. 

Da hierbei unterschiedliche Interessen und Machtverhältnisse berührt sein kön-

nen, ist die Gestaltung des kommunalen Transformationsmanagements eine vo-

raussetzungsvolle Aufgabe. 

In der gegenwärtigen Transformationsdebatte (BBSR, 2020) werden Kommunal-

politik und -verwaltungen dafür zentrale Verantwortlichkeit zugeschrieben. Im 

Rahmen der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 Abs. 2 GG) sind 

Kommunalverwaltungen gefordert, komplexe Veränderungsprozesse auf kom-

munaler Ebene nicht nur geschehen zu lassen, sondern diese proaktiv und lang-

fristig zu gestalten. In diesem Sinne ist es wichtig, dass Kommunen eine koordi-

nierende Rolle im Netzwerk der verschiedenen Akteursgruppen einnehmen und 

so als treibende Kraft für den Systemumbau wirken (WGBU, 2016). 
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Abbildung 6: Transformationsarena der nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge (eigene Darstellung) 

Im Folgenden werden Ansätze aus der Transformationsliteratur (vgl. Libbe, 2015, 

WBGU, 2016, BBSR, 2020) dargestellt, mit denen Kommunalverwaltungen einen 

nachhaltig-digitalen Umbau der Daseinsvorsorge befördern und mitgestalten 

können. 

7.3.1  Systemische Wissensgrundlage und integrativer Steuerungsansatz  

Die erfolgreiche Entwicklung von kommunalen Transformationsstrategien im 

Bereich der Daseinsvorsorge setzt eine systemische und integrative Wissens-

grundlage voraus (Jacob et al., 2019). Dafür sind drei Formen der empirischen 

Wissensproduktion hinsichtlich der kommunalen Versorgungssysteme von zent-

raler Bedeutung: Die Generierung von Systemwissen (Analyse der gegenwärti-

gen Systemkonfiguration und damit verbundene Problemlagen), Zielwissen (Be-

gründung von Veränderungsbedarf und erwünschten Leitbildern) und Transfor-

mationswissen (Fragen zu Handlungsmöglichkeiten zur Veränderung bestehen-

der und Einführung erwünschter Systemkonfigurationen) (Kristof, 2010). Eine 

solche systemische Betrachtungsweise analysiert einzelne Versorgungssys-

teme (z. B. Mobilität, Energie oder Wasser) und ihre Wechselwirkungen auf deren 

Transformationspotenziale und -herausforderungen hin. Dies erfordert eine Ab-

kehr von der bisher eher sektoralen Organisation der Daseinsvorsorge und deren 
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isolierter Betrachtung von einzelnen Anpassungsbedarfen in den jeweiligen 

Leistungsbereichen. Stattdessen ist künftig eine stärker integrierte Leistungser-

bringung gefragt und damit verbunden ganzheitliche Planungs- und Manage-

mentprozesse zur Bewältigung von Transformationsaufgaben. Konzeptionelle 

Impulse lassen sich dafür bereits heute in neuartigen Steuerungsansätzen und 

-verfahren, wie der integrierten Stadtentwicklung oder der Sektorenkopplung, 

finden (Libbe, 2015). 

7.3.2  Missionsorientierte Ausrichtung kommunalen Handelns  

Um dem Anspruch eines grundlegenden Umbaus ihrer Versorgungssysteme ge-

recht zu werden, müssen Kommunen klar definierte, ambitionierte Zielsetzungen 

– sogenannte Missionen – entwickeln. Für deren Erfüllung müssen sie strategi-

sche Impulse setzen sowie den notwendigen Steuerungsrahmen vorgeben. Eine 

solche Missionsorientierung trägt zur Erreichung der kommunalen Nachhaltig-

keitsziele bei, stellt die Bürger*innen und ihre Bedürfnisse ins Zentrum, und ist 

auf grundlegende Systemtransformationen ausgerichtet (vgl. Mazzucato, 2021). 

Im Kontext der nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge stehen dabei das Portfolio 

kommunaler Leistungen, deren Ergebnisse und Wirkungen sowie die Abläufe der 

Leistungserbringung im Mittelpunkt der Veränderung. Darauf abgestimmt und 

daraus abgeleitet ist eine Transformationsstrategie zu formulieren, die Verant-

wortungen eindeutig benennt und eine bedarfsorientierte Auswahl an notwen-

digen Strukturen, Prozessen und Instrumenten festlegt. Hierfür ist Transforma-

tionspolitik sektoren- und ressortübergreifend systematisch zu verankern und 

(inter-)kommunal abzustimmen. Dabei sollte ein integrierter Ansatz verfolgt wer-

den, der Chancen und Risiken verschiedener Transformationspfade sowie Sy-

nergien und Zielkonflikte zwischen beteiligten Akteuren frühzeitig analysiert und 

berücksichtigt. 

7.3.3  Partizipative Multi-Akteur-Verfahren 

Komplexe Umbauprozesse entziehen sich einer „klassischen” Top-down-Logik 

der Planung und Steuerung. Die Umsetzung von Missionen im Rahmen der nach-

haltig-digitalen Transformation der Daseinsvorsorge kann daher nur als Multi-

Stakeholder-Prozess mithilfe des gesamten Ökosystems der Kommune gelingen 

(Libbe, 2015). Das kommunale Ökosystem umfasst alle Akteure und Stakeholder 

aus der örtlichen Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Forschung und Zivilgesellschaft 

im Sinne eines ganzheitlichen Bürgergesellschaftsverständnisses. Dieses gilt es 

sektoren-, disziplin- und ressortübergreifend in die Abstimmung von Zielsetzun-
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gen und Transformationspfaden sowie deren Umsetzung breitflächig einzube-

ziehen. Nur so entstehen Legitimität und Akzeptanz, die einen erfolgreichen Sys-

temumbau der Daseinsvorsorge ermöglichen. Transformative Kommunalverwal-

tungen setzen daher zunehmend auf die Gestaltung und Koordination von Netz-

werken und Kooperationen, um die Agenten des Wandels gezielt in partizipative 

Aushandlungs-, Entscheidungs- und Lösungsprozesse einzubinden. 

Im Zuge des kommunalen Transformationsmanagements gilt es also, die Zusam-

menarbeit der Kommunen mit Schlüsselakteuren durch geeignete Formate zu 

stärken. Vor diesem Hintergrund rücken alternative Organisationsstrukturen in 

den Fokus, die in stärkerem Maße als bisher die Erfahrungen, Kompetenzen und 

Ressourcen von (internen und interkommunalen) Ökosystemen in die Planung, 

Steuerung und Bereitstellung kommunaler Leistungen einbeziehen. Dabei müs-

sen Kommunen darauf achten, im Rahmen der Ko-Produktion nachhaltigkeits- 

und gemeinwohlorientierte Betriebs- und Rechtsmodelle zu fördern, die ihre Ge-

staltungsautonomie unterstützen und nicht konterkarieren.  

Darüber hinaus sind auch die Nutzer*innen kommunaler Leistungen in die kon-

tinuierliche, bürgerzentrierte Qualitätsverbesserung der zugrundeliegenden An-

gebotsstrukturen und Geschäftsprozesse einzubeziehen. Mit dem Begriff Ko-

Kreation ist hier ein zielgruppenorientierter Perspektivwechsel von einem Fokus 

auf Leistungserbringer hin zu Adressaten und deren Bedürfnisse verbunden 

(BMI, 2019).  

Nicht zuletzt gewinnt auch die interkommunale Zusammenarbeit zunehmend an 

Bedeutung (WGBU, 2016). Viele dieser Ansätze werden bereits erprobt und pilo-

tiert – beispielsweise im Bereich technologischer Innovationen und genossen-

schaftlicher Betriebsszenarien. Bislang fehlt jedoch eine systematische Einbe-

ziehung des (inter-)kommunalen Ökosystems in die Planung, Steuerung und Be-

reitstellung von Leistungen. 

7.3.4  Raum für Experimente 

Den Begriffen „Experimentieren“ und „Erproben“ kommt eine zentrale Rolle in der 

Transformationsdebatte zu (Köhler et al., 2017). In Experimentierräumen – soge-

nannten Reallaboren – können neue Lösungsansätze in einem zwar zeitlich und 

räumlich beschränkten, aber möglichst realweltlichen Kontext erprobt werden. 

Reallabore können genutzt werden, um neuartige Leistungsangebote sowie For-

men der Leistungserbringung im Austausch mit relevanten Akteursgruppen zu 

pilotieren und zu testen.  
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7.3.5  Ressortübergreifende Abstimmung 

Der nachhaltig-digitale Umbau der Daseinsvorsorge erfordert auch innerhalb der 

Verwaltung eine verstärkte Zusammenarbeit und einen Austausch über Fach-

grenzen hinweg (BMI, 2019). Dabei sind unterschiedliche Formen der Institutio-

nalisierung von Querschnittsreferaten bis hin zu regelmäßig tagenden Projekt-

runden unter Beteiligung der Verwaltungsspitze denkbar. Es geht darum, inner-

halb von Kommunalpolitik und -verwaltung, aber auch im kommunalen Ökosys-

tem als Ganzes eine veränderte Kultur zu schaffen. Ein solches kollektives Ver-

ständnis über die Ziele des kommunalen Systemumbaus bietet wichtigen Rück-

halt bei der Umsetzung von Projekten. 

7.3.6  Kultur der Transformation  

Der kommunale Systemumbau erfordert die Abkehr von einer „Business-as-

usual”-Mentalität und damit einen Paradigmenwechsel in tradierten Denk- und 

Handlungsmustern. Es geht darum, in Kommunalpolitik und -verwaltung, aber 

auch im gesamten lokalen Ökosystem, eine Kultur der Transformation zu schaf-

fen. Eine Grundvoraussetzung dafür ist ein konstruktiv-kritischer Umgang mit 

den nachhaltigkeitsbezogenen Potentialen digitaler Innovationen (WGBU, 2019). 

Eine gestaltende Kommune ist offen gegenüber technologischen Neuerungen 

und deren Chancen, ohne dabei die involvierten Risiken zu ignorieren. Nicht zu-

letzt bildet eine Kultur der Beteiligung und Kollaboration das Fundament für ei-

nen demokratischen und gerechten Systemumbau. Dabei ist die Kultivierung von 

Kooperationsfähigkeit sowohl in Planung, Steuerung als auch Bereitstellung der 

Daseinsvorsorge notwendig – und das jenseits disziplinärer, sektoraler und res-

sortspezifischer Grenzen. 

7.3.7  Verbesserung des Policy-Mixes 

Neben vorrangig prozessualen Gestaltungsansätzen erfordert die Steuerung der 

nachhaltig-digitalen Transformation auch den Einsatz einer ganzen Palette klas-

sischer Politikinstrumente: beispielsweise Ordnungsrecht sowie Anreiz-, Infor-

mations- und Planungsinstrumente. Diese Instrumente und deren Wirkungen gilt 

es kontinuierlich in Bezug auf die übergeordneten Transformationsziele (Missio-

nen) zu reflektieren – einschließlich der Überprüfung, Anpassung und Konkreti-

sierung von Strategien und Maßnahmen. Das kann oft bedeuten, auf bereits be-

stehende Instrumente zurückzugreifen, diese aber mit einer veränderten Ziel-

stellung und einem veränderten Wirkungsverständnis einzusetzen (WBGU, 2011). 

Möglich und nötig ist dabei sowohl der Einsatz ermöglichender und fördernder 
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Politikinstrumente, die nachhaltig-digitale Angebote und Leistungen unterstüt-

zen, als auch einschränkender Politikinstrumente, die nicht-nachhaltige Versor-

gungsstrukturen abbauen. 

7.3.8  Digital-gestütztes Instrumentarium   

Als ermöglichende Komponente spielt auch der Einsatz digitaler Technologien 

eine wichtige Rolle für die Operationalisierung einer nachhaltig-digitalen Da-

seinsvorsorge. Digitale Techniken können als Instrumente eine unterstützende 

Funktion in der Organisation sowie Erbringung von nachhaltigen Leistungen ein-

nehmen (KOWID, 2021). Einerseits sind sie ein wichtiges Werkzeug, um die vorab 

beschriebenen institutionell-administrativen Innovationen voranzubringen und 

so die Organisation der Aufgabenfelder offener, agiler und partizipativer zu ge-

stalten. Andererseits verändert und erweitert die Digitalisierung die Hand-

lungsoptionen von Kommunalverwaltungen zum wirksamen Systemumbau der 

Daseinsvorsorge. Der gezielte und zweckorientierte Einsatz von digitalen Tech-

nologien ermöglicht zahlreiche neue Steuerungsmechanismen für wirksame 

Leistungserbringung im Sinne einer nachhaltigen, integrierten Kommunalent-

wicklung. 

8 Handlungsfelder: Neuausrichtung der Aufgaben sowie Or-

ganisation der Daseinsvorsorge 

Auf Grundlage von Zielbild (Kapitel 6) und Akteurs- und Steuerungsverständnis 

(Kapitel 7) werden in diesem Kapitel relevante Handlungsfelder für den nachhal-

tig-digitalen Systemumbau der Daseinsvorsorge vorgestellt. Die Handlungsfel-

der wurden in Zusammenarbeit mit Expert*innen erarbeitet und in einem Fokus-

Workshop validiert. Die Auswahl erfolgte gemäß Relevanz und Dringlichkeit der 

Themen an der Schnittstelle von Digitalisierung, Nachhaltigkeit und Daseinsvor-

sorge. Die Schaffung nachhaltig-digitaler Lebensverhältnisse im Rahmen der 

kommunalen Grundversorgung stand dabei als Zielbild stets im Blick. Insgesamt 

wurden sechs Handlungsfelder identifiziert, die sowohl Art und Umfang sowie 

Form und Organisation der Daseinsvorsorge betreffen. Alle Handlungsfelder bil-

den strategische Querschnittsaufgaben, die den herkömmlichen Aufgabenbe-

reichen der Daseinsvorsorge (z. B. Wasser, Gesundheit, Energie, Mobilität, oder 

IKT) gleichermaßen zu Grunde gelegt werden können (siehe Abbildung 7). Diese 
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werden nachfolgend beschrieben und mit Anwendungsfällen im Handlungsum-

feld illustriert. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Zusammenstellung der 

Handlungsfelder weder einen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt noch einen 

systematischen Ansatz verfolgt. Vielmehr soll exemplarisch ein Eindruck der 

vielfältigen Gestaltungsmöglichkeiten vermittelt und damit ein Ausgangspunkt 

für eine weiterführende Debatte zur nachhaltig-digitalen Transformation der Da-

seinsvorsorge geschaffen werden.  

 
Abbildung 7: Handlungsfelder als strategische Querschnittsaufgaben der nachhaltig-digitalen Da-
seinsvorsorge (eigene Darstellung) 

8.1  Nachhaltig-digitaler Systemumbau in herkömmlichen Bereichen der Da-

seinsvorsorge 

Der nachhaltig-digitale Systemumbau betrifft als Querschnittsaufgabe alle her-

kömmlichen Aufgabenfelder der Daseinsvorsorge. Zentrale Bereiche der örtli-

chen Grundversorgung wie Abfallentsorgung, Wasser- und Energieversorgung, 

Personennahverkehr oder öffentliches Gebäudemanagement, sind hohe CO2-

Emittenten und müssen als solche grundlegend umstrukturiert werden, um die 

angestrebten Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. Gleichzeitig berührt die Digitali-

sierung alle Bereiche der Daseinsvorsorge, wodurch eine Reihe von Möglichkei-

ten zur Verbesserung und Optimierung der Leistungserbringung möglich wird 

(WBGU, 2019). Die Digitalisierung der Daseinsvorsorge kann daher einen wichti-

gen Schlüssel für die nachhaltige Umgestaltung der Kommunen und ihrer Ver-

sorgungssysteme liefern. Der Einsatz digitaler Technologien ermöglicht – richtig 

eingesetzt – kommunale Angebote effizienter (z. B. Ressourcennutzung), suffi-

zienter (z. B. Tausch- und Sharing-Angebote) oder konsistenter (z. B. Kreislauf-

wirtschaft) zu gestalten. Grundlage dessen sind vor allem wachsende Potenziale 
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zur Generierung umfangreicher Datenbestände, die eine stärkere Differenzie-

rung und Individualisierung von Leistungen ermöglichen und damit auch zur 

Steigerung der Effektivität des Gesamtsystems beitragen.  

Die Bewältigung zentraler Transformationsaufgaben in den einzelnen Aufgaben-

bereichen der Daseinsvorsorge ist jedoch keine rein technische Frage, sondern 

wird sich an der passenden Einbettung digitaler Lösungen in übergreifende Kon-

zepte einer sozial-ökologischen Kommunalentwicklung entscheiden. Eine maß-

geschneiderte Digitalisierung der jeweiligen Versorgungssysteme ist demnach 

an den sektoralen Leitbildern eines kommunalen Systemumbaus auszurichten. 

Thematischer Anknüpfungspunkt können beispielsweise die von Schneidewind 

(2018) identifizierten Wenden der Nachhaltigkeitstransformation (z. B. Energie-, 

Wärme- oder Mobilitätswende) sein. Damit das gelingt, muss die Digitalisierung 

der Daseinsvorsorge sowohl einen aktiven Aufbau nachhaltiger Versorgungs-

systeme („Phasing-in”) sowie einen strategischen Rückbau nicht-nachhaltiger 

Versorgungssysteme („Phasing-out”) unterstützen (ARL, 2021). 

Als Querschnittsaufgabe weist die nachhaltig-digitale Transformation Auswir-

kungen auf alle herkömmlichen Bereiche der Daseinsvorsorge. Dabei gilt es je-

doch zu berücksichtigen, dass sich die konkreten Anforderungen und Rahmen-

bedingungen dieser Aufgabe grundlegend zwischen den einzelnen Sektoren der 

Daseinsvorsorge unterscheiden. Am Beispiel der Mobilitätswende als wichtigem 

Baustein für den kommunalen Systemumbau wird dies im Folgenden exempla-

risch illustriert.  

Durch den Einsatz digitaler Technologien im örtlichen Verkehrssystem entstehen 

vielfältige Vernetzungs- und Optimierungsmöglichkeiten, um Mobilitätsbedarfe 

und -angebote flexibler, bedarfsorientierter und nutzerfreundlicher aufeinander 

abzustimmen (Schallbruch, 2020). Insbesondere digitale Mobilitätsplattformen, 

die nach dem Mobility-as-a-Service-Prinzip (MaaS) verschiedene Mobilitäts-

dienste intelligent bündeln und multimodal miteinander verknüpfen, können da-

bei zu einer höheren Effizienz und Nachhaltigkeit des Gesamtverkehrs sowohl in 

der Logistik als auch im Personenverkehr beitragen. Eine intelligente Mobilitäts-

wende verspricht dabei die Dichtevorteile in urbanen Zentren zu nutzen und in 

ländlichen Gebieten die „letzte Meile“, oder genauer gesagt die Distanz zwischen 

dem eigenen Aufenthalts- oder Zielort und dem nächsten Zugangspunkt zum 

öffentlichen Nahverkehr, als bisher größtes Hindernis für den Verzicht auf moto-

risierten Individualverkehr zu überwinden. Für die öffentliche Hand bieten MaaS-

Plattformen damit ein effektives Steuerungsinstrument, um eine sozial-ökologi-

sche Mobilitätswende im kommunalen Raum voranzutreiben (Piétron, 2021). So 
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können mithilfe von digitalen Mobilitätsdienstleistungen gezielt Phasing-in-Pro-

zesse in Richtung postfossiler Mobilitätsstrukturen angestoßen werden. Das 

funktioniert aber nur, wenn diese nachhaltigkeitsorientierten Innovationen durch 

synchrone und verschränkte Strategien des Phasing-outs von bisherigen fossil-

geprägten Mobilitätsstrukturen unterstützt werden. Ziel dieser Exnovationen ist 

es, nicht-nachhaltige Verkehrssysteme, wie beispielsweise den motorisierten In-

dividualverkehr oder die autozentrierte Stadtplanung, zugunsten von klimage-

rechten Systemen, wie öffentlichem Nahverkehr, geteilten Nutzungskonzepten 

oder Infrastrukturen für Fußgänger*innen sowie Radfahrer*innen, sukzessive 

abzubauen (ARL, 2021).  

Das Beispiel zeigt: Um den nachhaltig-digitalen Systemumbau der Daseinsvor-

sorge auf den Weg zu bringen, braucht es in den jeweiligen Leistungsbereichen 

ein raffiniertes Zusammenspiel von Phasing-in- und Phasing-out-Prozessen. 

Bisher wurde das Augenmerk der Debatte vor allem auf das Anstoßen von nach-

haltigkeitsorientierten digitalen Innovationen gerichtet. Dagegen wurde das Ge-

genstück, der Abbau von nicht-erneuerbaren Versorgungsstrukturen, lange Zeit 

kaum beachtet (Kropp, 2015). Das Phasing-out von bisher dominanten, nicht-

nachhaltigen Entwicklungspfaden entsteht jedoch nicht als automatische Be-

gleiterscheinung, sondern muss aktiv initiiert werden. Für eine zukunftsfähige 

Weiterentwicklung des kommunalen Auftrages müssen daher beide Prozesse in 

Zukunft verstärkt planerisch vorgedacht, miteinander verzahnt, synergetisch 

gesteuert und evaluiert werden. 

8.2  Digitale Vernetzung für eine nachhaltige Sektorenkopplung 

Sektorale Einzellösungen allein sind jedoch nicht ausreichend, um den notwen-

digen Systemumbau der Daseinsvorsorge umzusetzen. Für eine gelingende 

Transformation der kommunalen Versorgungssysteme bedarf es einer integrati-

ven Herangehensweise. Bisher werden die Bereiche der Daseinsvorsorge in der 

Regel jedoch getrennt betrachtet. Dementsprechend sind die damit verbunde-

nen Planungs-, Organisations- und Managementprozesse oftmals ausschließlich 

auf den jeweiligen Sektor fokussiert (KOWID, 2021). 

Im Zuge der Digitalisierung eröffnet sich derzeit eine Reihe von neuen Potenzia-

len für eine stärkere Vernetzung und Optimierung kommunaler Versorgungssys-

teme über Sektorengrenzen hinweg (Libbe, 2017). Durch eine digital-gestützte 

Kopplung von Infrastrukturen werden so Synergien zwischen inter- und intra-

sektoralen Prozessen, Daten und Funktionen möglich. Querverbindungen sind 
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dabei sowohl zwischen einzelnen Daseinsvorsorgebereichen wie die Verknüp-

fung der kommunalen Wärmeversorgung mit der Müllentsorgung, als auch zwi-

schen Teilsystemen wie der Kraft-Wärme-Kopplung im Energiesektor möglich 

(Siebke et al., 2020).  Zum Beispiel kann eine digital-gestützte Verbindung von 

Wärmenetzen mit Abwärmequellen die lokale Abhängigkeit von natürlichen Res-

sourcen verringern und damit gleichzeitig die Reduktion von Treibhausgasemis-

sionen sowie die Stabilisierung der Preise bei der Wärmebereitstellung unterstüt-

zen (Hölscher et al., 2020). 

Um diese Potenziale zu heben, sollten Kommunen zur Erbringung einer nachhal-

tig-digitalen Daseinsvorsorge verstärkt auf eine integrative Betrachtung bisher 

getrennter Versorgungsbereiche setzen. Der Einsatz digitaler Technologien 

sollte sich demnach nicht allein auf die Diffusion einzelner, sektoraler Infrastruk-

tur- und Dienstleistungsinnovationen beschränken. Vielmehr sollte die Digitali-

sierung der Daseinsvorsorge die Vernetzung gesamter Versorgungssysteme in 

urbanen sowie ländlichen Gebieten ins Auge nehmen und gezielt deren integrier-

ten, sozial-ökologischen Aus- und Umbau unterstützen. Eine wesentliche Her-

ausforderung hierbei ist – neben den technischen Voraussetzungen – insbeson-

dere die Vernetzung der verschiedenen Akteure mit ihren sektorspezifischen 

Planungszyklen, Handlungslogiken und Interessenslagen. 

8.3  Umweltgerechtes Systemdesign von digitalen Leistungen 

Eine umweltgerechte, klima- und ressourcenschonende Digitalisierung ist unbe-

strittene Grundvoraussetzung eines zukunftsfähigen Systemumbaus der Da-

seinsvorsorge. Damit dies gelingt ist es notwendig, den sozialen und ökologi-

schen Fußabdruck von digitalen Leistungen zu minimieren. Denn den bisher be-

schriebenen Transformationspotenzialen von digitalen Technologien stehen so-

zial-ökologische Risiken gegenüber, die durch deren Einsatz im Bereich der Da-

seinsvorsorge entstehen können. 

So können im Zuge der Digitalisierung von kommunalen Leistungen erhebliche 

Externalitäten, wie steigende Energie- und Ressourcenverbräuche oder negative 

Beschäftigungseffekte einhergehen (WGBU, 2019). Zusätzlich besteht die  

Gefahr, dass nicht-intendierte Verhaltensänderungen, sogenannte Rebound- 

Effekte, mögliche Nachhaltigkeitspotenziale digitaler Lösungen neutralisieren 

oder sogar konterkarieren (Lange & Santarius, 2018). So können digitale Innova-

tionen, beispielsweise öffentliche Mobilitätsdienstleistung, zwar energieeffizien-

ter oder umweltfreundlicher bereitgestellt werden (z. B. Car-Sharing), aber 
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gleichzeitig aufgrund der Nutzerfreundlichkeit zu einer erhöhten Nachfrage füh-

ren, die langfristig die ökologischen Effizienzgewinne (über-)kompensiert. 

Ob eine technologisierte Daseinsvorsorge zu einer nachhaltigen Entwicklung 

beitragen kann, lässt sich deshalb nur beantworten, wenn die sozialen und öko-

logischen Auswirkungen von digitalen Leistungsinnovationen systemisch be-

trachtet werden. Vergleichbar mit dem Energiesystem kann die erforderliche Re-

duktion der Externalitäten nur erfolgen, wenn das komplexe System der Digitali-

sierung als Ganzes verstanden und in seinen Wechselwirkungen und Abhängig-

keiten mit Gesellschaft und Umwelt transformiert wird. Für eine solche systemi-

sche Einbettung müssen die Nachhaltigkeitswirkungen von digitalen Leistungen 

entlang des gesamten Lebenszyklus – also von Entwicklung über Einsatz bis hin 

zur Nutzung und sogar Entsorgung der unterschiedlichen technischen Systeme 

– mitgedacht und berücksichtigt werden.  

Die Kommunen sind daher gefordert, das Systemdesign einer digitalisierten Da-

seinsvorsorge sozial- und umweltverträglich zu gestalten. Dabei sollte die Digi-

talisierung von kommunalen Versorgungssystemen sowohl den Schutz natürli-

cher Lebensgrundlagen und die Reduktion von negativen Rebound-Effekten als 

auch den Erhalt fairer globaler Produktionsbedingungen gewährleisten – bei-

spielsweise durch nachhaltige Beschaffungskriterien bei Ausschreibungen öf-

fentlicher Leistungen. 

Im Sinne einer digitalen Suffizienz gilt zudem der Leitsatz: So viel Digitalisierung 

wie nötig, so wenig wie möglich. Mit Blick auf die Digitalisierung der Daseinsvor-

sorge bedeutet dies neben der Einsparung materieller Ressourcen, dass Kom-

munen beispielsweise bei der Entwicklung einer Datenstrategie zumindest sen-

sibel dafür sind, in welchen Handlungsfeldern die Datafizierung zwingend voran-

getrieben werden sollte und in welchen darauf verzichtet werden kann (Lange & 

Santarius, 2018). 

Grundvoraussetzung hierfür ist eine geschärfte Sensibilität für das Aufwand-

Nutzen-Verhältnis. Das erfordert für jede neue Leistungsinnovation einen sorg-

fältigen Abwägungsprozess, bei dem genau analysiert werden muss, ob der 

mögliche Mehrwert die potenziellen Risiken rechtfertigt. Eine Maßnahme gilt 

dann als vorteilhaft, wenn die Summe aus Kosten und Nutzen positiv ist. Dafür 

sind zudem verbesserte Bewertungsgrundlagen notwendig, um die möglichen 

Externalitäten von digitalen Infrastruktur- und Leistungskonzepten ganzheitlich 

zu analysieren und einzuschätzen. Insgesamt bestehen derzeit noch eklatante 

Wissenslücken über die Bilanzierung von Nachhaltigkeitseffekten, die entlang 
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des Lebenszyklus von digitalen Anwendungen im Bereich der Daseinsvorsorge 

entstehen (BBSR, 2021).  

Unter dem Schlagwort „Green IT” fokussieren sich erste Handlungsansätze in 

den Kommunen auf die Umstellung einzelner bestehender digitaler Leistungen 

auf einen umwelt- und ressourcenschonenden Lebenszyklus (BBSR, 2021). Bis-

lang sind systemische Herangehensweise jedoch kaum in den Debatten über di-

gitale Daseinsvorsorge reflektiert, sodass die Nachhaltigkeitspotenziale von be-

stimmten digitalen Leistungen und deren sozial-ökologische Herausforderungen 

weitgehend unabhängig voneinander bearbeitet werden. Um Strategien und 

Maßnahmen für eine nachhaltige Digitalisierung der Versorgungssysteme wei-

terzuentwickeln, müssen derartige offene Fragen, Wechselwirkungen und Unsi-

cherheiten berücksichtigt werden. 

8.4  Resilientes Systemdesign einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge 

Dauerhaftigkeit, Sicherheit und Zuverlässigkeit von zunehmend vernetzten Ver-

sorgungsstrukturen sind weitere zentrale Eckpfeiler für ein zukunftsfähiges Sys-

temdesign der Daseinsvorsorge. Leistungsfähige kommunale Infrastrukturen 

und Dienstleistungen gewährleisten die beständige Funktionsfähigkeit der loka-

len Gesellschaft und Wirtschaft – im Normalfall als auch im Krisenfall. Gerade 

durch die Corona-Pandemie wurde deutlich: Die Resilienz von Versorgungssys-

temen gegenüber unvorhergesehenen Störereignissen ist ein systemrelevanter 

Faktor für die Sicherstellung der kommunalen Daseinsvorsorge. 

Die Makrotrends der Digitalisierung und Klimakrise stellen die Resilienz der kom-

munalen Daseinsvorsorge vor wesentliche Herausforderungen. Einerseits führt 

die zunehmende Vernetzung der kommunalen Aufgabenbereiche zu neuen Be-

drohungsszenarien und einer erhöhten Verwundbarkeit der Versorgungsstruk-

turen der Daseinsvorsorge. Mit steigender Netzwerkgröße nimmt beispielsweise 

die Zahl möglicher Sicherheitslücken und Angriffspunkte zu. Dies ist besonders 

problematisch, wenn digitale Infrastrukturen die wesentliche Basis der kommu-

nalen Organisation bilden. Daher ist ein hohes Maß an Cyber-Sicherheit erforder-

lich (Kitchin, 2016).  

Andererseits erhöhen die Auswirkungen der globalen Erderwärmung die Wahr-

scheinlichkeit natürlicher Störereignisse. Vor allem durch die klimabedingte Zu-

nahme von Extremwetterereignissen, wie z. B. Hitzewellen, Dürren oder Über-

schwemmungen, entstehen dabei Risiken für Bevölkerung und kommunale Ver-

sorgungssysteme. Dabei betreffen die Folgen der Klimaveränderung alle Regio-

nen in Deutschland – auch wenn die Vulnerabilitäten regional unterschiedlich 
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ausgeprägt sind. Diese Entwicklung erfordert vorsorgeorientierte Anpassungen 

in örtlichen Versorgungssystemen, um die unvermeidbaren und die bereits ein-

getretenen Folgen der Klima- und Umweltkrise vor Ort abzumildern und weitere 

Schäden abzuwenden (Bertelsmann-Stiftung, 2020). 

Neben dem Aufbau eines nachhaltig-digitalen Leistungsspektrums geht es also 

bei der Weiterentwicklung der Daseinsvorsorge auch darum, die Sicherheit und 

Resilienz der kommunalen Angebote gegenüber digitalen und klimabedingten 

Herausforderungen zu fördern. Bisher werden die beiden Handlungsfelder weit-

gehend unabhängig voneinander bearbeitet. Tatsächlich besteht aber eine 

Wechselwirkung, die nicht nur mögliche Zielkonflikte, sondern auch Potenziale 

und Synergien aufweist. Richtig eingesetzt, kann die Digitalisierung auch zu ei-

nem relevanten Resilienzfaktor werden. So können digitale Technologien bei-

spielsweise dabei helfen, Störereignisse zu antizipieren sowie die Anpassungs-

fähigkeit und Krisenfestigkeit bestehender Versorgungssysteme deutlich zu 

steigern (acatech, 2020). 

8.5  Transformative Governance der Daseinsvorsorge 

Für eine nachhaltig-digitale Ausgestaltung der Daseinsvorsorge braucht es in 

der konkreten Umsetzung eine neue Art und Weise der Planung, Steuerung sowie 

Bereitstellung von öffentlichen Leistungen. Kurzum: es bedarf einer transforma-

tiven Governance auf kommunaler Ebene (Lühr, 2020). Im Kern sollte ein solcher 

Modernisierungsprozess eine offene, lernende und missionsorientierte Kom-

mune zum Ziel haben, die langfristig Voraussetzungen für die Transformations-

fähigkeit von örtlichen Bevölkerungs- und Versorgungsstrukturen sicherstellen 

kann. Für diesen Strukturwandel ist es erforderlich, die Verantwortung von Kom-

munen für ihre eigenen Transformationspfade nicht nur anzuerkennen, sondern 

sie auch zur Verantwortungswahrnehmung zu befähigen. Dafür muss eine Re-

form der Kommunalverwaltungen weit über die Digitalisierung von Verwaltungs-

dienstleistungen (Stichwort: E-Government, Onlinezugangsgesetz (OZG)) hin-

ausgehen. Die großen Herausforderungen liegen in den Strategien, Prozessen 

und Strukturen auf denen die derzeitige Organisation der kommunalen Daseins-

vorsorge basiert (Project Together, 2021). Das institutionell-administrative Be-

triebssystem der Kommunen ist zwar nicht zwangsläufig dysfunktional, aber 

derzeit häufig unzureichend gewappnet, um wirkungsvolle und bedarfsgerechte 

Lösungen zur Schaffung nachhaltig-digitaler Lebensverhältnisse zu entwickeln. 
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8.6  Digitale Souveränität als Grundvoraussetzung für den Systemumbau der 

Daseinsvorsorge 

Der Fortgang und Erfolg der nachhaltig-digitalen Weiterentwicklung der Da-

seinsvorsorge hängt im Wesentlichen von den Entscheidungen ab, welche die 

Kommunen in den nächsten Jahren treffen werden. Es gilt, die Steuerungsme-

chanismen der Digitalisierung gezielt und wirksam für die nachhaltige Gestaltung 

des kommunalen Versorgungssystems einzusetzen. Städte, Landkreise und Ge-

meinden können diese digitalen Transformationspotenziale jedoch nur mobilisie-

ren, wenn sie ausreichend Gestaltungshoheit und Entscheidungsautonomie be- 

und erhalten. In dieser Hinsicht stellt digitale Souveränität damit die zentrale Be-

dingung für die Handlungs- und Steuerungsfähigkeit von Kommunen im Sys-

temumbau der Daseinsvorsorge dar (WBGU, 2019). 

Derzeit ist der Zugriff auf digitale Koordinations- und Kontrollmechanismen in 

Bereichen der Daseinsvorsorge jedoch ein umstrittener Gegenstand von Ausei-

nandersetzungen zwischen unterschiedlichen Interessensgruppen. Besonders 

deutlich wird das durch den substanziellen Bedeutungszuwachs, den digitale 

Plattformen in den letzten Jahren erfahren haben (Schallbruch, 2020). Gerade 

globale Plattformunternehmen wie Google, Facebook oder Amazon bieten ver-

schiedene digitale Basisdienste (z. B. Kartendienste, soziale Medien, Onlinehan-

del) an, die inzwischen der Grundversorgung der Bevölkerung zugeordnet wer-

den können oder Aspekte der gesellschaftlichen Teilhabe berühren. Zudem 

dringt die Plattformökonomie mit ihren Geschäftsmodellen vermehrt auch in die 

Bereiche der herkömmlichen Daseinsvorsorge (z. B. Mobilität, Gesundheit, oder 

Wohnen) vor, in denen traditionell öffentliche Unternehmen in vorwiegend kom-

munaler Trägerschaft agieren. Mit der zunehmenden Bedeutung digitaler Platt-

formen wächst auch die Marktmacht der dahinterstehenden Konzerne weiter an, 

was durch die typischen Netzwerk- und Skaleneffekte, die Konzentration großer 

Datenbestände und die damit verbundenen Innovationspotenziale sowie die 

enormen Finanzmittel dieser Unternehmen weiter begünstigt wird (Schallbruch, 

2020). 

In ersten Zügen zeichnet sich damit bereits heute eine digital-getriebene Priva-

tisierung der kommunalen Grundversorgung ab. Kommunale Verwaltungen ge-

raten dadurch zunehmend in Abhängigkeit von privaten Plattformintermediären 

und drohen die Kontrolle über die öffentlich gewährleistete Daseinsvorsorge zu 

verlieren. Die bisherigen Versuche des Gesetzgebers, die Plattformökonomie zur 

Einhaltung grundlegender wettbewerbs-, arbeits-, steuer- und datenschutz-
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rechtlicher Standards zu verpflichten, haben sich als weitgehend unwirksam er-

wiesen (Busch, 2021). Das macht deutlich, dass ein regulatorischer Ansatz allein 

nicht ausreichen wird, um das Konfliktfeld zwischen den global agierenden Platt-

formen und staatlich-hoheitlichen Regelungen und Vorgaben im Rahmen der 

Leistungserbringung aufzulösen.  

Um die Gestaltungshoheit der öffentlichen Träger der Daseinsvorsorge auch im 

digitalen Zeitalter zu wahren, sollten monopolistische Datenkonzentrationen, 

marktbeherrschenden Stellungen einzelner Technologieunternehmen oder kos-

tenintensive Herstellerabhängigkeiten vorgebeugt werden. Wesentlich bei der 

Digitalisierung der Daseinsvorsorge sollte es folglich sein, diese nicht nur tech-

nisch zu begreifen, sondern insbesondere auch politisch. Die Sicherstellung der 

digitalen Souveränität hängt davon ab, dass Kommunen ihre eigenen technolo-

gischen Grundlagen reflektieren und die gemeinschaftliche Kontrolle und Ent-

wicklung von essenziellen Infrastrukturen, Gütern und Dienstleistungen als eine 

öffentliche Angelegenheit begreifen. Anstatt lediglich auf rechtliche Weiterent-

wicklungen im Datenschutz-, Arbeits- und Wettbewerbsrecht zu setzen, sollten 

kommunale Regierungen deshalb selbst aktiv werden und eigenständig diese 

Transformation gestalten, um ihren Versorgungspflichten nachzukommen.  

Entscheidend dafür ist es, dass Kommunen dazu befähigt werden, selbstbe-

stimmt nachhaltig-digitale Leistungen aufzubauen oder diese in Zusammenar-

beit mit anderen Akteuren zu initiieren. In einem ersten Schritt erfordert das die 

Erarbeitung einer nachhaltigkeitsorientierten Digitalisierungsstrategie, die unter 

anderem relevante Aufgabenfelder für den örtlichen Systemumbau, die bedarfs-

orientierte Auswahl an digitalen Instrumenten und den Umgang mit Technolo-

gien und Daten beschreibt sowie festlegt. Hierbei geht es weniger um einen kon-

kreten Fahrplan mit genau definierten Projekten, sondern um eine feste Ent-

scheidungsgrundlage für die nachhaltige Ausgestaltung weiterer Digitalisie-

rungsmaßnahmen.  

9 Transformationsroadmap 

Um die formulierten Ziele eines digital-nachhaltigen Umbaus der Daseinsvor-

sorge zu erreichen, bedarf es mutigen Handelns. Als zentrale Verantwortliche 

sind für die Steuerung dieses Prozesses in erster Linie Kommunalpolitik und 

Kommunalverwaltungen gefordert. Der Großteil der folgenden Handlungsemp-
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fehlungen zielt entsprechend auf kommunale Governance ab. Diese Ebene wer-

den bereits in den Kapiteln 8.5 und 8.6 beschrieben und sind den übrigen iden-

tifizierten Handlungsfeldern übergeordnet: Hier werden die Voraussetzungen für 

Wandel in diesen Bereichen erst geschaffen. Hier werden Entscheidungen ge-

troffen, die Sektoren koppeln, neue Formen von Entscheidungsprozessen ent-

stehen lassen, Organisationsformen neu denken, Akteurskonstellationen verän-

dern sowie ko-kreative und partizipative Prozesse anstoßen – die mithin auch 

die Logik von Verwaltungshandeln und kommunaler Daseinsvorsorge grundle-

gend transformieren. 

Feingliedrigere Handlungsempfehlungen finden sich im Maßnahmenkatalog im 

Anhang. Zusätzlich habend die separat veröffentlichten Kurzstudien der For-

schungslinie (Kommunale Daten, Kommunale Plattformen, Künstliche Intelligenz, 

Strategische Vorausschau, Zukunftsfähige Steuerungslogiken) entsprechende 

Handlungsempfehlungen formuliert. 

Transformationsstrategie 

Kommunales Selbstverständnis nachhaltig-digital und transformativ ausrichten 

Das Leitbild einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge muss im Selbstver-

ständnis der kommunalen Verwaltungen sowie der Kommunal- und Landespoli-

tik verankert werden. Schließlich muss der angestrebte Umbauprozess politisch 

legitimiert, strategisch ausgerichtet und mit den notwendigen Ressourcen aus-

gestattet werden. Voraussetzung dafür sind zwei Aspekte: Einerseits muss vor 

dem Hintergrund der Klima- und Umweltkrise sowie der Digitalisierung der dring-

liche Handlungsbedarf für einen grundlegenden Systemumbau in den Bereichen 

der kommunalen Daseinsvorsorge erkannt werden. Dabei ist insbesondere die 

Anerkennung von Schutz und Entwicklung ökologischer Lebensgrundlagen als 

wichtige Bedingung für die langfristige Sicherstellung kommunaler Leistungen 

unumgänglich. Diese (Neu-)Ausrichtung der Verantwortung ermöglicht erst 

Wege in eine nachhaltig-digitale Kommunalentwicklung (Schulz & Warner, 2021). 

Kommunen sollten die Bereitschaft entwickeln, die damit verbundenen Trans-

formationsaufgaben innerhalb des politisch-gesetzten Rahmens weitgehend 

autonom und eigenverantwortlich zu gestalten. Kommunales Handeln ist somit 

viel stärker aktiv vorsorgend auszurichten, als es bisher der Fall ist. Dazu dürfen 
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Kommunen sich nicht länger nur auf administrative und gewährleistende Aufga-

ben beschränken. Vielmehr müssen sie sich als steuernde, mutige Transforma-

tionspionierinnen verstehen (WBGU, 2016). Entsprechend übernehmen Kommu-

nen situationsbedingt unterschiedliche Rollen und Funktionen, um Transforma-

tionsprozesse im kommunalen Ökosystem anzustoßen. Dazu gehören neben den 

klassischen Aufgaben der Gewährleistung, Steuerung und Bereitstellung auch 

neue Aktivitätsfelder wie die Unterstützung, Ermöglichung, Moderation oder Ver-

netzung von vielfältigen Initiativen und Akteuren. 

Die Grundlage für transformative Regierungskunst bildet ein doppelter Kultur-

wandel in den Kommunalverwaltungen – sowohl in den organisationsinternen 

Arbeitsweisen als auch in den Beziehungen zum kommunalen Ökosystem. Hier 

ist ein Update der Verwaltungskulturen eine zentrale Voraussetzung der örtli-

chen Transformationsfähigkeit. In der Praxis stellt das Kommunen vor die Her-

ausforderung, eine Balance zu schlagen: einerseits soll und muss die Verwaltung 

mithilfe bürokratischer Strukturen für Berechenbarkeit, Stabilität und Rechtssi-

cherheit sorgen. Andererseits ist ein Aufbrechen herkömmlicher Denk- und 

Handlungsmuster zugunsten einer erhöhten Risikoaffinität und Experimentier-

freude gefragt. Dieser Drahtseilakt kann jedoch durch einen kollektiven Lernpro-

zess und in Zusammenarbeit mit allen beteiligten Akteuren gelingen. Das Fun-

dament für jeglichen Kulturwandel bildet eine breite Beteiligung, die zur Entwick-

lung von geteiltem Vertrauen und Verständnis durch Begegnungen, Austausch 

und Kooperationen beiträgt (Fraunhofer FOKUS et al., 2018). 

Transformation in klare Ziele übersetzen 

In einem ersten Schritt müssen Kommunen dafür klar definierte, ortsbezogene 

Zielsetzungen, sogenannte Missionen, ableiten und für deren Erfüllung verbind-

liche Bewertungsmaßstäbe entwickeln sowie den notwendigen Steuerungsrah-

men vorgeben. Die SDGs dienen dabei als Richtschnur, anhand derer ortsgebun-

dene Zielbilder und Aufgabenfelder für eine nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge 

definiert werden können. Darauf abgestimmt und daraus abgeleitet ist eine 

Transformationsstrategie zu formulieren, die Verantwortungen eindeutig be-

nennt und eine bedarfsorientierte Auswahl an notwendigen Strukturen, Prozes-

sen und Instrumenten festlegt. 

Wissensbasis für die Planung von Daseinsvorsorge schaffen 

Die kommunale Daseinsvorsorge befindet sich durch die nachhaltige und digitale 

Transformation in einem strukturellen Wandel. Beide Makrotrends schaffen neue 
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Synergien sowie Risiken in der Erbringung und Nutzung von Leistungen der Da-

seinsvorsorge, die bislang jedoch nur sehr ungenügend erfasst und analysiert 

sind. Folglich werden derzeit viele Transformationsmaßnahmen in der Kommu-

nalentwicklung unter Unsicherheit bezüglich der erwünschten Ziele und nicht-

intendierten Effekte getroffen. Eine verbesserte Wissensbasis kann dabei helfen, 

den Aufbau von sozial-ökologischen Versorgungssystemen voranzutreiben, 

Versorgungslücken nachhaltig zu schließen und nicht-nachhaltige Systeme ge-

zielt abzubauen. Dafür sind drei Formen der empirischen Wissensproduktion hin-

sichtlich der Kommunen und ihrer Versorgungssysteme von zentraler Bedeu-

tung: Die Generierung von Systemwissen (Analyse der gegenwärtigen System-

konfiguration und damit verbundene Problemlagen), Zielwissen (Begründung 

von Veränderungsbedarf und erwünschten Leitbildern) und Transformations-

wissen (Fragen zu Handlungsmöglichkeiten zur Veränderung bestehender und 

Einführung erwünschter Systemkonfigurationen). 

Verbindliche Bewertungsmaßstäbe entwickeln 

Damit eine einheitliche Operationalisierung einer nachhaltig-digitalen Daseins-

vorsorge gelingt, sind Kommunen auf quantifizierbare Indikatoren und Metriken 

angewiesen. Als Orientierungsrahmen können die Sustainable Development 

Goals (SDGs) ein konsensfähiges und integriertes Framework für die Erstellung 

von verbindlichen Bewertungssystemen darstellen. Kommunen müssen diese 

Bewertungsmaßstäbe mit Blick auf die lokalspezifischen Bedarfe, Ausgangsla-

gen und Rahmenbedingungen analysieren und anpassen. 

Organisation und Umsetzung 

Sektoren verknüpfen, kollaborative Strukturen schaffen 

Kommunale Transformationspolitik ist systematisch sektoren- und ressortüber-

greifend zu verankern und interkommunal abzustimmen. Um sektorale Lösungs-

ansätze zu integrieren und Multi-Stakeholder-Verfahren unter Einbezug von Zi-

vilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft zu ermöglichen, sollten Kommunal-

verwaltungen für die Daseinsvorsorgeplanung kollaborative Organisationsstruk-

turen mit klaren Rollen, Ressourcen und Kompetenzen schaffen. Gleichzeitig 

sollten innerhalb der kommunalen Verwaltung in den neuen Strukturen verschie-
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dene Ressorts im Kontext der nachhaltig-digitalen Transformation der Daseins-

vorsorge zusammenwirken. Je nach örtlicher Ausgangslage sollte die Steuerung 

in Form einer ständigen Arbeitsgruppe, eines Kompetenzzentrums oder einer 

Stabsstelle, idealerweise bei der Verwaltungsspitze im Bürgermeisteramt gebün-

delt werden. Diese Steuerungseinheiten sollte die Strategieentwicklung feder-

führend strukturieren und aktiv Netzwerke aufbauen, um relevante Akteure und 

Stakeholder gezielt darin einzubinden.  

Transformations- und Digitalkompetenz aufbauen 

Um im nachhaltig-digitalen Systemumbau eine aktive, steuernde Rolle ausfüllen 

zu können, müssen Kommunen institutionelle, personelle und finanzielle Kapazi-

täten für den Umgang mit sozial-ökologischen sowie technologiebasierten 

Transformationsprozessen entwickeln (BBSR, 2021). Insbesondere in den Kom-

munen können dabei neue Funktionen helfen, z. B. die Schaffung von Stellen für 

Nachhaltigkeits- oder Digitalisierungsbeauftragte. 

Neben dem Aufbau technischer Expertisen beinhaltet das auch neue Kompeten-

zen zur Steuerung von langfristigen Entwicklungen und zur Koordination des 

kommunalen Ökosystems. Dazu gehören die Fähigkeiten, zukünftige Herausfor-

derungen zu antizipieren, vorausschauend, vorsorgend und generationenge-

recht das kommunale Leistungsportfolio aus- und umzubauen, sowie das öf-

fentliche Interesse gegenüber privaten Anbietern durchsetzen zu können.  

Für notwendige Ressourcen sorgen 

Darüber hinaus müssen erforderliche Investitionen zur Bereitstellung und Be-

trieb von öffentlichen Infrastrukturen, Gütern und Dienstleistungen unter Bedin-

gungen von oft angespannten Haushalten sowie Ressourcenknappheit getätigt 

werden. Dennoch ist es von zentraler Bedeutung, dass Kommunalverwaltungen, 

die für eine nachhaltig-digitale Ausgestaltung der Daseinsvorsorge notwendigen 

finanziellen Ressourcen zur Verfügung stellen und gegebenenfalls gemeinsam 

mit den Bürger*innen Prioritäten neu überdenken.  

Bundesweite Koordinationsplattform aufbauen 

Die nachhaltig-digitale Ausgestaltung der Versorgungsysteme ist ein komplexe 

Querschnittsaufgabe, die eine umfassende und missionsorientierte Neustruktu-

rierung von Verantwortlichkeiten erfordert: zum einen einer Erweiterung sowohl 

der Perspektive als auch des Akteursnetzwerks, zum anderen einer anderen Ko-

ordination – horizontal wie vertikal, über traditionelle Ressortgrenzen und politi-
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sche Ebenen hinweg. Für diese Neustrukturierung kann eine bundesweite Koor-

dinationsplattform – wie z. B. der schwedische Innovationsrat – eine hilfreiche 

Infrastruktur darstellen.  

Ko-Kreation 

Partizipation, Teilhabe und Transparenz ermöglichen 

Grundvoraussetzung für die erfolgreiche (Neu-)Ausrichtung der Daseinsvor-

sorge ist eine breite Beteiligung des kommunalen Ökosystems in Planung, Steu-

erung und Bereitstellung der Leistungserbringung. Kommunen sind daher gefor-

dert, alle Teile der Stadtgesellschaft zur Mitgestaltung des nachhaltig-digitalen 

Systemumbaus zu befähigen. Das schließt vor allem die Bürgerschaft als zent-

rale Stakeholder des kommunalen Auftrags mit ein.  

Dafür sind innovative Aushandlungs- und Beteiligungsformate zu etablieren, die 

gesellschaftliche Bedarfe gezielt erheben, die Mitverantwortung für Missionsent-

wicklung und Transformationspfade fördern sowie die Akzeptanz gegenüber 

Veränderungsprozessen erhöhen. Im Sinne einer offenen Verwaltung gilt es, alle 

relevanten Akteure einzubinden und so gezielt deren Erfahrungen, Kompetenzen 

und Ressourcen für die Daseinsvorsorgeplanung zu aktivieren. Dafür ist ein ak-

tivierender, integrativer und inklusiver Ansatz der Beteiligung wichtig, damit 

nicht ohnehin artikulationsstarke Teile des kommunalen Ökosystems Positionen 

vorbestimmen, sondern eine ausgewogene Meinungsbildung ermöglicht wird.  

Digitale Technologien sollten dabei bewusst eingesetzt werden, um Mitgestal-

tungsmöglichkeiten auszubauen und zu verbessern. Zum Beispiel können Kom-

munalverwaltungen digitale Plattformen nutzen, um mit der lokalen Bevölkerung 

in einen Austausch zu Transformationsaufgaben und Projektvorhaben im Be-

reich der Daseinsvorsorge zu gehen. Die Befähigung der Kommunalgesellschaft 

erfordert deshalb auch grundlegende Kompetenzen im Umgang mit digitalen so-

wie sozial-ökologischen Innovationen. Dafür sollten Diskurs-, Lern- und Experi-

mentierräume für die örtliche Bevölkerung geschaffen werden.  

Weitere Kernelemente sind die Transparenz von kommunalen Planungs- und Ge-

nehmigungsverfahren, die effektive Organisation und Kommunikation von Mit-

gestaltungsmöglichkeiten sowie die Offenlegung aller Standards, Protokolle, und 

Wissensbestände (Stichwort: Open Source) (KGSt, 2021). Diese Forderungen sind 
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auch zentral für die „Recht auf Stadt“-Bewegung, die dafür kämpft, alle mit Steu-

ermitteln erworbenen Güter und Dienstleistungen sowie die damit verbundenen 

Daten allen Bürger*innen zur Verfügung zu stellen (vgl. informationelles Recht 

auf Stadt, Shaw & Graham, 2018).  

Nachhaltig-digitale Organisations-, Rechts- und Betreibermodelle erproben 

Die strategische Neuausrichtung der kommunalen Daseinsvorsorge vollzieht 

sich in den konkreten Organisations-, Rechts- und Betreibermodellen der Leis-

tungserbringung. Die Formen der Leistungserbringung sind so weiterzuentwi-

ckeln, dass eine bürgerzentrierte und nachhaltig-digitale Grundversorgung mög-

lich wird. So rücken durch sektorenübergreifende Ansätze zunehmend neuartige 

Formen der Ko-Produktion von Leistungen in den Fokus, wie beispielsweise in-

terkommunale Kooperationen, Genossenschaften oder Beteiligungsmodelle. Zu-

sammenschlüsse können dabei zwischen öffentlichen, privaten und zivilgesell-

schaftlichen (z. B. öffentlich-zivilgesellschaftliche Partnerschaften; Public-

Civic-Partnerships) sowie zwischen zentralen und dezentralen Organisationen 

entstehen.  

Aus Nachhaltigkeitsperspektive sind dabei vor allem die Chancen und Risiken 

verschiedener Betriebs- und Organisationsformen mit Blick auf soziale Teilhabe, 

ökologische Tragfähigkeit und gemeinwohlorientierte Geschäftsmodelle zu prü-

fen. Zudem sollten Kommunen darauf achten, ihre Gestaltungsautonomie ge-

genüber internationalen Technologiekonzernen durch eine strategische Ausge-

staltung dieser organisationalen Strukturen zu sichern (BBSR, 2021). Dies erfor-

dert vertiefte Forschung und Experimente zu neuen organisatorischen Schnitt-

stellen, Kopplungsmöglichkeiten sowie möglichen Einbindungen verschiedener 

Akteure aus Verwaltung, Wirtschaft, und Zivilgesellschaft. 

Digitale Souveränität 

Nachhaltigkeitsorientierte Modelle für kommunale Daten-Governance entwi-

ckeln  

Es ist von zentraler Bedeutung, dass Kommunen die Gestaltungshoheit über ihre 

digitale Daseinsvorsorge behalten. Eine zentrale Stellschraube liegt hierbei im 

Bereich der Datensouveränität – verstanden als die Fähigkeit von Kommunen, 

Daten zu kontrollieren, zu steuern und zu nutzen. Kommunale Daten bilden einen 

wesentlichen Bestandteil der digitalen Infrastruktur und sind Grundlage für neue 
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Leistungsangebote, Sektorenkopplung sowie die Steuerung der Kommunalent-

wicklung. Angesichts potenziell wertvoller Verwendungsmöglichkeiten von Da-

ten sind Kommunen gefordert, die Erhebung, Vernetzung und Nutzung von Da-

ten zielgerichtet für den sozial-ökologischen Systemumbau zu nutzen und nutz-

bar zu machen (BBSR, 2021). Während erste Gesetzgebungen wie das Datennut-

zungsgesetz (DNG) wichtige Rahmenbedingungen schaffen, stehen die meisten 

Kommunen bei der konkreten Ausgestaltung ihrer Datensouveränität – wenn 

überhaupt – noch ganz am Anfang (PD, 2020). 

Daher gilt es kommunale Daten-Governance-Modelle als ein zentrales Steue-

rungsinstrument der Daseinsvorsorge zu erschließen. Dabei sollte die Ausgestal-

tung der Regelung zum Umgang mit Daten zwei Ziele verfolgen: Einerseits sollte 

in Abstimmung mit dem gesamten kommunalen Ökosystem entschieden wer-

den, welche Daten zu welchen Zwecken gesammelt und genutzt werden dürfen. 

In diesem Zusammenhang sollten kommunale Verwaltungen und Betriebe als 

Ermöglicher auftreten, um einen abgestimmten regelbasierten Rahmen für das 

gemeinsame Sammeln, Nutzen und Teilen von Daten zu schaffen. Zweitens 

muss dies auf eine Weise geschehen, die sowohl von denjenigen, über die die 

Daten vorliegen, als auch von denjenigen, auf die sich die datenbasierten Ent-

scheidungen auswirken, als vertrauenswürdig erachtet wird. Zur Sicherstellung 

eines werteorientierten Umgangs mit Daten braucht entlang der gesamten Wert-

schöpfungskette von Daten – personenbezogenen sowie nicht personenbezo-

genen – eine Ausrichtung an gemeinsam festgelegten Normen und Prinzipien. 

Dadurch gewinnen neben rechtlichen Aspekten auch Fragen zu Datenethik, -

schutz, und -sicherheit sowie informationeller Selbstbestimmung und algorith-

mischer Rechenschaftspflicht zunehmend an Bedeutung (Piétron, 2021). 

Offene Standards und Schnittstellen schaffen 

Um alle Akteure der Daseinsvorsorge einzubinden, sollten offene Schnittstellen 

und Formate sowie die Konformität von Standards für interoperable Mehrwert-

Angebote zwingende Anforderungen bei Entwicklung, Anschaffung oder Out-

sourcing von digitalen Lösungen sein. Jede von der öffentlichen Hand beauf-

tragte Software-Komponente sollte zudem möglichst als Open-Source-Soft-

ware für die Nutzung oder Weiterentwicklung durch Dritte zur Verfügung gestellt 

werden (Itrich, 2022).  
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Kommunale Plattformen aufbauen  

Ein weiterer Aspekt ist in diesem Zusammenhang die Initiierung sowie der Auf-

bau von öffentlichen Plattformen unter kommunaler Kontrolle als Alternative zur 

digitalen Privatisierung essenzieller Güter und Dienstleistungen durch internati-

onale Konzerne. Mithilfe von solchen kommunalen Plattformen können Produ-

zenten, Lieferanten und Nutzer*innen auf der lokalen oder regionalen Ebene ef-

fektiv miteinander verknüpft und demokratisch koordiniert werden. Darin liegen 

vielfältige digitale Steuerungspotenziale, die den Handlungsspielraum kommu-

naler Akteure stark erweitern können (Schaub & Jochum, 2019). Dazu gehören 

die Kontrolle über Datenflüsse, die Regulierung von Marktzugängen und Betrei-

bermodellen, die Entwicklung von Sortieralgorithmen, Preismanipulation oder die 

Generierung von Informationsmacht. Diese weitreichenden und neuartigen Ge-

staltungsoptionen waren bisher nur privaten Plattformanbietern vorbehalten. In 

öffentlicher Hand könnten sie jedoch zu einem wirksamen Werkzeug für die so-

zial-ökologische Ausrichtung der Daseinsvorsorge werden (Piétron, 2021). Vo-

raussetzung dafür ist zunächst eine entsprechende Plattformstrategie, um sinn-

volle Funktionsprinzipien und Betreibermodelle für Plattformen in kommunale 

Trägerschaft sowie Lösungen zur Verknüpfung verschiedener Aufgabenfelder 

und Akteure entwickeln zu können. 

Technologische Entwicklungen antizipieren und gestalten  

Technologische Game Changer können Nachhaltigkeitstransformationen be-

schleunigen oder konterkarieren: Kommunen sollten sich deshalb frühzeitig mit 

relevanten Zukunftstechnologien im Bereich der Daseinsvorsorge beschäftigen, 

sie hinsichtlich potenzieller Chancen und Risiken prüfen und daraus systema-

tisch Handlungsoptionen für einen nachhaltig-digitalen Systemumbau ableiten. 

Dazu gehören emergente Schlüsseltechnologien wie Künstliche Intelligenz, 

Blockchain, autonome Fahrzeuge, Edge Computing oder virtuelle und augmen-

tierte Realitäten. Der vorausschauende Umgang mit diesen digitalen Transfor-

mationsprozessen ist eine wichtige Voraussetzung, um deren Entwicklungspfad 

pro-aktiv zu gestalten, auf Nachhaltigkeitsziele auszurichten, und so langfristig 

die kommunale Planungs- und Gestaltungshoheit sicherzustellen.  
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     Abbildung 8: Roadmap "Zukunftsfähige Daseinsvorsorge" (eigene Darstellung) 
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    Abbildung 9: Machbarkeit und Wirkung der identifizierten Handlungsempfehlungen (eigene Darstellung) 
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10 Fazit und Ausblick 

Kommunale Daseinsvorsorge ist kein statisches Konzept, sondern verändert sich 

kontinuierlich mit dem gesellschaftlichen Wandel. Aktuell führen insbesondere 

die Makrotrends der Digitalisierung und der nachhaltigen Entwicklung zu verän-

derten Bedarfslagen und neuartigen Anpassungserfordernissen in Kommunen 

und ihren Versorgungsstrukturen. Um diese doppelte Transformationsaufgabe 

gemeinsam mit öffentlichen und privaten Akteuren und im Sinne der Nutzer*in-

nen zu gestalten, muss der Daseinsvorsorgeauftrag neu interpretiert und die da-

raus resultierenden Auswirkungen und Anforderungen systematisch erfasst 

werden.  

Dieser Forschungsbericht der CO:DINA-Forschungslinie „Zukunftsfähige Da-

seinsvorsorge” hat gezeigt, wie durch die Digitalisierung die sozial-ökologische 

Transformation der Kommunen und ihrer Versorgungssysteme gezielt gefördert 

werden kann. Es bedarf eines inhaltlich-strategischen Orientierungsrahmens, 

aus dem sich künftig ein technisch-organisatorisches Architekturschema von 

konkreten Zielsetzungen, Aufgabenbereichen und Leistungsangeboten einer 

nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge ableiten lässt. Hierfür entwickelt der vor-

liegende Bericht einen konzeptionellen Ausgangspunkt für weiterführende Ar-

beiten und Debatten. Die folgenden Stoßrichtungen zukünftiger Forschungsar-

beiten sind besonders dringlich: 

• Ausarbeitung der staatstheoretischen, rechtlichen und verwaltungswis-

senschaftlichen Grundlagen und Implikationen einer nachhaltig-digita-

len Daseinsvorsorge;  

• Entwicklung eines Leistungskatalogs zur Konkretisierung von Angebo-

ten, Potenzialen und Grenzen in den jeweiligen Leistungsbereichen;   

• Vertiefte Analysen von Herrschaftsstrukturen, Machtverhältnissen und 

Ungleichheitsdynamiken sowie Möglichkeiten der Demokratisierung in 

der Gewährleistung, Erbringung und Nutzung von nachhaltig-digitalen 

Leistungen – insbesondere mit Blick auf die Rolle der Plattformökono-

mie; 

• Design und Umsetzung von Reallaboren im Bereich nachhaltig-digitaler 

Daseinsvorsorge. 

Entscheidend ist, dass die kommunale Daseinsvorsorge zur zentralen Transfor-

mationsarena einer digitalen Nachhaltigkeitspolitik wie auch einer ökologischen 

Digitalpolitik wird.
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Anhang 

Handlungsfeld Titel der Maßnahme 
 
 

Beschreibung Initiator 

Wissensgrundlagen 
Konzeptionelle Ausarbeitung und Kon-
kretisierung der Definition einer nach-
haltig-digitalen Daseinsvorsorge 

Bund und Länder sowie Forschung sollten das Auftragsverständnis einer nachhaltig-digitalen Daseinsvor-
sorge aus politikwissenschaftlicher, staatstheoretischer und verwaltungsrechtlicher Perspektive weiter aus-
arbeiten und präzisieren. 

Bund, 
Länder 

Wissensgrundlagen 
Erstellung eines Leistungskatalogs für 
eine nachhaltig-digitale Daseinsvor-
sorge 

Bund und Länder sowie Forschung sollten einen Leistungskatalog einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge 
entwickeln. Darin sollte eine Übersicht von künftigen Aufgabenbereichen, Akteurskonstellationen und Formen 
der Leistungserbringung erarbeitet werden. Dieser Katalog hat nicht den Anspruch alle lokalspezifischen An-
passungsbedarfe abzubilden, sondern eine Orientierungshilfe für einen Systemumbau der Daseinsvorsorge 
und damit wirksames kommunales Handeln anzubieten. Der Fokus liegt demnach auf Generalisierbarkeit und 
Übertragbarkeit der Handlungsfelder.  

Bund, 
Länder 

Wissensgrundlagen 
Verbindliche Bewertungsmaßstäbe für 
eine nachhaltig-digitale Daseinsvor-
sorge 

Bund und Länder sollten in Zusammenarbeit mit Forschung quantifizierbare Indikatoren und Metriken entwi-
ckeln, die eine einheitliche Operationalisierung einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge erlauben. Als Ori-
entierungsrahmen können die Sustainable Development Goals (SDGs) ein konsensfähiges und integriertes 
Framework für die Erstellung von verbindlichen Bewertungssystemen darstellen. Kommunen müssen diese 
Bewertungsmaßstäbe mit Blick auf die lokalspezifischen Bedarfe, Ausgangslagen und Rahmenbedingungen 
analysieren und anpassen.  

Bund, 
Länder 

Wissensgrundlagen 
Agenda Setting für eine nachhaltig-di-
gitale Transformation der Daseinsvor-
sorge  

Politische Akteure sollten das Thema der nachhaltig-digitalen Transformation der Daseinsvorsorge auf die 
politische Agenda setzen. Es sollte eine politische Debatte zur kommunalen Gestaltungs- und Planungshoheit 
sowie zum Verhältnis von privater, zivilgesellschaftlicher und öffentlicher Leistungserbringung angestoßen 
werden. Dabei sind folgende Fragen zu diskutieren: Wie viel Hoheit möchte eine Kommune über die örtliche 
Transformation abgeben? Welche Aufgaben überträgt sie der Privatwirtschaft oder Zivilgesellschaft? Wo 
übernimmt die Kommune selbst Regie? 

Bund, 
Länder, 
Politik 
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Beschreibung Initiator 

Wissensgrundlagen 

Forschungsprogramme zu zukunftsfä-
higen Transformations- und Steue-
rungsansätzen im Kontext der Da-
seinsvorsorge  

Bund und Länder sollten Forschung für ein besseres Steuerungsverständnis für die nachhaltig-digitale 
Transformation der Daseinsvorsorge fördern. Es gilt, Synergien zwischen verschiedenen Akteur*innen zu 
analysieren, entsprechende Schnittstellen für gemeinsames Handeln zu identifizieren und daraus Anforde-
rungen an eine transformative Steuerung abzuleiten. Dafür bedarf es einer umfassenden Prüfung der beste-
henden Planungsgrundlagen, Instrumente und Strategien hinsichtlich ihrer Transformationsfähigkeiten. Zent-
rale Fragen sind u. a.: Welche Balance kann zwischen zentralen und verbindlichen Vorgaben für eine transfor-
mationsorientierte, nachhaltige Kommunalentwicklung einerseits und dezentralen Erprobungsmöglichkeiten 
andererseits gefunden werden? Wie kann diese Balance politisch plausibel gemacht und umfassend veran-
kert werden? Welche Ressourcen sind Bund und Länder sowie Kommunen bereit, für einen zukunftsfähigen 
Ausbau Daseinsvorsorge einzusetzen? Und welche Zielkonflikte und Synergien zwischen sozialen, ökologi-
schen und wirtschaftlichen Aspekten der Grundversorgung zeichnen sich ab? 

Bund, Länder 

Führung und 
Steuerung 

Ortsgebundener, integrierter und mis-
sionsorientierter Steuerungsansatz für 
die Gewährleistung der Daseinsvor-
sorge inklusive Multi-Level- und Multi-
Stakeholder-Strategie 

Kommunen sollten in Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen Governance-Ansätze entwickeln, die 
eine strategische Abstimmung und ressortübergreifende Zusammenarbeit aller administrativen und politi-
schen Ebenen fördern.  Kommunen 

Führung und 
Steuerung 

Handlungsleitfaden zur ressortüber-
greifenden Integration von Daseins-
vorsorge-, Digitalisierungs- und Nach-
haltigkeitsstrategien 

Bund und Länder sind gefordert, einen strategischen Rahmen zur Integration von bestehenden Daseinsvor-
sorge-, Digitalisierungs- und Nachhaltigkeitsstrategien zu schaffen. In Kommunen existieren diese Strategien 
bisher oft parallel und werden unabhängig voneinander entwickelt und implementiert. Für eine integrierte 
Kommunalentwicklung sollten diese Strategien verknüpft werden. Dafür müssen Entscheidungsträger*innen 
in Verwaltungen sensibilisiert und unterstützt werden. Da sich die jeweiligen Prozesse oft bereits - zumindest 
anteilig - in der Umsetzungsphase befinden, müssen Ansätze entwickelt werden, welche die bestehenden 
Strategien vernetzen, statt ersetzen.  

Bund, Länder 

Führung und 
Steuerung 

Digital-gestützte Modernisierung von 
Verwaltungsstrukturen und -prozes-
sen im Sinne des Leitbildes einer offe-
nen Kommune  

Kommunen sollten die Steuerung der Daseinsvorsorge organisatorisch festgelegen. Um sektorale Aufgaben 
zu bündeln und den Dialog mit Wirtschaft, Forschung und Zivilgesellschaft zu führen, sollte die Kommunalpo-
litik kooperative Verwaltungsstrukturen und -prozesse mit klaren Rollen, Ressourcen und Kompetenzen 
schaffen. Hierfür wird von den politisch verantwortlichen Gremien einen klaren Auftrag benötigt, der die Auf-
gabenbereiche und Verantwortlichkeiten regelt. Die Modernisierung der Kommunalverwaltung sollte sich da-
bei am Prinzip der Offenheit orientieren und gezielt digitale Technologien für diesen Zweck einsetzen. 

Kommunen 
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Beschreibung Initiator 

Führung und 
Steuerung 

Etablierung von ressortübergreifender 
Steuerungseinheit für die Organisation 
der Daseinsvorsorge 

Innerhalb der kommunalen Verwaltung sollten in den neuen Strukturen verschiedene Ressorts im Kontext der 
Daseinsvorsorge zusammenwirken. Je nach örtlicher Ausgangslage kann dies beispielsweise in Form einer 
ständigen Arbeitsgruppe (Smart City Board), eines Kompetenzzentrums oder einer Stabstelle (Chief Techno-
logy Office), idealerweise bei der Verwaltungsspitze im Bürgermeisteramt geschehen. Sektorale Initiativen 
sollten sich über ihre Erfahrungen z. B. in übergreifenden Workshops austauschen, um Lernen zwischen den 
Ressorts zu ermöglichen. Die Steuerungseinheiten sollten einen strukturierten Innovationsprozess und inter-
disziplinäre Netzwerke aufbauen, aktiv gestalten und weiterentwickeln können. In Kommunalverwaltungen 
und -politik sollten neue Arbeitsformen gestaltet und etabliert werden. 

Kommunen 

Führung und 
Steuerung 

Entwicklung eines Instrumentariums 
für eine vorausschauende, vorsor-
gende und generationengerechte Da-
seinsvorsorgeplanung 

In Zusammenarbeit mit Bund und Ländern sind Kommunen gefordert, Instrumente für eine vorausschauende 
Daseinsvorsorgeplanung zu entwickeln. Einerseits sollen damit künftige Entwicklungstrends im Bereich der 
Daseinsvorsorge und damit zusammenhänge Anpassungsbedarfe antizipiert werden. Andererseits soll ein 
generationengerechter Ansatz bei der Planung öffentlicher Aufgabenwahrnehmung sichergestellt werden, 
sodass die heutigen Bedarfe erfüllt werden, ohne zukünftige Generationen in ihren eigenen Möglichkeiten 
einzuschränken. Hier geht es darum, innovative Prozesse und Formate strategischer Vorausschau zu etablie-
ren, um gemeinsam mit allen Stakeholdern beständig neu zu eruieren, welche Aufgaben ins kommunale Leis-
tungsspektrum fallen.  

Bund, Länder, 
Kommunen 

Führung und 
Steuerung 

Integration von Nachhaltigkeit als Kri-
terium im Onlinezugangsgesetz (OZG) 

Bund und Länder sind gefragt, ordnungspolitische Impulse für eine nachhaltige Digitalisierung der kommuna-
len Verwaltungen zu geben. Eine Erweiterung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) bietet sich hierbei an.  Bund, Länder 

Führung und 
Steuerung 

Strategie zur digital-gestützten Kreis-
laufführung der Daseinsvorsorge 

Bund und Länder sollten in Kooperation mit Kommunen das Prinzip der Kreislaufführung, als Voraussetzung 
für den Schutz und die Regeneration der natürlichen Lebensgrundlagen, grundlegend in die Daseinsvorsor-
geplanung integrieren. Stoffkreisläufe lassen sich in einigen Bereichen der Daseinsvorsorge zwar heute schon 
organisieren, aber bei weitem noch nicht in dem erforderlichen Ausmaß, um die immer weiter steigende Res-
sourceninanspruchnahme zu kompensieren. Die Prinzipien des „Vermeidens, Verwertens und Ausgleichens“ 
sollten zentral in alle kommunalen Aufgabenfelder integriert werden.  

Bund, Länder, 
Kommunen 

Führung und 
Steuerung 

Koordinationsplattform für eine nach-
haltig-digitale Daseinsvorsorge  

Bund und Länder sollten eine bundesweite Koordinationsplattform für die Transformation der Daseinsvor-
sorge aufsetzen. Die nachhaltig-digitale Ausgestaltung der Versorgungsysteme ist ein komplexe Quer-
schnittsaufgabe, die eine umfassende und missionsorientierte Neustrukturierung von Verantwortlichkeiten 
erfordert: Zum einen einer Erweiterung sowohl der Perspektive als auch des Akteursnetzwerks, zum anderen 
einer anderen Koordination – horizontal wie vertikal, über traditionelle Ressortgrenzen und politische Ebenen 
hinweg. Für diese Neustrukturierung bedarf es einer Koordinationsplattform – wie z. B. dem schwedischen 
Innovationsrat.   

Bund, Länder 
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Beschreibung Initiator 

Formen der 
Leistungserbringung 

Förderung neuartiger Formen der Ko-
Produktion, Ko-Kreation und Koopera-
tion bei der Erbringung nachhaltig-di-
gitaler Leistungen 

Kommunen sind gefordert, bei der Erbringung einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge verstärkt auf Ko-
operation und Ko-Produktion und damit auf die Vernetzung relevanter Akteure zu setzen. Dabei sind vor allem 
Einbindungsmöglichkeiten bezüglich der Zivilgesellschaft zu sondieren. Dafür gilt es, geeignete Formen der 
Leistungserbringung, Schnittmengenmanagement sowie Akteurskoordination zu erkunden und etablieren. 
Entsprechend sind auch erforderliche Strukturen und Kapazitäten in den Kommunalverwaltungen zu schaf-
fen. 

Kommunen 

Formen der 
Leistungserbringung 

Prüfung und Erweiterung der Instru-
mente für die Vergabe und Beschaf-
fung von kommunalen Leistungen  

Bund und Länder sollten in Kooperation mit Kommunen neue Vergabewege prüfen, um den vielschichtigen 
Herausforderungen der Digitalisierung und des Klimawandels zu begegnen. Instrumente wie Pre-Commercial 
Procurement Prozesse oder auch indirekte Fördervehikel mit zivilgesellschaftlichen Partnerorganisationen 
ermöglichen es Kommunen, nach guten Lösungen und innovativen Ansätzen zu suchen, ohne diese Lösun-
gen bereits vorab genau beschreiben zu müssen. 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Formen der 
Leistungserbringung 

Pilotprojekte für nachhaltig-digitale 
Organisations-, Rechts- und Betriebs-
modelle  

Kommunen sollten mit Unterstützung von Bund und Ländern neuartige Organisations-, Rechts- und Be-
triebsmodelle explorieren und pilotieren, um eine zukunftsfähige Daseinsvorsorge zu gewährleisten. Dabei gilt 
es, alle relevanten Akteure von Anfang an einzubinden. 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Formen der 
Leistungserbringung 

Forschungsprogramm zu nachhaltig-
digitalen Organisations-, Rechts- und 
Betriebsmodelle  

Bund und Länder sollten Forschungsprogramme zu neuen, innovativen Organisations-, Rechts- und Betrei-
bermodelle (z. B. Public-Civic-Partnerships) der Daseinsvorsorge fördern. Darauf basierend sollten praxisori-
entierte Handlungshinweise für Kommunen und relevante Akteure der Daseinsvorsorge entwickelt werden.  

Bund, Länder 

Formen der 
Leistungserbringung 

Integration der Nutzerperspektive in 
die Daseinsvorsorgeplanung im Rah-
men öffentlicher Beteiligungsverfah-
ren 

Kommunen sollten die Nutzer*innen stärker in die Erarbeitung von Zielstellungen, Aufgabenfeldern und Er-
bringungsformen einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge einbinden. Es geht darum, den Systemumbau 
der kommunalen Versorgungssysteme durch neue Beteiligungsformen und -techniken möglichst bedarfsge-
recht zu gestalten. Hierzu sind auch digitale Partizipationsverfahren zu explorieren.  

Kommunen 

Formen der 
Leistungserbringung 

Anpassung des kommunalrechtlichen 
Rahmens an erforderliche gemeinde-
gebiets- und sektorübergreifende Auf-
gabenerbringung 

Bund und Länder sollten einen rechtlichen Rahmen schaffen, der neue Organisations- und Betriebsformen 
ermöglicht und fördert. Das gilt insbesondere für kommunale Unternehmen zur besseren gebietsübergreifen-
den Erbringung von Daseinsvorsorgeleistungen durch Kooperationen oder Koproduktion. Bund, Länder 

Partizipation, 
Befähigung und Teil-
habe 

Lokale Zukunftsforen zur Daseinsvor-
sorge für Erhebung und Analyse von 
sich verändernden Bedarfslagen 

Kommunen können themenbasierte Zukunftsforen veranstalten, in denen in Zusammenarbeit mit Bürger*in-
nen wünschenswerte Zukunftsbilder und -narrative für die örtliche Daseinsvorsorge exploriert und entworfen 
werden. Diese Foren können sowohl aus digitalen als auch analogen Bürgerräten bestehen. Zugänglichkeit 
und Transparenz sind dabei genauso zentral wie die kontinuierliche Integration auch „stiller“ Gruppen. Diese 
„Zukunftsgestaltungskompetenz“ erfordert oft Weiterbildungsbedarf; auch in den Verwaltungen. Ziel ist es 
neue Bedarfslagen und Anforderungen der Bürger*innen an die kommunalen Leistungen zu ermitteln. 

Kommunen 
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Beschreibung Initiator 

Partizipation, 
Befähigung und Teil-
habe 

Entwicklung von partizipativen, digita-
len und transparenten Entscheidungs-
prozessen in der Daseinsvorsorgepla-
nung  

Kommunen sollten partizipative, digitale und transparente Entscheidungsprozesse in der Daseinsvorsorgepla-
nung etablieren, welche dynamische Anpassungen zulassen und für die nötige Offenheit der Organisations-
strukturen sorgen. Kommunale Verwaltungen müssen in die Lage versetzt werden, die Prozesse zielorientiert 
voranzutreiben und zu moderieren. Die Bürger*innen haben Zugang zu den nötigen Informationen, Plänen, 
Ausschreibungen und Vergaben und können sowohl auf digitalem als auch analogem Weg unkompliziert mit 
der Verwaltung in Dialog treten. Die Verwaltung ist so aufzustellen, dass sie offen ist für Ideen und Vor-
schläge und ein Selbstverständnis als Ermöglicherin entwickelt. 

Kommunen 

Partizipation, 
Befähigung und Teil-
habe 

Transformationsbeiräte als perma-
nente Strukturen der Mitbestimmung 
in der Daseinsvorsorgeplanung  

Kommunen sollten Transformationsbeiräte als permanente Strukturen der Mitbestimmung in die Daseinsvor-
sorgeplanung etablieren. Der im Jahr 2021 durchgeführte Bürgerrat Klima könnte als Referenzbeispiel für die 
Umsetzung von solchen Beiräten in Kommunen dienen. Demnach sollten sich Transformationsbeiräte aus 
Bürger*innen, Expert*innen, sowie Entscheidungsträger*innen zusammensetzen und kommunale Aufgaben-
träger*innen in der nachhaltig-digitalen Transformation der Daseinsvorsorge beraten. Dabei bilden sie „Auf-
sichtsgremien“, die Diskussionen über das kommunale Aufgabenspektrum initiieren, nicht ausreichend nach-
haltiges oder bedarfsgerechtes Handeln aufzeigen und konstruktive Projektvorschläge entwickeln. Entspre-
chend müssen Kommunen die notwendigen personellen, finanziellen und strukturellen Voraussetzungen 
schaffen, damit solche Beiräte effektiv in Entscheidungsprozesse einbezogen werden und damit auch als 
Agenten des Wandels wirken können. 

Kommunen 

Partizipation, 
Befähigung und Teil-
habe 

Aktive Befähigung von Akteuren zur 
Ko-Produktion von nachhaltig-digita-
len Leistungen 

Bund, Länder und Kommunen sollten Schulungsangebote an Leistungserbringende entrichten, damit diese 
rechtzeitig Kompetenzen und Ressourcen aufbauen können, um in den sich wandelnden Aufgabenfeldern 
und Rahmenbedingungen der Daseinsvorsorge operieren zu können. Dabei gilt es auch, Akteure gezielt mit 
neuen Formen der Ko-Produktion von Leistungen vertraut zu machen. 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Partizipation, 
Befähigung und Teil-
habe 

Aktive Befähigung von Nutzer*innen 
zur Anwendung und Ko-Kreation von 
nachhaltig-digitalen Leistungen 

Bund, Länder und Kommunen sind gefordert, die Bürger*innen zur Nutzung und Aneignung von neuartigen 
Leistungen zu befähigen. Gerade mit Blick auf die Digitalisierung von Angeboten, müssen Bürger*innen 
rechtzeitig geeignete und ggf. altersspezifische Schulungsangebote gemacht werden, um Barrieren beim Zu-
gang zu einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge zu verhindern.  

Bund, Länder, 
Kommunen 

Partizipation, 
Befähigung und Teil-
habe 

Verankerung einer Open-Source-Stra-
tegie in Daseinsvorsorgeplanung 

Kommunen sollten das Open-Source-Prinzip in ihrer Daseinsvorsorgeplanung verankern, um breite Teilhabe 
und Mitgestaltung zu ermöglichen. Das bedeutet, dass für alle digital-gestützten Leistungen die Offenheit 
von genutzten Standards, Protokollen und Komponenten zu gewährleisten ist. Die von der öffentlichen Hand 
gewährleisteten Infrastrukturen und Dienstleistungen sollten mithilfe von Open-Source-Lösungen die Nut-
zung, Modifizierung und Weiterverbreitung durch Dritte erlauben. Somit handelt es sich bei Open-Source-An-
geboten um Gemeingüter, die das technische Fundament für eine nachhaltig-digitale Daseinsvorsorge lie-
fern. 

Kommunen 
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Beschreibung Initiator 

Kompetenzen, 
Ressourcen und 
Finanzierung  

Aufbau von digitalen und nachhaltigen 
Kompetenzen durch Ausbildung, Qua-
lifizierung und Wissensaustausch  

Kommunale Verwaltungen müssen digitale und sozial-ökologische Transformationsexpertise aufbauen, um 
Leistungen einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge planen, entwickeln und verwalten zu können. Gerade 
um Potenziale neuer Anwendungen wie bspw. urbane Datenplattformen, KI-Tools oder digitale Partizipations-
systeme nutzen zu können, benötigen kommunale Verwaltungen technische Anwendungskompetenzen. 
Diese Kompetenzen in den Verwaltungen zu stärken, ist daher eine zentrale Forderung und Bedingung für 
einer zukunftsfähigen Daseinsvorsorge. 

Kommunen 

Kompetenzen, 
Ressourcen und 
Finanzierung  

Bundesweite Expertise- und Lernnetz-
werke 

Bund, Länder und Kommunen sollten in Kooperation mit relevanten Akteuren den Aufbau regelmäßiger Aus-
tauschformate in Form von Foren, Veranstaltungen und dezentralen Formaten ermöglichen. Ziel ist es, ge-
meinsam mit Expert*innen und Praktiker*innen aus anderen Kommunen die Herausforderungen von morgen 
zu adressieren. Hier ist (digitale) Wissensdokumentation Grundlage für eine effektive Replikation. Und schließ-
lich hilft ein thematischer Fokus auf die Herausforderungen und Chancen der zukunftsfähigen Daseinsvor-
sorge als Klammer für Lern- und Experimentierformate. 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Kompetenzen, 
Ressourcen und 
Finanzierung  

Bedarfsgerechte Finanzierungsan-
sätze und -instrumente zur Ausgestal-
tung der nachhaltig-digitalen Leistun-
gen 

Kommunen sollten die erforderlichen Investitionen zur Konzeption und zum Betrieb nachhaltig-digitaler Leis-
tungen unter Berücksichtigung der Ressourcenknappheit umsetzen. Dennoch ist es wichtig, dass Kommunen 
die für einen Systemumbau notwendigen finanziellen Mittel und personellen Ressourcen zur Verfügung stel-
len und gegebenenfalls gemeinsam mit den Bürger*innen Prioritäten neu überdenken. Hierzu gilt es, neue 
Finanzierungsinstrumente, wie z. B. Datenüberlassung als Vergütung, zu prüfen. 

Kommunen 

Kompetenzen, 
Ressourcen und 
Finanzierung  

Öffentliche Investitionsprogramme zur 
Ausgestaltung nachhaltig-digitaler 
Leistungen 

Bund und Länder sollten zur Schließung der kommunalen Finanzierungbedarfe im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten beitragen. Dafür sind ergänzende Förderprogramme zur Unterstützung einer nachhaltig-di-
gitalen Transformation der Daseinsvorsorge abzustimmen und bereitzustellen. Der Bund muss sich auch auf 
europäischer Ebene für eine entsprechende Ausgestaltung von einschlägigen Förderprogrammen und Initia-
tiven einsetzen. 

Bund, Länder 

Daten-Governance Leitfaden kommunale Daten-Gover-
nance als strategische Hilfestellung 

Bund und Länder sollten in Zusammenarbeit einen ressortübergreifenden Leitfaden für kommunale Daten-
Governance entwickeln. Dieser dient als strategische Hilfestellung für Kommunen in der Entwicklung, Imple-
mentierung und dem Management von Daten-Governance-Regimen zur wirksamen und gemeinwohlorien-
tierten Steuerung der Daseinsvorsorge. Bestandteil sind Musterformulierungen zur kommunalen Datenhoheit 
für die öffentliche Vergabe von Daseinsvorsorge-Diensten und der Entwicklung von Softwareanwendungen 
an Dritte, sowie Kriterien der Nachhaltigkeitsmessung und Berichterstattung von (Digital)unternehmen. 

Bund, Länder 
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Beschreibung Initiator 

Daten-Governance 
Referenzarchitekturen für kommunale 
Datenräume als Hilfestellung für kom-
munale Data-Stewards 

Bund, Länder und Kommunen sollten mit der Unterstützung externer Expertise aus Zivilgesellschaft und Digi-
talwirtschaft an der Entwicklung einer Referenzarchitektur auf Open-Source-Basis für kommunale Dateninf-
rastruktur arbeiten, die dezentral von kommunalen Akteuren betrieben werden kann. Dabei soll ein kohärentes 
Konzept mit konkreten Verfahrens- und Rechtsvorschriften, Sicherheitsvorgaben, technischen Interoperabili-
tätsstandards und Softwaremodulen entstehen, die kommunalen Entscheider*innen Hilfestellung geben und 
Unsicherheiten abbauen. 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Daten-Governance 
Open-Data und B2G-Data-Sharing für 
besseren Datenzugang von Kommu-
nen und Öffentlichkeit 

Bestehende Regelungen von Datenzugangs- und nutzungsrechten (beispielsweise im Datennutzungsgesetz) 
bezwecken weiterhin vor allem Vorteile von open data für private Unternehmen. Das sich zunehmend her-
ausbildende Bewusstsein für die Bedeutung von B2G (Business-to-Government)-Data-Sharing sollte zu einer 
Anpassung dieser Rechtslage genutzt werden, indem auch sektorübergreifend kommunale Datenzugangs 
und -nutzungsrechte normiert und die datenspezifischen Interessen von Trägern der Daseinsvorsorge recht-
lich gestärkt werden. 

Bund, Länder 

Daten-Governance 
Rechtliche Stärkung der kommunalen 
Datensouveränität zum Schutz sen-
sibler Daten 

Korrespondierend zur Forderung nach Datenzugang für Kommunen sollten rechtliche Möglichkeiten geschaf-
fen werden, um einen exklusiven oder bevorzugten Zugang für sozial-ökologische Datennutzungen zu er-
möglichen. Entsprechende rechtspolitische Aktivitäten (beispielsweise zur Einführung expliziter Priorisierun-
gen von Datennutzungen im Umweltinteresse) könnten beispielsweise an laufende Verhandlung zum Data 
Act anknüpfen. Die rechtliche und umweltwissenschaftliche Forschung sollte sich bemühen, das tatsächliche 
öffentliche Interesse an einer kommunalen Datensouveränität weiter zu untermauern. Das setzt voraus, die 
Risiken und Potenziale, die sich aus der Nutzung von Daten in Kommunen ergeben, weiter zu erforschen. 

Bund, Länder 
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Beschreibung Initiator 

Daten-Governance 
Experimentelle Erprobung von demo-
kratischen Daten-Agenturen auf kom-
munaler Ebene 

Aufbauend auf der Forderung nach einem „Dateninstitut” (wie im Koalitionsvertrag vorgesehen), sollten neue 
institutionelle Strukturen wie Datentreuhänder spezifisch im Hinblick auf sozial-ökologische Risiken und Po-
tenziale hin entwickelt werden. Die Ermöglichung von Entscheidungen der Datenproduzenten über die Wei-
terverwendung von Daten - wie offenbar im Data act vorgesehen - sollte explizit auf solche Zielsetzungen hin 
zugeschnitten werden, die sich am Gemeinwohl, oder politischen Zielen wie denen des Europäischen Green 
Deal orientieren. Auf kommunaler Ebene könnten Intermediäre experimentell erprobt und umgesetzt werden, 
die partizipative Verfahren - beispielsweise in der Verkehrsplanung, oder -steuerung - mit der souveränen 
bürgerlichen Datenspende verschneiden. Datentreuhänder könnten folgende Aufgaben erfüllen: 1) Sammlung 
und Bereitstellung von Open-Data über ein Online-Portal und in Kooperation mit Fachreferaten und Kommu-
nalunternehmen, 2) Einordnung, Verwaltung und Verfügbarmachung von auch sozial-ökologisch sensiblen 
Daten für ausgewählte Zwecke und Stakeholder, 3) Sicherstellung der Rechte und Interessen von Datenspen-
dern: Datenschutz, Gewährleistung der Zweckbindung von gespendeten Daten. Regulatorische Experimente 
sollten partizipative und ko-regulative Strukturen von Datentreuhändern erproben. Bei der Implementierung 
sollten zudem institutionelle Vorkehrungen getroffen werden, um Gewaltenteilung und Staatsferne der Da-
tentreuhänder sicherzustellen, um den staatlichen Missbrauch von Daten zu verhindern. 

Kommunen 

Daten-Governance 
IT-Task Force zur Unterstützung beim 
Aufbau nachhaltiger, kommunaler Da-
teninfrastrukturen 

In Anlehnung an die „KI-Trainer” und „Transfer-Hubs” für die Privatwirtschaft, sollte eine öffentliche Beratung 
für kommunale Digitalprojekte institutionalisiert werden, die den Wissenstransfer beschleunigt und kommu-
naler Akteure projektbezogen befähigt. Es eignen sich insbesondere kleine, dezentrale Teams von geschulten 
Expert*innen, die für begrenzte Zeit auf Arbeitsebene in den Kommunen tätig sind. Der inhaltliche Beratungs-
fokus liegt auf den datengetriebenen Nutzungspotentialen für eine nachhaltige Daseinsvorsorge (Nachhaltig-
keitsmonitoring, ökologische Verhaltensanreize, Prozessoptimierung und digitale Sektorenkopplung). 

Bund, Länder 

Daten-Governance 
Gebündeltes und dauerhaftes Förder-
programm für nachhaltig-digitaler Inf-
rastrukturen auf kommunaler Ebene 

Bund- und/oder Länder sollten langfristig finanzielle Mittel für den Aufbau und die Weiterentwicklung digitaler 
Infrastrukturen auf kommunaler Ebene bereitstellen. In gleichem Zuge werden bestehende „Smart City”-För-
derprogramme gebündelt, harmonisiert, flexibilisiert und leichter zugänglich gemacht. Gefördert werden ers-
tens konkrete und übertragbare Anwendungsfälle einer nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge mit sektoren- 
und ressortübergreifenden Datenkooperation (siehe „datengetriebene Steuerungspotentiale”). Ein zweiter 
Förderschwerpunkt sollte auf dem Aufbau und der Stärkung von öffentlichen Plattformen und kommunalen 
IT-Dienstleistern liegen. Dabei gilt es, die Vor- und Nachteile von bundesweit-zentralen versus lokal-dezent-
ralen Infrastrukturen im Hinblick auf Souveränität, Energieeffizienz, Datensicherheit und Skalierbarkeit abzu-
wägen. 

Bund, Länder 
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Handlungsfeld Titel der Maßnahme 
 
 

Beschreibung Initiator 

Daten-Governance 

Maßnahmenpaket für mehr Personal 
und Datenkompetenz in Kommunal-
verwaltungen und  
-unternehmen ausbauen 

Gemeinsam mit den Zusammenschlüssen von Städten, Landkreisen und Gemeinden sollten Bund und Länder 
ein Maßnahmenpaket für mehr Personal und Inhouse- Datenkompetenz in den Kommunalverwaltungen und -
unternehmen entwickeln. Dazu werden erstens Weiterbildungsprogramme für kommunale Data-Stewards 
angeboten, welche in der Verwaltung von sensiblen Daten und dem Aufbau kommunaler Datenräume ge-
schult werden. Zweitens wird die Attraktivität von Kommunen als Arbeitgeber verbessert und die Einführung 
neuer Besoldungsmodelle für IT-Fachkräfte geprüft. Drittens werden Kommunen dazu angeregt im Sinne des 
„Open Government” gezielt Austauschformate mit Wissenschaft und Zivilgesellschaft anzuregen und eine 
Bündelung lokalen Wissens zu ermöglichen, beispielsweise im Rahmen einer Datenkooperation mit regionalen 
Informatik-Instituten an Hochschulen und Universitäten. 

Bund, Länder 

Daten-Governance 
Partizipative, kommunale Datenstrate-
gien zur Optimierung der Kooperati-
onsbeziehungen 

Kommunen initiieren die Entwicklung von kommunalen Datenstrategien, in denen langfristige und strategi-
sche Ziele für die Daten-Governance der nachhaltig-digitalen Daseinsvorsorge benannt und mit konkreten 
Maßnahmen untermauert werden. Der Prozess der Strategieentwicklung ist dabei transparent und inklusiv 
gestaltet, sodass relevante Abstimmungsfragen verwaltungsintern geklärt werden und eine bessere fach- 
und ressortübergreifende Kommunikation als positiver Nebeneffekt angestoßen wird. Gleiches gilt für den 
Einbezug der interessierten Stadtöffentlichkeit, die nicht nur demokratietheoretisch geboten ist, sondern 
auch Wissenstransfer und Vertrauensbildung anstoßen kann. Zu diesem Zweck werden verschiedene Beteili-
gungsformate eingesetzt, bei denen auch „stille” und benachteiligte Gruppen berücksichtigt und durch Infor-
mationsveranstaltungen und Expertengespräche gezielt zur Teilhabe an komplexen, digital- und nachhaltig-
keitspolitischen Fragen befähigt werden. 

Kommunen 

Daten-Governance 
Aufbau einer harmonisierten Daten-
grundlage für ein datengetriebenes 
Nachhaltigkeitsmanagement 

Um die Nutzungspotenziale nachhaltiger Daten-Governance in der Daseinsvorsorge zu erschließen, sollten 
Kommunen eine umfassende und harmonisierte Datengrundlage schaffen. Dazu wird zunächst eine Datenin-
ventur durchgeführt, bei der alle relevanten Daten in den Fachabteilungen auf ihre Tauglichkeit geprüft wer-
den. Anschließend werden die benötigten Daten harmonisiert und in kommunalen Datenräumen oder mithilfe 
von offenen Schnittstellen verfügbar gemacht. Drittens werden zusätzliche Datenbedarfe evaluiert und ent-
weder selbst erhoben oder – sofern sie bereits existieren – von den jeweiligen Datenhaltern eingefordert. Aus 
datenschutzrechtlicher Perspektive werden personenbezogenen Daten minimalisiert und notfalls auf dem 
aktuellen technischen Stand anonymisiert. 

Kommunen 
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Handlungsfeld Titel der Maßnahme 
 
 

Beschreibung Initiator 

Daten-Governance 
Open-Source-Algorithmen und Daten-
Transparenz zur Kontrolle von digitalen 
Umweltrisiken 

Kommunale Data-Stewards sollten Algorithmen einsetzen, um Verwaltungsprozesse zu automatisieren, Ent-
scheidungswissen herauszuarbeiten, Nachhaltigkeitsindikatoren zu aggregieren etc. Um die Gefahr von algo-
rithmischer Diskriminierung und ökologischer Datenbiases zu reduzieren, werden die eingesetzten Algorith-
men als Open-Source-Code veröffentlicht und auch die verwendeten Daten auf Anfrage herausgegeben. Auf 
diese Weise wird sichergestellt, dass die Risiken sozial-ökologischer Biases unabhängig erforscht und kontrol-
liert werden können. 

Kommunen 

Daten-Governance 
Aufbau öffentlicher Plattformen zur 
Erfüllung datengetriebener Nachhal-
tigkeitsziele 

Digitale Plattformen sind essenzielle Infrastrukturen einer zukunftsfähigen Daseinsvorsorge und können zahl-
reiche Nachhaltigkeitsziele erfüllen (effiziente Bereitstellung der Vorsorgeleistung, Generierung relevanter Da-
tensätze, Anregung nachhaltiger Produktions- und Konsumweisen, Sektorenkopplung im Sinne der Kreislauf-
wirtschaft etc.). Zu diesem Zweck sollten Kommunalverwaltungen und -unternehmen ihre Geschäftsprozesse 
auf plattformfähige Dienste umstellen und eigene öffentliche Plattformen auf Open-Source-Basis entwickeln, 
die sichere und datenschutzkonforme Zugänge zur Daseinsvorsorge ermöglichen. 

Kommunen 

Daten-Governance 
Offene Daten- und Nachhaltigkeits-
standards zum Erhalt der kommunalen 
Selbstverwaltung 

Standards sind essenzielle Regelwerke, die als Meta-Regulierung wichtige Weichen für mehr Nachhaltigkeit 
stellen. Auf Ebene der Daten gilt es daher, Interoperabilitätsstandards zu entwickeln, die den Informations-
austausch zwischen verschiedenen Akteuren erleichtern und technologische Abhängigkeiten von privaten 
Softwareanbietern verhindern. Kommunale Spitzenverbände sollten sich dabei fachbereichsspezifisch auf 
offene Kommunikationsprotokolle einigen und diese gemeinschaftlich entwickeln. Gleiches gilt für die Ent-
wicklung von Nachhaltigkeitskriterien und Bilanzierungsmethoden. Auch hier sollten Kriterien für verlässliche, 
transparente, nachvollziehbare Verfahren und zugängliche Auswertungsdaten vorgegeben, sowie Rechen-
schaftspflicht gestärkt werden. Diese sollten mit Digitalisierungs- und Nachhaltigkeitsstrategien der Kommu-
nen weiterentwickelt werden, da eine bessere Datenverfügbarkeit eine gute Grundlage für die Weiterentwick-
lung von Nachhaltigkeitsstrategien und -berichten ist. 

Kommunen 

Daten-Governance Datensicherheit verbessern für digitale 
Resilienz 

Kommunen sollten regelmäßige Sicherheitskontrollen und Pen-Tests durchführen, um die Datensicherheit 
ihrer digitalen Infrastrukturen zu gewährleisten und Hackerangriffen wirksam vorzubeugen. Kommunale Da-
ten werden bei kommunalen IT-Dienstleistern gespeichert, die zertifizierte und leistungsfähige Serverinfra-
strukturen anbieten. 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Daten-Governance 
Nachhaltige kommunale Rechenzen-
tren zur Senkung der ökologischen 
Kosten der Digitalisierung 

Das Betreiben kommunaler Rechenzentren sollte an vertraglich festgelegte Nachhaltigkeitskriterien und Be-
richterstattung gebunden sein. Kommunale Energie- und Wärmeversorgung sollte mit der Planung und Um-
strukturierung von Rechenzentren verzahnt werden. Dafür ist die Verknüpfung von Serverkatastern mit wei-
teren kommunalen Karten sinnvoll. Beispiele für erforderliche Maßnahmen sind: 1) Versorgung der Rechen-
zentren mit erneuerbaren Energien, 2) Abwärmenutzung der Server, 3) umweltverträgliche Kältemittel einset-
zen, 4) Zertifizierung von Rechenzentren mit dem ‚Blauer Engel'-Siegel des Umweltbundesamtes anstreben. 

Bund, Länder, 
Kommunen 
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Handlungsfeld Titel der Maßnahme 
 
 

Beschreibung Initiator 

Daten-Governance Evaluation abgeschlossener Datenpro-
jekte 

Kommunen muss regelmäßig laufende und vergangene Datenprojekte mit Fokus auf den tatsächlichen Effek-
ten auf Umwelt und Gesellschaft analysieren. Es wird systematisch das Feedback der Stakeholder eingeholt, 
um die Effektivität datengetriebener Nachhaltigkeitsmaßnahmen zu verbessern. Positive Erfahrungen aber 
auch Fehlentwicklungen werden dokumentiert, öffentlich bereitgestellt und aktiv in Fachöffentlichkeiten 
kommunizieren. Die Lehren werden zudem im Rahmen der politischen Interessensvertretung auf EU- und 
Bundesebene eingesetzt, um die zukünftige Gesetzgebung – beispielsweise den geplanten Data-Act – im 
Sinne der kommunalen Selbstverwaltung zu beeinflussen. 

Kommunen 

Daten-Governance Forschung zu kommunaler Daten-
Governance 

Bund und Länder müssen Forschung mit dem Schwerpunkt auf kommunale Transformationsstrategien und -
hindernisse im Hinblick auf Nachhaltigkeit und digitale Infrastrukturen initiieren und fördern. Die Kooperation 
zwischen Kommunen, lokalen Hochschulen und Universitäten wird dabei gestärkt. Themenfelder sind 1) Risi-
ken von Wissensasymmetrien durch teure oder intransparente Wissensbestände und Verlust von Steuerungs-
möglichkeiten durch Abhängigkeit von dem Angebot privatwirtschaftlicher Datenlieferanten, 2) Sozial-ökolo-
gische Biases von Algorithmen, Standards und Modellen der Bilanzierung und Darstellung von Nachhaltigkeit, 
3) Das Potential von Reallaboren des demokratischen, prozeduralen Datasharings, Entwicklung von Kriterien 
für die Bindung des Datenzugangs an die Verfolgung von Gemeinwohlzielen, 4) Entwicklung einer Definition 
sozial-ökologischer Infrastrukturen und deren Bedeutung für nachhaltige Kommunalentwicklung, Datenerhe-
bung aus Reallaboren sozial-ökologischer Infrastrukturen zum Ziel der Modellierung von Transformationshe-
beln auf Basis suffizienter Lebensstile. 

Bund, Länder 

Daten-Governance 
Schaffung eines geeigneten Rechts- 
bzw. Regulierungsrahmens für eine 
datenbasierte Leistungserbringung 

Es bedarf der notwendigen Voraussetzungen für datenbasierte (Dienst-) Leistungen und Angebote der Da-
seinsvorsorge, dies umfasst insbesondere die Gewährleistung eines offenen Datenmarktes inklusive Daten-
schutz/IT-Sicherheit, Datenzugang und Datenerhebung/Datenbereitstellung ebenso wie die Klärung der 
Frage nach dem Dateneigentum, besonders mit Blick auf das Datennutzungsgesetz. 

Bund, Länder 

Plattformstrategie 
Nachhaltigkeitsorientierung von kom-
munalen Plattformen klären und stär-
ken 

Kommunen sollten Ziel und Zweck kommunaler Plattformen im Rahmen ihrer Nachhaltigkeitspolitik partizipa-
tiv diskutieren und entscheiden. Zentral ist dabei die Klärung des Nachhaltigkeitsanspruchs der Plattform, un-
terteilt in folgende Stufen: 1) Plattform als Instrument für Optimierung von Prozessen und Leistungen der 
Kommunen in Richtung Nachhaltigkeit; 2) Neu- bzw. Umgestaltung nachhaltiger Daseinsvorsorge mittels 
Plattformen; 3) Kommunale Plattformen als Treiber einer sozial-ökologischen Transformation. 

Kommunen 

Plattformstrategie 
Entwicklung eines partizipativen An-
forderungsmanagements für kommu-
nale Plattformen 

Um Plattformen in der kommunalen Gesellschaft gut einzubetten, sollten Kommunen bei der Planung von 
nachhaltigkeitsorientierten Plattformen relevante Stakeholder und Zielgruppen, und hier ausdrücklich die Zi-
vilgesellschaft, in den Planungs- und Gestaltungsprozess einbeziehen. Für das Anforderungsmanagement 
(Erhebung, Dokumentation und -Analyse von Anforderungen sowie das Management von Anforderungsän-
derungen) sollten Kommunen ein partizipatives Vorgehen etablieren. 

Kommunen 
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Handlungsfeld Titel der Maßnahme 
 
 

Beschreibung Initiator 

Plattformstrategie 
Entwicklung von zivilgesellschaftli-
chen Beteiligungsformaten bei der Ge-
staltung kommunaler Plattformen 

Es sollten Untersuchungen zu Möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Einbindung bei Gestaltung, Nutzung und 
Betrieb von kommunalen Plattformen initiiert werden (z. B. in Bezug auf Nutzung und Weiterentwicklung von 
Open-Source-Projekten durch kommunale Tech-Initiativen). 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Plattformstrategie 
Organisations- und Betreibermodelle 
für nachhaltigkeitsorientierte Plattfor-
men 

Kommunen sollten sich entlang oben genannter Fragen und des Kriterienkatalogs intensiv mit Gestaltung des 
Organisations- und Betreibermodells für die Plattform auseinandersetzen und dafür finanzielle Ressourcen, 
Fachwissen und Zeit aufwenden, zur Vermeidung von Abhängigkeiten (z. B. von beauftragten Unternehmen), 
Lock-in-/Skalierungs-Probleme und zur Nutzung von Synergien (z. B. Kompetenzen zivilgesellschaftliche Ini-
tiativen). Abwägungsentscheidungen sollten transparent dargestellt und möglichst partizipativ vorbereitet 
werden. 

Kommunen 

Plattformstrategie 
Kriterienkatalog für nachhaltigkeitsori-
entierte Plattformarchitektur und -
technik anwenden 

Kommunen sollten im Rahmen der vorgeschlagenen Anforderungsdefinition (nichtfunktionale) Anforderun-
gen an die Plattformarchitektur und -technik entlang des Kriterienkatalogs formulieren und entsprechende 
Abnahmebedingungen festlegen. 

Kommunen 

Plattformstrategie 
Erarbeitung einer nachhaltigkeitsori-
entierten kommunalen Plattformstra-
tegie 

Kommunen, die digitale Plattformen planen, sollten (gemeinsam mit relevanten kommunalen Akteursgrup-
pen) übergreifende strategische Überlegungen anstellen. Dabei sollten sie Zielkonflikte abwägen und eine 
übergreifende Strategie für die Ausgestaltung nachhaltigkeitsorientierter Plattformen erarbeiten. Inhalte sind 
u. a. Problembeschreibung, Leitbild für kommunale Plattformen inkl. Vision, zugrundeliegendes Nachhaltig-
keitsverständnis sowie Ziele und Maßnahmen. 

Kommunen 

Plattformstrategie Leitfaden für kommunale Plattform-
strategie als strategische Hilfestellung 

Bund, Länder und Forschung sollten einen Leitfaden für den nachhaltigkeitsorientierten Aufbau kommunaler 
Plattformen entwickeln. Dabei wird strategische Hilfestellung bei der Beantwortung zentraler Fragen für Ent-
wicklung, Betrieb und Nutzung kommunaler Plattformen angeboten. Die Leitlinien liefern damit eine Grund-
lage zur Entwicklung einer kohärenten (inter-)kommunalen Plattformstrategie. 

Bund, Länder 
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